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(Beginn um 9.02 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die 37. Sitzung des Gemeinderates ist eröffnet. Ich wünsche einen wunderschönen guten Morgen und bitte auch um Entschuldigung für die zweiminütige Verspätung.

Entschuldigt für die heutige Sitzung sind GRin Mag Waltraut Antonov, GR Mag Johann Gudenus, GRin Silvia Rubik und GRin Ingrid Schubert. 

Einzelne GemeinderätInnen - mit großem I - sind während des Tages temporär entschuldigt. Wie auch in der Präsidialkonferenz mitgeteilt, hat sich Frau VBgmin Laska in der Zeit zwischen 14.30 und 16.30 Uhr für einen Termin außer Haus entschuldigt. Gleichfalls entschuldigt haben sich Amtsf StR Dr Ludwig ab 16 Uhr und Amtsf StR Dr Mailath-Pokorny ab zirka 17 Uhr.

Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 04119-2008/0001 - KFP/GM) wurde von Herrn GR Anton Mahdalik gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet. (Die neue Hundeverbotszone auf der Donauinsel, die von der MA 45 offenbar auf Drängen muslimischer Grillfreunde eingerichtet wurde, hat für massive Verärgerung bei den Besuchern dieses Freizeitparadieses gesorgt. Während die durch das ausufernde Grillen verursachten Rauch- und Geruchsbelästigungen sowie die massiven Verunreinigungen der Grünflächen und des Wassers von der Stadt Wien quasi wohlwollend und ohne Gegenmaßnahmen zur Kenntnis genommen werden, sind Teile des Erholungsgebietes nun für die Besucher mit Hunden tabu. Sind Sie bereit, diese ungerechte und tierfeindliche Maßnahme sofort wieder zurückzunehmen?) 

Bitte, Frau Stadtrat.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Schönen guten Morgen, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Frage beschäftigt sich mit dem Thema Hundeverbotszonen. Sehr geehrter Herr Gemeinderat, ich kann Sie beruhigen: Es gibt keinerlei Zusammenhang zwischen den von Ihnen zitierten muslimischen Grillfreunden und der hundefreien Zone. Ganz im Gegenteil, es gibt einen anderen Grund, nämlich: Die österreichischen FKK-Freunde sind der Grund dafür, dass wir auf der Donauinsel diese hundefreien Zonen eingeführt haben, einfach weil es eine sehr starke Nachfrage der Benutzerinnen und Benutzer dieses Bereichs gegeben hat. 

Sie wissen, die Donauinsel ist 21 km lang; 0,1 Prozent der Gesamtfläche nimmt diese hundefreie Zone ein, über die in der Anfrage gesprochen wird. Hunde sind auf der Donauinsel selbstverständlich weiterhin willkommen, das ist überhaupt keine Frage. Aber wir verfolgen auch da die Politik wie sonst überall in der Stadt, bestimmte, sozusagen geschützte Bereiche für einzelne Nutzergruppen festzulegen. Der Grund ist relativ einfach: Nicht jeder mag Hunde, manche wollen auch ihren Badespaß auf der Donauinsel genießen, ohne von Hunden beeinträchtigt zu werden.

Deswegen haben wir drei solcher Zonen auf der Donauinsel gemacht - das ist ja schon die dritte, über die wir hier gesprochen haben -, genauso wie wir in der Stadt auch sonst bereits 153 Hundeverbotszonen, aber natürlich auch viele Hundezonen haben. Wir versuchen also, in dem Bereich wirklich ein Angebot für die Hundebesitzer zu schaffen, aber auch ein Angebot für jene, die eben mit Hunden nicht so auf Tuchfühlung gehen wollen. Ich glaube, dass das eine ganz gute Strategie für alle Nutzergruppen auf der Donauinsel ist, um hier wirklich Möglichkeiten zu schaffen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Frau Stadträtin. - Die 1. Zusatzfrage wird gestellt von GR Mahdalik. - Bitte.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Es ist ja alter Brauch bei der SPÖ-Wien, Probleme zu leugnen oder aber zu probieren, sie schönzureden, wenn man nur an die Sicherheitssituation in Wien oder an die Probleme im Gemeindebau denkt. Dass sich dieser Brauch überlebt hat, hat man spätestens am Sonntag gesehen. Probleme lassen sich nicht leugnen oder schönreden, denn die Watschen, die die SPÖ in Wien kassiert hat, waren noch kräftiger als jene auf Bundesebene, und das zu Recht.

Aber neuerdings erfindet die SPÖ auch Probleme. Denn das Zusammenleben von Erholungssuchenden, Sportlern, Spaziergängern, Nacktbadegästen, Vierbeinern und Hundebesitzern hat in den letzten Jahrzehnten auf der Donauinsel klaglos funktioniert; jetzt auf einmal soll das nicht mehr so sein. Es hat sich darum auch sehr rasch eine Bürgerinitiative „Rettet die Donauinsel" gegründet, die bislang 5 000 Unterschriften gegen diese aus ihrer Sicht, aus der Sicht der Bürgerinitiative, ungerechten Hundeverbotszonen gesammelt haben, und es werden täglich mehr.

Ich frage Sie - auch in Anbetracht des Wahlergebnisses, das ja für die SPÖ nicht wirklich erfreulich war -, ob die SPÖ in Wien jetzt bereit ist, die Politik gegen die Interessen der Bevölkerung aufzugeben und diese ungerechten Hundeverbotszonen auf der Donauinsel wieder aufzuheben.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Das finde ich eine interessante Interpretation des sonntäglichen Wahlergebnisses, die in die österreichweite Berichterstattung, glaube ich, noch nicht ganz eingeflossen ist - aber ich werde es gerne weiterleiten -: Der wahre Grund für das Abschneiden der SPÖ ist natürlich die hundefreie Zone auf der Donauinsel. Ich bin froh, dass wir das jetzt auch geklärt hätten. (GR Dr Herbert Madejski: Ein Mosaiksteinchen! Unter anderem!)
Schauen Sie, ich glaube, dass wir mit der Politik, für verschiedene Nutzergruppen verschiedene Bereiche zu schaffen, sehr, sehr gut gefahren sind. Die Donauinsel ist deswegen ein Bereich, der sich besonders gut dafür anbietet, weil eben die Donauinsel besonders groß ist. 

Jetzt habe ich, da Bilder bekanntlich mehr als Worte sagen, für Sie eine eigene Tafel mitgebracht, die ich Ihnen gerne zeigen würde. (Die Rednerin lässt eine graphische Darstellung der Donauinsel, auf der einige kleine Bereiche rot eingezeichnet sind, in die Höhe halten.) Sie sehen hier also die Donauinsel - ich möchte das jetzt nicht für mich behalten -, und die gekennzeichneten Bereiche sind die hundefreien Bereiche. Ich glaube, es lässt sich mit freiem Auge relativ einfach erkennen, dass es sich um einen geringen Prozentsatz handelt.

Dieser Teil ist aber natürlich insofern wichtig, als es eben Leute gibt, für die das trotzdem ein wichtiges Kriterium für die Freizeiterholung ist. Ich glaube, dass es eine gute und salomonische Lösung ist, dass Hundebesitzer mit ihren Hunden auf die Donauinsel gehen können, aber auch solche, die eben keine Tuchfühlung mit Hunden haben wollen. Ich glaube, dass das eine gute Lösung ist. Es hat auch schon Gespräche mit der Bürgerinitiative gegeben; auch hier haben wir uns auf einen Vorschlag geeinigt. 

Ich glaube, Sie sind auf der verzweifelten Suche nach einem neuen Wahlkampfthema für den mittlerweile fast schon begonnen habenden Gemeinderats-Wahlkampf. Aber ich fürchte, so lange werden Sie das mit der hundefreien Zone nicht hinziehen können.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatz-
frage wird gestellt von GRin Smolik. - Ich bitte darum.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

In der Anfrage wird eigentlich krampfhaft versucht, das Thema Grillen auf der Donauinsel wieder ins Gespräch zu bringen. Und dann nimmt man eben die Tierfeindlichkeit dazu. 

Ich habe eine Frage. Wir sind selbstverständlich dafür, dass auch HundebesitzerInnen mit ihren Hunden auf der Donauinsel spazieren gehen können, und eben alle anderen auch, die dort spazieren gehen. Nur kommt es leider nach wie vor immer wieder dazu, dass die HundebesitzerInnen den Hundekot ihrer geliebten Vierbeiner nicht entsorgen. Wird es eine massive Aufstockung der Hunde-Set-Automaten auf der Donauinsel geben?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ja, ich kann mir eine Aufstockung der Hunde-Set-Automaten selbstverständlich auch auf der Donauinsel vorstellen. Sie wissen ja, dass wir dieses Förderungsprogramm mit den Bezirken machen, das zum Beispiel heuer noch nicht ausgeschöpft ist, weil wir einfach merken, dass wir sonst in den urbanen Bereichen schon einen gewissen Sättigungsgrad an Hunde-Set-Automaten erreicht haben. Aber die Donauinsel ist sicher ein Platz, der sich noch anbietet.

Auf das, was Sie anfangs gesagt haben, möchte ich ebenfalls eingehen, weil mir natürlich auch aufgefallen ist, dass hier jeder Aufhänger von Seiten des Kollegen Mahdalik fast verzweifelt herangezogen wird, um das Thema Grillen wieder irgendwie ins Bild zu bringen. Diesmal ist es eben die hundefreie Zone. Es wird immer behauptet, dass die hundefreie Zone im Zusammenhang mit den Grillplätzen steht. Das ist aber überhaupt nicht wahr, weil es - wie man auch auf dieser Karte erkennen kann - eine räumliche Trennung zwischen den Grillbereichen, den Grillplätzen und dem hundefreien Bereich gibt.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatz-
frage wird gestellt von GR Dipl-Ing Stiftner. - Bitte.

GR Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Einen schönen guten Morgen, Frau Stadträtin!

Ich denke, Sie können zwei Dinge heute leider nicht abstreiten. Das Erste ist, dass wir das Thema Grillplätze, Donauinsel und Hundeverbotszonen jetzt schon viele Monate diskutieren. Es war Bestandteil der Diskussionen über den gesamten Sommer, was zeigt, dass offensichtlich die Zufriedenheit doch eine sehr eingeschränkte ist. 

Zweitens hat es offensichtlich schon ein bisschen damit zu tun - wenn man sich das Wahlergebnis anschaut -, dass es nicht gelungen ist, gemeinsam eine Lösung dafür zu finden, wie Sorgen von Bürgerinnen und Bürgern angegangen werden, wenn man sich gerade Ihren Verlust an Wählerinnen und Wählern in Richtung Freiheitliche Partei zu Gemüte führt. Deshalb möchte ich heute noch einmal das Thema eines Nutzerkonzeptes auf der Donauinsel anregen, weil offensichtlich alle Nutzergruppen nicht ganz damit einverstanden sind, wie es gerade läuft. Es ist ein großes Gebiet, Sie haben es gesagt, Sie haben es gezeigt. Es zeigt sich, dass offensichtlich alle Interessen irgendwo doch miteinander kollidieren.

Daher frage ich Sie, Frau Stadträtin, ob es nicht doch zweckmäßig ist, im Rahmen eines Bürgermitbeteiligungsverfahrens noch einmal ein Managementkonzept zu überlegen und auch auszugestalten, mit dem dann wirklich in einer friedlichen und auch koexistenziellen Form die Möglichkeit geboten wird, alle Nutzergruppen zu befriedigen, mit allen Möglichkeiten, mit allen Einzelheiten, aber so, dass das Ganze ein wirklich sinnvolles Gesamtkonzept ergibt und dann auch ein Managementplan erstellt werden kann.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Es gibt selbstverständlich ein Nutzerkonzept für die Donauinsel. Wir haben uns ja schon irgendwie überlegt, wie wir mit diesem großen Freizeitbereich umgehen. Das funktioniert seit Jahren sehr gut und hat auch heuer sehr gut funktioniert. 

Wir haben uns mit der Bürgerinitiative zusammengesetzt und haben uns darauf geeinigt, dass es im nächsten Jahr einen eigenen Hundebadeplatz geben wird, weil das zum Beispiel ein Wunsch war, einen Platz zu haben, wo man explizit mit den Hunden auch ins Wasser gehen darf. Ich glaube, wie gesagt, dass die Donauinsel groß genug ist, um auch hier allen ein Angebot zu bieten. Wir haben einen Platz gefunden, wo man das sehr gut machen kann, und zwar öffentlich, aber auch so, dass man mit dem Auto zufahren kann, auch das war ein Wunsch. Ich glaube, dass man so eine ganz gute Lösung für alle Beteiligten gefunden hat.

Ich sehe das eigentlich auch wunderbar, aber Kollege Mahdalik ist, glaube ich, ganz traurig, dass ihm dieses Thema abhanden gekommen ist. Deswegen wollte er es heute in der Fragestunde noch einmal einbringen. 

Wie gesagt, auf der anderen Seite bleiben selbstverständlich die hundefreien Bereiche aufrecht, weil wir auch hier sozusagen sehr viel positiven Zuspruch bekommen haben. Es ist bei solchen Themen immer so, da gibt es auf der einen Seite diejenigen, die sagen: ich will mit meinem Hund überall hingehen, und da sind dann die anderen, die sagen: ja, super, endlich ein generelles Hundeverbot auf der Donauinsel! In diesem Spannungsfeld müssen wir uns bewegen, da müssen wir schauen, dass wir einen guten Kompromiss zustande bringen, mit dem - und das sage ich gleich dazu - beide Seiten nicht hundertprozentig zufrieden sein werden. Denn ich habe genauso viele Zuschriften bekommen für „Ja, endlich ein Hundeverbot auf der Donauinsel!" wie für „Weg mit den Hundezonen!". 

Das hält sich also die Waage, und in einer Stadt mit begrenzter Fläche haben Sie überall und immer diese Nutzungskonflikte. Das haben wir vom kleinsten bis zum größten Park, und wir haben, glaube ich, über die Jahre eine ganz gute Strategie entwickelt, um damit wirklich gut zurechtzukommen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 4. Zusatzfrage wird gestellt von Frau GRin Reischl. - Bitte.

GRin Hannelore Reischl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Auch ich kann die Kritik des Kollegen Mahdalik absolut nicht teilen, da wir ja noch dazu wissen, dass gerade auf Grund Ihrer Initiative im Vorjahr die so genannten Grillplatzmeister eingesetzt wurden.

Daher meine Frage: Wie haben sich diese Grillplatzmeister in den Grillzonen bewährt, und werden sie auch in Zukunft eingesetzt werden?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Wir haben hier gemeinsam mit der MA 17 dieses Projekt der muttersprachlichen Grillplatzmeister entwickelt, das sehr, sehr gut funktioniert, auch sehr gut angenommen wird und gerade auf der Donauinsel eine gute Ergänzung zum bestehenden Wachdienst ist, weil der Grillplatzmeister sozusagen die Aufgabe hat, zu helfen, zu vermitteln und Streit zu schlichten. Es ist also ein Konzept, das sehr gut aufgegangen ist, und wird mit Sicherheit im nächsten Jahr fortgesetzt werden. Wir haben das ja nicht nur auf der Donauinsel, sondern auch auf allen anderen Grillplätzen in der Stadt, und es hat sich, wie gesagt, wirklich sehr gut bewährt.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 5. Zusatzfrage wird von GR Mahdalik gestellt.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Danke einmal für die Mühe, die Sie auf sich genommen haben, um diese Tafel mitzubringen. Sie glauben wieder, eine gute Lösung gefunden zu haben; die Bevölkerung sieht es, wie in vielen anderen Fällen, anders. 

Zum Zweiten finde ich es kühn, dass der Kollege von der ÖVP das Wahlergebnis anschneidet. Wenn man sich das Wiener Wahlergebnis - von Österreich rede ich gar nicht -, nur das in Donaustadt ansieht, hat die ÖVP dort mit knapp über 10 Prozent das Kunststück zustande gebracht, hinter den GRÜNEN zu landen, was gar nicht so einfach ist. (GR Robert Parzer: Ist ja nicht wahr!) Gut, dann seid ihr um drei Zehntel vorne. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wahlkarten nicht mitgezählt! Sonst wärt ihr hinter uns!) Auf jeden Fall spricht das auch wieder gegen die Politik der ÖVP.

Ich möchte Sie auch nicht inkommodieren, weil Sie gesagt haben, dass mir das Thema abhanden kommen wird. Das glaube ich nicht, Frau Stadträtin, dass es in den nächsten Monaten oder auch in den nächsten Jahren, bis zur nächsten Gemeinderatswahl, abhanden kommt. Ich wollte heute das Thema Grillen von mir aus gar nicht ansprechen, aber da Sie es jetzt aufs Tapet gebracht haben, möchte ich auch dazu eine Frage stellen. (Amtsf StRin Mag Ulli Sima, mit Heiterkeit: Es tut mir leid, aber das ist nicht sehr glaubwürdig, Herr Kollege!)
Es gibt massive Probleme mit den ausufernden Grillzonen auf der Donauinsel, nicht mit den befestigten Grillplätzen. Wir haben ja sogar ein Kompromissangebot gemacht für eine sanfte Ausweitung der befestigten Grillplätze, wirklich nur sehr wenige, wenn im Gegenzug alle Grillzonen, die auch oft ohne Erlaubnis des Magistrats ausgeweitet werden, aufgelassen werden. Denn Besucher der Donauinsel, Sporttreibende, Badegäste werden oft von den Grillenden, die das gesamte Gebiet für sich beanspruchen, bedroht oder belästigt. Diese Probleme gibt es, man sieht es am letzten Wahlergebnis.

Darum frage ich Sie: Sind Sie auf Sicht bereit, diese ausufernden Grillzonen auf der Donauinsel aufzulassen, Frau Stadträtin?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Kollege Mahdalik!

Mir ist völlig schleierhaft, woher Sie die Legitimation nehmen, hier für die Bevölkerung zu sprechen. Die Bevölkerung ist mit dieser Lösung nicht zufrieden? - Ich habe sehr viele positive Rückmeldungen zu dieser Hundegeschichte bekommen. Ich glaube, dass es die Bevölkerung, von der Sie sprechen - ich kann nicht sagen, wer genau das ist. 

Ich glaube, dass wir eine sehr gute Kompromisslösung gefunden haben. Aber, wie gesagt, ein Kompromiss beinhaltet für mich immer, dass nicht beide Seiten restlos zufrieden sind. Okay, überhaupt kein Hund mehr auf der Donauinsel - das wollen nämlich die einen -, das werden wir so nicht erreichen. Aber ich glaube, dass das ein guter Kompromiss ist. 

Was die Grillplätze betrifft, so bin ich nach wie vor der Meinung, dass es auch unsere Aufgabe ist, denjenigen, die eben keinen eigenen Garten haben und nicht zur Oma, zur Mama oder sonst wohin gehen können, auch eine Möglichkeit zu bieten. Das ist auf der Donauinsel sehr gut gegeben. 

Ich war im Sommer mehrfach am Wochenende persönlich dort und habe mir das angeschaut. Ich sage Ihnen ganz ehrlich, ich sehe gerade an diesem Platz, in dieser Grillzone vor der Steinspornbrücke zum Beispiel, überhaupt kein Problem. Es ist sozusagen relativ an einem Ende der Donauinsel, die Sportler haben jede Möglichkeit, auf der Inselseite alles zu machen, was sie wollen, aber auch auf der Dammseite. Ich sehe da wirklich kein Problem - außer dem, dass Sie immer wieder versuchen, das zu einem Problem zu machen, und zwar aus den, würde ich einmal sagen, altbekannten Gründen. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke für die Beantwortung der 1. Anfrage.

Die 2. Anfrage (FSP - 04116-2008/0001 - KGR/GM) wurde von Frau GRin Claudia Smolik gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet. (Im Zuge des Fördermodells 1+1 wurden die Kinder, die im Schuljahr 2009/2010 in die Schule gehen werden, nach der vorgezogenen Schuleinschreibung im Frühjahr 2008 gescreent. Bei mehr als 3 500 Kindern wurde ein Förderbedarf festgestellt. Wie viele dieser 3 500 Kinder besuchen/besuchten keinen Kindergarten?) 

Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Grete Laska: Schönen guten Morgen, Frau Gemeinderätin!

Sie wollten wissen, wie viele Kinder von denen, die bei der vorgezogenen Schuleinschreibung gescreent wurden, noch keinen Kindergarten besuchen oder besuchten. 

Ich darf Ihnen dazu sagen, dass 145 Kinder von jenen 264, bei denen in der ersten Screening-Phase ein Förderbedarf festgestellt wurde, bereits geplanterweise einen Kindergarten besuchen. Es sind 115 Kinder mit festgestelltem Förderbedarf, die keinen Kindergarten besuchen und ihn auch nicht besuchen wollen, die aber in dem Kurssystem, das wir für jene Kinder anbieten und das von den Eltern auch akzeptiert wurde, gefördert werden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 1. Zusatzfrage wird von Frau GRin Smolik gestellt. - Bitte.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Vielen Dank für die Zahl der 115 Kinder.

Meine Frage ist jetzt: Diese 115 Kinder sollen ja ab 29. Oktober gefördert werden, wobei herumgeistert, dass sie in den Horträumlichkeiten quasi diese Kurssysteme angeboten bekommen. Ist das so, dass diese in den Horträumlichkeiten stattfinden? Mit welchem System, also stundenweise, mehrmals in der Woche oder an einem Tag? Und welche PädagogInnen machen dann diese Betreuung, dieses Kurssystem in den Kindergärten, in den Horten?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Grete Laska: Die eine Phase der frühen Förderung für jene Kinder, die in Einrichtungen sind, ist ja schon am 29. September gestartet worden. Die zweite Phase beginnt am 6. Oktober. So wie es funktioniert, entspricht es genau den Vorgaben, die auch in der 15a-Vereinbarung geregelt sind. Das heißt, vom Stundenausmaß her sind jene Stunden, die hier vorgesehen sind, eine Verdopplung dessen, was im frühen Fördermodell der Vergangenheit der Fall war.

Die Örtlichkeiten sind je nach Möglichkeit in den Kindergärten, ob das nun die Räumlichkeiten sind, die normalerweise am Vormittag nicht genutzt werden, weil sie für Horte genutzt werden, oder andere Räumlichkeiten. Das ergibt sich von Standort zu Standort, 115 Kinder sind ja auch wirklich nicht extrem viel. Wichtig ist, dass es auch so situiert ist, dass es tatsächlich angenommen werden kann, vor allem von den Eltern für ihre Kinder. Ich bin also zuversichtlich, dass die Fördermaßnahmen greifen werden. 

Sie wissen aber, dass knapp 14 300 Eltern diese vorgezogene Schuleinschreibung genutzt haben; das ist noch nicht der gesamte Jahrgang. Es ist zwar viel mehr als bei normalen Schuleinschreibungen, was erfreulich ist, aber noch nicht der gesamte Jahrgang. Das heißt, wir müssen damit rechnen, dass im Laufe des Jahres noch Kinder dazukommen, die dann natürlich auch jeweils gescreent werden, und dass für jene, für die diese einjährige Förderung nicht ausreicht, natürlich auch noch die Möglichkeit besteht, nach der tatsächlichen Schuleinschreibung im Frühjahr des nächsten Jahres ein zweites Förderjahr zu bekommen, bevor sie dann tatsächlich in der 1. Klasse beginnen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 2. Zusatzfrage wird gestellt von GRin Riha. - Bitte.

GRin Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, Frau Vizebürgermeisterin!

Sie haben soeben selbst gesagt, ein Teil der Kinder, die derzeit noch in keinen Kindergarten gehen, konnte nicht erreicht werden. Es gab ja ein Screening im Mai, und es gibt meines Wissens auch eines jetzt im September, das aber voraussichtlich auch nicht alle Kinder erreichen wird. 

Gibt es eine Strategie, oder was wird Wien unternehmen, dass man in Zukunft, in naher Zukunft oder jedenfalls für das nächste Screening alle Kinder erreicht? Gibt es Strategien dazu, wie man auch an jene Eltern herankommt, die jetzt sichtlich kein großes Interesse daran haben, ihre Kinder in den Kindergarten zu schicken beziehungsweise einfach auch dieses Förderprogramm zu beanspruchen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Dazu eine organisatorische und eine politische Antwort. - Die organisatorische Antwort ist das, was im heurigen Jahr eigentlich erfreulich gut gegriffen hat, nämlich dass, obwohl ein ganz neues Modell zum Tragen gekommen ist - denn normalerweise waren die Eltern darauf eingestellt, dass Schule für sie in jenem Frühjahr beginnt, in dem die Kinder im Herbst tatsächlich auch in die Schule eintreten, also schulreif werden -, die Informationsdichte, die wir gestartet haben, sowohl in den Einrichtungen - und da bedanke ich mich, denn da haben auch die privaten Partner sehr gut mitgezogen - als auch in den verschiedensten Möglichkeiten öffentlicher Kommunikation offensichtlich durchgedrungen ist, dass die Schülereinschreibung heuer ein Jahr vor dem eigentlichen Schuleintritt begonnen hat. Das hat dazu geführt, dass immerhin fast ein Drittel mehr Eltern diesen Weg beschritten haben, als das bei normalen Schuleinschreibungen der Fall war. 

Trotzdem ist das Ergebnis, dass einige Eltern nicht dem Screening zugestimmt haben und, wenn gescreent wurde, auch nicht den Fördermaßnahmen zustimmen, ein wirklich bedauerliches Ergebnis. Denn das bedeutet, dass Eltern teilweise zum Schaden ihrer Kinder und ihrer Bildungslaufbahn entscheiden. Das heißt, organisatorisch ist die Antwort vollkommen klar: Auch im nächsten Jahr - und heuer schon beginnend - muss für die vorgezogene Schuleinschreibung getrommelt werden, sodass auch das Verständnis, warum es so wichtig ist, diese frühkindliche Pädagogik für alle wirksam werden zu lassen, tatsächlich Platz greift.

Die politische Antwort darauf ist eine, die ganz eindeutig ist: Man wird nur erreichen, dass Frühkindpädagogik für alle Kinder tatsächlich auch zum gleichen Zeitpunkt beginnt, wenn man die Schulpflicht um ein Jahr vorzieht, das heißt, wenn das Jahr vor dem jetzigen Schuleintritt tatsächlich verpflichtend wird. Denn dann ist es keine Entscheidung der Eltern mehr, keine Entscheidung, in der sie beurteilen, ob sie diese frühe Förderung wollen oder nicht, sondern dann ist sichergestellt - so wie in vielen, vielen europäischen Ländern in selbstverständlicher Weise nicht erst mit fünf, sondern teilweise schon früher, aber ich wäre schon zufrieden, wenn es ein Jahr wäre -, und zwar für alle Kinder in ganz Österreich sichergestellt, dass sie gleichermaßen jene Förderung bekommen, die sie auch brauchen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatz-
frage wird gestellt von Frau GRin Mörk. - Bitte.

GRin Gabriele Mörk (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Schönen guten Morgen, Frau Vizebürgermeisterin!

Ich darf Sie fragen: Wie ist diese Aktion von den Eltern aufgenommen worden?

VBgmin Grete Laska: Nun, ich habe schon darauf hingewiesen und möchte das noch einmal ein bisschen ausführlicher sagen. Zum einen halte ich es für sehr positiv, dass unsere Information in einer großen Gemeinsamkeit überall dort, wo Kinder schon in frühkindlichen Betreuungseinrichtungen sind, also teilweise in den Kindergärten, aber auch in den Kindergruppen sowie auch bei Kindern, die bei Tagesmüttern oder Tageseltern untergebracht sind, als direkte Information an die Eltern so gut gegriffen hat, dass wesentlich mehr Eltern ihre Kinder zum ersten Schritt der Schuleinschreibung tatsächlich in den Schulen vorstellig gemacht haben. Das ist ganz wichtig. 14 300 von einem Jahrgang, der in etwa 16 000 umfasst, ist eine deutliche Steigerung. 

Das war auch deshalb wichtig, weil damit bei dem Gespräch in den Schulen für viele das Bewusstsein geschaffen werden konnte, dass erstens einmal frühkindliche Förderung nicht nur Sprachförderung ist. Es wurde ja bei vielen Kindern auch festgestellt, dass sie sich in ihrer Gesamtentwicklung anders entwickeln als andere. Das heißt, auch die motorischen Fähigkeiten, die sozialen Fähigkeiten, das Kreativpotenzial, der gesundheitliche Zustand, das Bewegungspotenzial, all das sind Komponenten, bei denen gilt: Je früher man erkennt, dass hier Förderbedarf gegeben ist, desto besser ist es. Das heißt, das hat an sich gut gegriffen, ist aber noch nicht zufriedenstellend. 

Was wirklich nicht zufriedenstellend ist, ist, dass viele Eltern, obwohl sie erkennen mussten, dass ein bestimmter Förderbedarf vorhanden ist, nicht damit einverstanden waren, dass diese Förderung tatsächlich auch greifen kann und intensiviert wird. Da haben wir noch viel Aufholbedarf. Es war ein guter erster Schritt, aber - wie ich vorhin schon gesagt habe - wirklich sicherstellen kann man den frühen Einsatz von Bildung für alle, ganz egal, ob das Kind in Wien oder in Dornbirn zur Welt gekommen ist, nur dann, wenn es hier eine Verpflichtung für alle gibt.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 4. Zusatzfrage wird gestellt von GR Mag Jung. - Bitte.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Sie haben zu Recht festgestellt, dass ein doch noch zu großer Teil der Eltern, wie Sie gesagt haben, zum Schaden ihrer Kinder diese nicht in die vorbereitenden Maßnahmen schicken. Das Problem ist, dass es ja nicht nur zum Schaden ihrer Kinder ist, sondern zum Schaden der Klassengemeinschaft, in der diese Kinder nachher den Fortschritt des Unterrichtes verzögern und die Durchführung des Unterrichtes erschweren. Es wäre daher notwendig, etwas zu unternehmen. 

Der Herr Bürgermeister hat vor einigen Wochen gesagt, er würde solche Eltern an den Ohren nehmen. Das wird zwar nicht gerade die richtige pädagogische Methode sein, um die Situation zu verbessern, aber es gibt und muss auch andere Methoden geben, um die Eltern mehr oder weniger sanft dazu zu ermuntern, ihre Kinder dort hinzuschicken. Mit diesen Methoden meine ich nicht, dass man alle verdonnert und über einen Leisten schert und die, die ohnehin tadellos Deutsch sprechen, jetzt auch noch zwangsweise - nicht auf freiwilliger Basis, sondern zwangsweise - in ein Vorschuljahr sozusagen hineindrückt. 

Sehen Sie außerhalb dieser Möglichkeiten des Vorschuljahres noch andere Methoden zur höheren Motivierung?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Grete Laska: Zum einen ist in unserem jetzigen System - aber das kennen Sie ja - das 1+1-Modell noch sichergestellt, sodass jene Kinder, die im Herbst 2009 schulreif werden, aber noch nicht die nötige persönliche Entwicklung haben, noch ein Jahr dazubekommen, nämlich in der Vorschule. Dann nämlich sind sie schulpflichtig, und dann ist für sie auch die Verpflichtung da, dieses eine Förderjahr in der Vorschule tatsächlich in Anspruch zu nehmen. Das heißt, hier haben wir eine Schiene, die sicherstellt, dass noch ein weiteres Förderjahr hinzukommt. 

Aber trotzdem bin ich der Meinung, dass es neben der positiven Motivation, die einsetzen muss, nicht eine Frage von Zwangsverpflichtung ist, sondern eine Frage der Grundsatzentscheidung, wann insgesamt Bildung einsetzen muss. Da geht es ja nicht nur um die Förderung in Bezug auf Schwächen, also um das Schwächen von Schwächen, sondern auch um das Fördern von Stärken. Das heißt, auch für jene Kinder, die sich in Wirklichkeit vollkommen ihrem Alter entsprechend entwickeln oder sogar weiter entwickelt sind, kann das Einsetzen von früher Bildung für alle dazu führen, dass ihre Stärken gestärkt werden. 

Hier geht es aus meiner Sicht nicht um eine Zwangsvermittlung, sondern einfach um eine Entscheidung, die Österreich treffen muss - und das geht nur bundesweit, denn hier kann es keine Unterschiede geben -, wann Bildung verpflichtend für alle einsetzen muss. Da geht es auch nicht darum - wie fälschlicherweise manchmal behauptet wird -, dass man den Kindern die Kindheit wegnimmt - denn auch in der Schule ist spielerisches Lernen ein ganz wichtiges Thema -, sondern da geht es einfach darum, dass man wirklich rechtzeitig, so wie es auch die Erkenntnisse aus allen Untersuchungen bestätigen, möglichst früh mit Bildung im frühkindlichen Alter beginnt. 

Darum geht es, und da sind die Maßnahmen also einerseits für jene Kinder jedenfalls sichergestellt, dass sie ein Jahr noch bekommen, wenn sie es jetzt in dieser vorgezogenen Maßnahme nicht haben. Damit ist sichergestellt, dass der Anteil jener Kinder, die bei Eintritt in die Volksschule noch Förderbedarf haben, minimiert wird. Auf der anderen Seite geht es um die ganz, ganz wichtige Entscheidung, die Österreich darüber zu treffen haben wird, wann Bildung tatsächlich einsetzen muss.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 5. Zusatzfrage wird von Frau GRin Smolik gestellt. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Sie haben leider meine Frage von vorhin nicht beantwortet, wer jetzt die 115 Kinder fördern wird, die ja noch nicht im Kindergarten sind und auch offensichtlich keinen Kindergartenplatz in Anspruch nehmen. Da hätte ich noch gerne eine Antwort. 

In einer Presseunterlage zu einer Pressekonferenz von Ihnen und der Frau Stadtschulratspräsidentin ist auch die Rede davon, dass es im Kindergarten ein zusätzlicher Pluspunkt dieses Förderprogramms ist, dass die spezielle Auseinandersetzung der Pädagogin mit den Kindern in Kleingruppen passieren soll. Jetzt wissen wir, dass in den Kindergärten derzeit die Personalsituation eher eine sehr angespannte ist, um nicht zu sagen, es fehlen einige KindergartenpädagogInnen. Wenn jene, die jetzt schon in dieser angespannten Situation arbeiten, auch noch in Kleingruppen arbeiten werden und sollen - es ist natürlich vernünftig, in kleineren Gruppen zu arbeiten -, wie soll sich das ausgehen mit den Gruppengrößen, die wir derzeit im Kindergarten haben?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Grete Laska: Wir haben für beide Schienen, sowohl für die Förderung in den Kindertageseinrichtungen als auch für die Kursmaßnahmen, zusätzliches Personal angestellt und werden das auch noch weiter tun. Es hat ja Personalreserven gegeben in jenen Bereichen, in denen auch nach der Sprachförderung-alt Menschen die Sprachförderung vorgenommen haben. Hier gibt es und hat es auch schon zusätzliche Schulungsmaßnahmen gegeben entlang der Richtlinien, die seitens des Bundes auszuarbeiten gewesen sind und auch beigestellt wurden. So gesehen gibt es für beide Bereiche, nämlich sowohl die Maßnahmen in den Einrichtungen selbst als auch jene in den Kursen, zusätzliches Personal, für das auch vorgesorgt wird. 

Gleich zu dem Vorwurf, den Sie schon in den Raum gestellt haben, dass grundsätzlich zu wenig Personal da ist: Wir haben heuer nicht die Situation, die wir in sonstigen Jahren hatten, dass wir nämlich am Beginn des Kindergartenjahres mit einem deutlichen Überhang an Personal begonnen haben, das sich dann im Laufe des Jahres entsprechend dem Dienstpostenplan wieder auffängt und aufsaugt. Das stimmt, da gibt es auch gar nichts herumzureden. 

Das hat verschiedene Ursachen, die wir auch erläutert haben. Zum einen ist dies die erfreuliche Tatsache, dass in einigen Bundesländern doch auch mit einem Ausbau begonnen wird und für Personal, das früher in den Bundesländern keinen Posten gefunden hat, weil einfach keine Einrichtungen da waren, jetzt langsam Einrichtungen zu greifen beginnen und damit natürlich - und das kann ich auch nachvollziehen - die Entscheidung für manche Kindergartenpädagogin, die jene war, näher zum Wohnort einen Arbeitsplatz zu haben, eine ganz eindeutige ist, und auf der anderen Seite einige dem normalen Ablauf entsprechend aus unterschiedlichen Gründen entschieden haben, den Dienst nicht weiter fortzusetzen.

Auf der anderen Seite muss man sagen, dass die hohe Aktivität, die wir in der Bewerbung der Position der Kindergartenpädagogin gezeigt haben, und die Ausbildungsinitiative, die wir gestartet haben, ein enormes Echo hervorgerufen hat, sodass wir sagen können: Mit dieser Ausbildungsoffensive, die wir auf Grund des großen Zulaufes noch aufgestockt haben, kann hier ein gutes Reservoir zwar jetzt nicht unmittelbar für September und Oktober 2008, aber für die künftigen Jahre sichergestellt werden. 

Ich bin zuversichtlich, dass hier - wenn auch die anderen Ausbildungsstätten, die wir in Wien ja haben, auf dieses neue Kursmodell einsteigen - insgesamt ein guter Zulauf zu diesem Beruf sichergestellt werden kann und auch im heurigen Jahr durch die Tatsache, dass mehr Werbung betrieben wird, vielleicht einige wieder zurückgewonnen werden können, die die Ausbildung schon haben und wieder einsteigen können. So gesehen ist die Situation nicht so entspannt wie in den anderen Jahren, aber auch nicht eine, die man extrem dramatisieren muss. 

Ich bitte um Verständnis, wenn ich zum Abschluss der Beantwortung dem Wiener Gemeinderat noch eine Information weitergebe, die ganz aktuell ist, sodass Sie diese auch gleich haben. Sie hat mit dem Kindergarten nichts zu tun, aber mit einer anderen ganz wichtigen Einrichtung dieser Stadt. Durch das plötzliche Ableben der Geschäftsführerin des Kuratoriums Wiener Pensionistenwohnhäuser ist es notwendig geworden, hier eine neue Geschäftsführung zu bestellen. Ich darf Ihnen mitteilen, dass der Vorstand des KWP gestern einstimmig Frau Mag Gabi Graumann zur neuen Geschäftsführerin des Kuratoriums Wiener Pensionistenwohnhäuser bestellt hat. - Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke, Frau Vizebürgermeister, für die Beantwortung der Frage und auch für die Information. 

Die 3. Anfrage (FSP - 04109-2008/0001 - KVP/GM) wurde von Herrn GR Ing Mag Bernhard Dworak gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet. (Der Unmut bei den Mieterinnen und Mietern in den Gemeindewohnungen wächst. Die Gründe sind bekannt: Falsche Betriebskostenabrechnungen, lange Wartezeiten auf Reparaturen und Behebung von Missständen und nicht zuletzt die teure Hausverwaltung durch Wiener Wohnen. Plötzlich will nun die Stadt als Hausherr die Meinung der Mieter in Erfahrung bringen. Wie hoch sind die Kosten für die im September durchgeführte Befragungsaktion bei den Mieterinnen und Mietern in den Wiener Gemeindewohnungen?)
Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Betreffend Ihre Anfrage zur Befragungsaktion bei Mieterinnen und Mietern in Wiener Gemeindewohnungen möchte ich Ihnen vielleicht folgende zusätzliche Information vermitteln. Wie Sie ja wissen, habe ich schon im Herbst 2007 eine repräsentative Umfrage, die von Wiener Wohnen in Auftrag gegeben worden war, präsentiert. Diese Umfrage wurde vom Institut für empirische Sozialforschung durchgeführt und hat mit 750 Tiefeninterviews mit Gemeindebaubewohnerinnen und -bewohnern ab 18 Jahren die Wohnzufriedenheit in den Gemeindebauanlagen eruiert. Erfreulicherweise hat diese repräsentative Umfrage gezeigt, dass die Wohnzufriedenheit eine sehr hohe ist. 

Was mich aber als Stadtrat neben diesen sehr allgemeinen Befindlichkeiten zusätzlich interessiert hat, war der Umstand, wo es auch Konflikte gibt, wo es Probleme gibt, wo es Themen gibt, die den Mieterinnen und Mietern ein Anliegen sind und wo wir als Stadt aufgefordert sind, Maßnahmen zu setzen. Ich wollte jetzt diese Ergebnisse der repräsentativen Umfrage des IFES-Instituts noch genauer präzisieren und wollte mich nicht nur auf diese Umfragen beschränken, sondern habe eine umfassende Befragungsaktion bei allen Mieterinnen und Mietern in den insgesamt 220 000 Wiener Gemeindewohnungen angeregt. Es besteht damit die Möglichkeit, dass wir die Wohnzufriedenheit von fast einer halben Million Wienerinnen und Wienern eruieren können. 

Bei dieser direkten Befragung sind 20 Fragen zur Wohnsituation im Vordergrund gestanden, aber auch Themen wie Sicherheit und die Frage nach Kritikpunkten. Diese 20 Fragen, die Beantwortung dieser 20 Fragen bietet die Möglichkeit, dass man nicht nur ein allgemeines Stimmungsbild eruieren kann, sondern mir war es von Beginn an ein Anliegen, auch zu erheben, ob es in bestimmten Sprengeln, Grätzeln, Bezirksteilen oder Stadtgebieten andere Fragen, andere Themen als in anderen Bereichen unserer Stadt gibt. 

Das ist auch der Grund dafür, dass ich diese Befragungsaktion kombiniert habe mit der Information über laufende Aktivitäten, die wir von Seiten der Stadt beziehungsweise von Seiten von Wiener Wohnen setzen, um uns auch um die Anliegen der Mieterinnen und Mieter zu kümmern. So sind auch in dieser Befragungsaktion Schwerpunkte vorgestellt worden wie beispielsweise das Pilotprojekt über die Videoüberwachung in acht Wohnhausanlagen, kombiniert mit der Frage, ob man das in der eigenen Anlage auch haben möchte. Thematisiert wurden aber beispielsweise auch die Einführung des elektronischen Waschküchenzutrittssystems und der Verzicht auf die Durchführung der Anhebung der Kategoriemietzinse im Jahr 2008. 

Wenn man so will, war es auf der einen Seite eine Befragungsaktion, auf der anderen Seite auch die Möglichkeit, von Seiten der Stadt durch gezielte Information mit den Mieterinnen und Mietern in einem direkten Dialog zu stehen - ein Punkt, den Sie persönlich immer wieder auch im Wohnbauausschuss gefordert und angesprochen haben: dass es zu einem intensiveren Kommunikationsweg zwischen den Bewohnerinnen und Bewohnern und der Hausverwaltung Wiener Wohnen kommen soll.

Damit in Verbindung muss man auch sehen, dass wir in den Gemeindebauten ein Mitbestimmungsmodell haben, das es sonst nirgendwo am Wohnungsmarkt gibt, und zwar nicht nur durch die Einbeziehung von Mieterbeirätinnen und Mieterbeiräten, sondern auch durch den Umstand, dass die Mieter Gelegenheit haben, bei sehr wichtigen Entscheidungen der Hausverwaltung Wiener Wohnen und ihrer jeweiligen Gemeindebauanlagen Entscheidungen mit treffen zu können. Das gibt es im privaten Hausbereich nicht, das gibt es auch im genossenschaftlichen Bereich nur in Ansätzen und nur zum Teil.

Konkret zu Ihrer Frage betreffend die Kosten für die Befragung beziehungsweise diese gesamte Initiative: Es belaufen sich die Kosten in etwa auf 70 Cent pro Haushalt. Wenn man das auf die Bewohnerinnen und Bewohner umrechnet, so sind es in etwa 30 Cent pro Bewohnerin und Bewohner.

Ich möchte zu Ihrer Anfrage, zum Text der Anfrage, vielleicht noch eine zusätzliche Information beziehungsweise eine Richtigstellung mit einbringen, weil Sie im Text ohne direkten Bezug zur eigentlichen Frage ansprechen, dass es falsche Betriebskostenabrechnungen gäbe. Auch hier sollte man, glaube ich, die Dimensionen geraderücken. Denn Wiener Wohnen erstellt jährlich für die rund 2 000 Wohnhausanlagen Betriebskostenabrechnungen und als besonderes Service für die Mieterinnen und Mieter zugleich jährlich für diese Wohnhausanlagen eine Hauptmietzinsabrechnung. Diese Abrechnungen werden nach den Vorschriften des Mietrechtsgesetzes und den einschlägigen ÖNORMEN durchgeführt. 

Unbestritten ist, dass es natürlich auch zu Fehlern kommen kann, insbesondere dann, wenn es sich quantitativ um solche Größenordnungen und Dimensionen handelt. Wir wissen aber auf Grund unserer Kontakte zu allen Einrichtungen der Mietvertretungen, dass sich die Relation zur Anzahl der bestehenden Mietverhältnisse in einem sehr geringen Bereich bewegt und dass, wenn wir den Vergleich zu den Betriebskostenabrechnungen beispielsweise im privaten Hausbereich heranziehen, hier Wiener Wohnen den Vergleich nicht zu scheuen hat. Außerdem sind die Kosten für Hausverwaltung gesetzlich geregelt, und es gelten für alle dem Mietrechtsgesetz unterliegenden Mietobjekte die gleichen Bedingungen. - Das wollte ich zu dem kleinen Schlenker in Ihrem Anfragetext noch zusätzlich bemerken. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke, Herr Stadtrat. - Die 1. Zusatzfrage wird gestellt von GR Ing Mag Dworak. - Bitte.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Herr Stadtrat, für die Beantwortung. 

Sie haben gerade von der Studie des IFES 2007 gesprochen. Ich habe sie mir mitgenommen und habe sie hier. Die Kosten dafür waren sicherlich auch nicht unbeträchtlich. Können Sie mir etwas über die Kosten dieser Studie sagen? Wie das damals ungefähr war? - Sie haben ja sehr lange auch mit dieser Studie gearbeitet.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Die konkreten Kosten zu dieser Studie, die ja schon einige Zeit zurückliegt, kann ich Ihnen jetzt nicht sagen. Das kann ich Ihnen aber gerne im nächsten Ausschuss zukommen lassen. (GR Ing Mag Bernhard: Das ist hilfreich, danke!)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatz-
frage wird gestellt von Frau GRin Frank. - Bitte.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, Herr Stadtrat!

Zuerst wollte ich zu der ganzen Anfrage Folgendes sagen. Wenn die ÖVP jetzt schreibt, dass der Unmut wächst, dann zeigt das ein bisschen, dass sie sich nicht sehr intensiv mit den Wiener Gemeindebauten auseinandergesetzt hat. Denn der Unmut ist bereits am Siedepunkt. 

Da bleibe ich jetzt auch nicht ganz hinten mit der Kritik an Ihnen, Herr Stadtrat, weil Sie ja eigentlich alles, was die FPÖ jahrelang darüber gesagt hat, wie es in den Gemeindebauten zugeht, negiert haben. Sie haben immer gesagt: Es ist alles in Ordnung, Sie sind in den Gemeindebauten, es klappt so wunderbar, und die Probleme sind alle leicht bewältigbar. - Sie sind es nicht, und der Unmut der Leute ist noch gestiegen; auch wenn er gar nicht mehr steigen konnte, weil es ja wirklich schon zum Platzen ist.

Aber dass Sie just vor der Wahl diese Umfrage ausgeschickt haben, hat viele Leute auch dazu bewogen, das jetzt gar nicht abzugeben. Wir haben wirklich mit vielen Leuten gesprochen, weil es eindeutig in Richtung Stimmenfang ging. Das wollte niemand gerne haben, denn die Leute kamen sich in gewisser Weise benutzt vor. Es ging hier nicht um die Probleme, es ging quasi um ein Einschlenkern: Gerade noch vor der Wahl nimmt man sich dieser Probleme an, wie wir gesagt haben.

Ich hätte jetzt folgende Frage. Es ist ja nicht nur dann zu fragen, wenn die Leute schon im Wiener Wohnbau leben, denn das sind ja fast noch die Glücklicheren, weil sie schon eine Wohnung haben. Aber es wird noch viel schlimmer verfahren mit jenen Leuten, die als Bittsteller zu Wiener Wohnen kommen müssen und auf das Brutalste abgewiesen werden. Meine Frage ist jetzt: Werden Sie Fragebögen auflegen, um einmal zu wissen, welches Feedback es gibt, wenn die Leute von Wiener Wohnen gehen müssen, ohne befriedigt zu werden, dass sie hier auch einmal ihren Unmut in schriftlicher Form artikulieren können?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sie haben jetzt ein ganzes Bündel an Fragen gestellt, die vielleicht zum Teil miteinander in Zusammenhang stehen, aber natürlich doch auch eine umfassende Beantwortung erfordern würden. 

Zum einen kann ich Ihre Einschätzung nicht teilen. Ich bin in sehr vielen Gemeindebauten unterwegs und kann für mich in Anspruch nehmen, dass ich pro Tag mindestens in einem Gemeindebau, an manchen Tagen in zwei bis drei Gemeindebauten unterwegs bin. Ich kann diese Befindlichkeit, die Sie darstellen, nicht unterstreichen. Das zeigt sich auch weder in der von mir schon angesprochenen IFES-Studie noch auch in vielen, vielen Gesprächen, die wir auch mit Mieterbeirätinnen und Mieterbeiräten haben. 

Richtig ist, dass es auch in Gemeindebauten Probleme geben kann - natürlich, alles andere wäre ja verwunderlich. Wenn eine halbe Million Menschen in einem bestimmten Wohntypus lebt, dann gehe ich davon aus, dass es verschiedenartige Probleme geben kann. Ich bin der Letzte, der sagt, es gibt hier keine Probleme. Es gibt Diskussionen zwischen Mieterinnen und Mietern und Wiener Wohnen. Es gibt Diskussionen zwischen Mieterinnen und Mietern untereinander, Konflikte zwischen Hausparteien. Aber ich kann Ihnen sagen, ich habe einen Kleingarten - das ist nicht beschränkt auf den Gemeindebau! Die Diskussionen in Kleingartenanlagen möchte ich Ihnen hier auch nicht ausbreiten. 

Das gilt, wie ich weiß, auch für private Hausanlagen, und das gilt auch für Genossenschaftseinrichtungen. Das gilt überall dort, wo Menschen zusammenleben. Die Frage ist nur: Wie geht man mit solchen Fragen und Problemen um? Versucht man, das quasi noch zuzuspitzen, oder versucht man, Lösungen zu finden? Ich glaube für mich in Anspruch nehmen zu können, dass ich doch versucht habe, überall dort, wo von unserer Seite her Lösungen möglich sind, diese auch anzubieten.

Ich denke daran, dass wir erst vor Kurzem die finanziellen und personellen Möglichkeiten der Gebietsbetreuungen deutlich aufgestockt und fast verdoppelt haben. Ich denke daran, dass wir beispielsweise bei einem Konfliktfeld, das auch Sie immer wieder angesprochen haben, nämlich der Benützung gemeinsamer Waschküchen, eine, wie ich meine, sehr gute Lösung gefunden haben, die auch von den Mieterinnen und Mietern sehr positiv wahrgenommen wird. Wir versuchen auch im Gespräch mit den Mieterinnen und Mietern, auch unter Einbeziehung der Mieterbeiräte, überall dort, wo es Schwierigkeiten gibt, wo es Konflikte gibt, auch zwischen Hausbewohnerinnen und Hausbewohnern, Lösungen anzubieten.

Jetzt vielleicht zu Ihrer weiteren Frage, warum wir diese Befragung gerade jetzt machen: Sie können sich vorstellen, dass eine solche Befragung, eine solche umfassende Befragung - und es die größte, die es je in Österreich gegeben hat - eine sehr lange Vorlaufzeit in Anspruch nimmt. Sie werden mir auch glauben, dass ich einen sehr geringen Einfluss auf die Festsetzung des Wahltermins gehabt habe. Der ist für uns alle überraschend gekommen, ich glaube, am meisten für die ÖVP. Aber wir waren sicher auch besonders überrascht von dem festgesetzten Wahltermin auf Bundesebene und haben natürlich diese Befragung, die ja schon lange vorbereitet und geplant war, deshalb auch nicht mehr absagen wollen. 

Aber ich sehe auch keinen direkten Zusammenhang, was das irgendwie bringen sollte. Denn die Bewohnerinnen und Bewohner haben ja Zeit bis Ende Oktober, die Fragebögen einzuschicken. Wenn also jemand sagt, er will das aus politischen Gründen nicht vor der Wahl einschicken, ist das überhaupt kein Problem. Dann können die Bewohnerinnen und Bewohner das selbstverständlich auch jetzt, nach der Wahl, abschicken und damit ihre Meinung kundtun.

Vielleicht noch zu einem dritten Bereich, den Sie angesprochen haben, und ich glaube, das ist eigentlich der beste Beweis dafür, dass die Wohnzufriedenheit und die Lebensqualität in den Gemeindebauten nicht so schlecht sein kann, wie Sie behaupten. Denn wäre es so schlecht, dann würden sich nicht so viele Menschen für Gemeindewohnungen interessieren. Wir haben jetzt Wartelisten, die doch sehr umfassend sind, von Menschen, die gerne in einem Gemeindebau wohnen wollen, aus verschiedenen Gründen: aus wirtschaftlichen Gründen, aus sozialen Gründen, weil es sonst am Wohnungsmarkt für sie schwierig ist und weil sie auch davon überzeugt sind, dass die Wiener Gemeindebauten eine sehr hohe Lebensqualität mit sich bringen.

Das ist auch der Grund dafür, dass wir uns sehr bemühen, diesen Menschen, die sich auf der Warteliste befinden, möglichst schnell eine Gemeindewohnung zu vermitteln. Ich bin sehr interessiert daran, dass wir in enger Kooperation mit den Wohnbauträgern - ich habe erst gestern wieder ein Gespräch in dieser Richtung geführt - versuchen, ein noch dichteres Netzwerk zu bilden und auch jenen, die sich für eine Gemeindewohnung interessieren, die Möglichkeiten des geförderten Wohnbaus zu offerieren, dass es hier auch zu einer gewissen Arbeitsteilung, zu einer noch stärkeren Arbeitsteilung kommt zwischen dem, was Wiener Wohnen anbietet, und dem, was die gemeinnützigen Wohnbauträger und auch die gewerblichen Wohnbauträger im Angebot haben. 

Hier bin ich sehr dankbar dafür, dass wir mit dem Instrument des Wohnservice eine Möglichkeit haben, mit der sich alle, die dazu Gelegenheit haben, darüber informieren können, wo es in Wien geförderte Wohnungen gibt, um auch diese anzusprechen. Ich glaube, dass wir hier ein sehr gutes Netzwerk haben, das wir noch vertiefen wollen, das wir noch verbessern wollen, aber vom Prinzip her gibt es für Menschen in unserer Stadt, die eine Wohnung entweder für sich oder für Familienangehörige suchen, ein, wie ich meine, sehr weitreichendes System an Möglichkeiten. (GRin Henriette FRANK: Die Frage war: Fragebogen Wiener Wohnen!)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Darauf ist ja eingegangen worden. (GRin Henriette Frank: Fragebogen Wiener Wohnen, das war die eigentliche Frage! Ob Sie auch einen Fragebogen bei Wiener Wohnen auflegen würden, wenn die Leute abgewiesen werden! Dass sie eben irgendwie, auch wenn sie befriedet werden, überhaupt eine Stellungnahme abgeben können, das war die Frage!)

Liebe Kollegin Frank, die Beantwortung einer Frage obliegt dem Stadtrat. Ich habe auch genau aufgepasst: Er ist auf den Fragebogen sehr intensiv eingegangen!

Wir kommen zur 3. Zusatzfrage. Sie wird gestellt von Frau GRin Smolik. - Bitte.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Man kann darüber diskutieren, ob die Frage, die Kollegin Frank gestellt hat, jetzt beantwortet wurde oder nicht. Sie hat, glaube ich, einen anderen Fragebogen gemeint als den, über den geantwortet wurde. Aber das ist jetzt nicht meine Angelegenheit. 

Ich muss Ihnen schon sagen, dass auch unsere Kritik an dieser Fragebogenaktion eine nicht sehr kleine ist. Denn dass er kein anonymer Fragebogen ist, sondern kodierte Namen beinhaltet, ist eigentlich eine Frechheit. Wie, glauben Sie, sollen die Leute sich trauen, eine Rückmeldung abzugeben, wenn sie wissen, dass es zurückverfolgbar ist und vielleicht auf sie zurückfallen könnte? Da muss ich Ihnen schon einen Vorwurf daraus machen, dass diese Form der Befragung gewählt wurde. 

Auch dass Sie hier ganz von Zufälligkeiten sprechen, dass das während der Wahlkampfphase der Fall war, sei dahingestellt. Vielleicht glaubt das jemand; wir glauben nicht, dass es zufällig im Wahlkampf passiert ist. 

Ich möchte aber zu einem anderen Punkt kommen, den Sie auch schon angesprochen haben, nämlich den umfassenden Wartelisten. Wie Sie wissen, gibt es auch umfassende, sehr lange Wartezeiten für Menschen, die gerne eine behindertengerechte Gemeindewohnung hätten. Es gibt viel zu wenige; die demographische Entwicklung wird uns zeigen, dass wir hier viel, viel mehr brauchen werden. Es wird immer mehr ältere Menschen geben, die eine behindertengerechte Gemeindewohnung brauchen werden.

Meine Frage an Sie ist: Gibt es ein Konzept dafür, wie es zu einem Ausbau dieser behindertengerechten Wohnungen kommen kann? Oder versucht man, die Leute weiterhin zu vertrösten oder eben zum geförderten Wohnbau, den Sie ja vorhin auch angesprochen haben, umzuleiten? Wird es da in Zukunft wirklich eine Verbesserung der Situation geben?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Es ist vielleicht deshalb so schwierig, manche Fragen zu beantworten, weil es immer mehrere Fragen sind und oft auch Statements in die Frage verpackt werden, zu denen ich schon auch Stellung nehmen möchte.

Vielleicht zu Ihrer, zu deiner ersten Frage, die hier mit verpackt war: Zur Anonymität des Fragebogens möchte ich doch darauf verweisen, dass der Fragebogen auch deutlich erkennbar ein personifizierter war - das zeigt sich ja schon durch die Anrede der Mieterinnen und Mieter -, dass wir aber gleichzeitig auch das Angebot gestellt haben, dass, wer es möchte, diesen Fragebogen anonym an uns einschicken kann, entweder durch Streichen dieser persönlichen Anrede und des Barcodes oder auch durch das Anfordern eines anonymen Fragebogens. Das ist uns alles recht, aber vom Prinzip her war es schon mein Interesse, dass wir auch wissen, wo welche Fragen auftreten. 

Das war ja auch, wenn man so will, das Diskussionsangebot, und das wird von den Mieterinnen und Mietern, wie ich weiß, sehr umfassend wahrgenommen. Es gibt auch Mieterinnen und Mieter, die mir den Fragebogen gezeigt haben, die quasi noch einen Zettel anschließen und sagen, sie wollen mir das und das auch noch mitteilen und wollen darauf eine Antwort haben. Ich erachte das in einem Dialog als sinnvoll, dass wir auch die Möglichkeit haben, auf diese Fragen einzugehen. 

Ich kann Ihnen, ich kann dir aus eigener Erfahrung nur sagen: So schüchtern sind unsere Mieterinnen und Mieter nicht, und schon gar nicht die Mieterbeiräte. Ich bekomme eigentlich sehr umfassend Post, aus der ich nicht den Eindruck habe, dass sie besonders geschreckt sind. Warum sollten sie das auch sein? Wir haben ja weder den Wunsch noch die Möglichkeit, irgendeine Sanktionsmöglichkeit für irgendein Verhalten zu setzen. Wenn du wüsstest, wie viele Probleme wir schon damit haben, uns von Mieterinnen und Mietern zu trennen, die über Jahre Schwierigkeiten in Wohnhausanlagen machen - da gelingt es uns nur mit großem Aufwand, solche Personen aus den Anlagen hinauszubringen -, dann wirst du ja nicht ernsthaft glauben, dass das Ausfüllen eines kritischen Fragebogens irgendeine negative Auswirkung auf ein Mietverhältnis haben könnte. 

Aber ich freue mich, dass die Mieterinnen und Mieter dieses Angebot in einem sehr umfassenden Ausmaß annehmen. Ich bin schon neugierig, wenn wir uns bei der Auswertung mit den Inhalten beschäftigen, welche Schlüsse wir daraus ziehen. 

Zur zweiten Frage, die damit verbunden ist, nämlich ob es den Versuch gibt, mehr behindertengerechte Wohnungen einzurichten, kann ich nur sagen: Ja, den gibt es - allerdings natürlich auch mit den Problemen, die damit im baulichen und technischen Bereich verbunden sind. Es sind vor allem die Wohnhausanlagen der Zwischenkriegszeit, der Ersten Republik, der 50er, der 60er bis hin in die 70er Jahre technisch sehr schwer zu adaptieren. Wir versuchen das aber überall dort, wo wir auch in den Gemeindebauanlagen neue Projekte einrichten. 

Ich bin zum Beispiel jetzt dabei, in Bezug auf eine sehr große Wohnhausanlage darüber nachzudenken, wie man dort durch den Wegfall eines alten Projektes gerade für Menschen mit besonderen Bedürfnissen Wohnungen schaffen kann, die dann auch von Wiener Wohnen als Gemeindewohnung vergeben werden. Ich weiß - und da teile ich deine Einschätzung -, es gibt einen sehr hohen Bedarf, nicht nur deshalb, weil es viele Menschen gibt, die durch Unfall in so eine Situation kommen, sondern weil, wie du richtig gesagt hast, die Menschen erfreulicherweise immer älter werden und die Wahrscheinlichkeit, dass man im hohen Alter auch gewisse Gebrechlichkeiten hat, hier noch zunimmt.

Drittens, vielleicht noch quasi zu deinem Bezug auf die Anfrage von Kollegin Frank, die ja auch in ihrer Anfrage mehrere Fragebögen angesprochen hat: Gemeint war - das habe ich jetzt am Schluss bemerkt - ein zusätzlicher Fragebogen für jene, die noch kein Mietverhältnis bei Wiener Wohnen haben. Da bin ich prinzipiell immer gerne bereit, über alles nachzudenken. Vielleicht gelingt es im Rahmen dieser Verdichtung zwischen den Angeboten von Wiener Wohnservice und Wiener Wohnen, hier auch jene, die noch keine Wohnungen haben, stärker zu ihren Wünschen und ihren finanziellen und wirtschaftlichen Möglichkeiten zu befragen, um auch abwägen zu können, ob nicht da und dort für manche Mieterinnen und Mieter auch Angebote im geförderten Wohnbau sinnvoll und notwendig sind.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Wir kommen nun zur letzten Zusatzfrage zu dieser Anfrage. Sie wird von Herrn GR Ing Mag Dworak gestellt. - Bitte.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Ich bleibe bei der Anonymität. Das Problem bei der Anonymität war, dass in dem Fragebogen die Anonymität sozusagen zugesichert war und dass man den Fragebogen anonym einsenden kann. Aber Sie haben schon in Ihrer Beantwortung meiner Frage gesagt, dass es immer die Intention war, aus einem Grätzel etwas zu erfahren.

Also ist diese Information eindeutig falsch. Wenn es wirklich mit allem korrekt zugegangen wäre, das heißt, die Anrede gestrichen, die Kundennummer gestrichen worden wären, dann wäre es erst wirklich anonym gewesen. Mit der Verbindung des Gewinnspiels war sozusagen verbunden, dass man den Namen nennen kann - aber das ist Bauernfängerei, würde ich sagen. 

Ihr Büro hat auch zugesichert, dass das anonym war. - Wie stehen Sie wirklich zur Anonymität dieser Fragebögen? Das habe ich nämlich noch nicht ganz gehört.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Ich habe nie angekündigt, dass es sich dabei um einen anonymen Fragebogen handelt - ich habe das vorhin schon erläutert -, ganz im Gegenteil: Ich habe starkes Interesse zu wissen, welche Fragen die Menschen bewegen, und zwar in welchen Bezirken, in welchen Stadtteilen, auch in welchen Anlagen. Im Fragebogen selbst gibt es nur den Hinweis: Sie können diesen Fragebogen gerne auch anonym beantworten. - Das ist ja durchaus auch möglich: Durch Unkenntlichmachen der persönlichen Anrede und des Barcodes ist das überhaupt kein Problem, beziehungsweise wenn man das möchte, hat man auch die Möglichkeit, einen anonymen, völlig anonymen Fragebogen zugeschickt zu bekommen. Und es hat darüber hinaus auch die Möglichkeit gegeben, wenn man sich dafür entschieden hat, einen anonymen Fragebogen zu bekommen, diesen direkt im Kundendienstzentrum zu beheben.

Wir wollten mit diesem Barcode auf jeden Fall sicherstellen, dass wir auch einen validen Fragebogen haben, das heißt, dass es auch zu keinem Missbrauch kommt, weder beim Gewinnspiel, aber, was mir noch wichtiger ist, auch bei der Auswertung der Ergebnisse, die eingebracht werden.

Ich glaube, was man bei dieser Gelegenheit auch erwähnen sollte, ist, dass es zwischen allen Beteiligten eine detaillierte Datenschutzvereinbarung gibt, die auch den Schutz der Daten sicherstellt und eine Weitergabe an Dritte beispielsweise absolut ausschließt. Und Fragebögen, die beispielsweise einen Hinweis auf Anonymitätswünsche haben - solche gibt es sicher auch -, das heißt also, wo Barcode oder Anrede durchgestrichen ist, werden nicht eingescannt, und diese werden auch nicht für die Auswertung oder auch nicht für das Gewinnspiel herangezogen. 

Für die Auswertung werden überhaupt nur geographische Informationen verwendet, die eine statistische Relevanz haben und die zur Gewichtung dienen, also beispielsweise die Postleitzahl. Sonstige, personenbezogene Daten werden nicht herangezogen. Und die Daten der Fragebögen und die persönlichen Angaben für die Gewinnspielteilnahme werden überhaupt getrennt und unabhängig voneinander erfasst. 

Sie sehen also, wir haben uns auch mit allen Auflagen, die der Datenschutz vorsieht, sehr intensiv auseinandergesetzt. Aber dennoch gibt es einen sehr starken Wunsch von mir, zu wissen, wo es welche Probleme gibt, damit wir diese Probleme nicht nur aufgreifen können, sondern auch behandeln und lösen können.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke, Herr Stadtrat, für die Beantwortung der 3. Anfrage.

Die 4. Anfrage (FSP - 04107-2008/0001 - KSP/GM) wurde von Herrn GR Dkfm Dr Ernst Maurer gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtet. (Die Stadt Wien hat sich als Schwerpunkt für das 2. Halbjahr 2008 das Thema Forschung und Innovation gesetzt. Welche konkreten Maßnahmen gibt es von Seiten der Stadt, um die Stadt Wien als den Forschungsstandort in Zentraleuropa zu positionieren?) 

Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Einen schönen guten Morgen auch von meiner Seite, sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kollegen und Kolleginnen!

Die Frage befasst sich mit dem wichtigen Thema Forschung und was die Stadt Wien dazu tut. Ich darf darauf hinweisen, dass Forschung, Entwicklung, Innovation grundsätzlich ein Thema ist, das für eine Metropole wie Wien, die sich im internationalen Wettbewerb befindet, einen ganz zentralen Punkt darstellt. Sie kennen mein Credo: Wien steht im internationalen Wettbewerb; wir haben sehr gute Ausgangspositionen, auch durch die geopolitische Lage, in der Wien sich befindet: im Herzen Europas. Wir sind immer mehr und mehr eine Drehscheibe zwischen Ost und West geworden, und wir sind für viele Unternehmungen, die hier auch ihre Headquarters ansiedeln, Ausgangspunkt sowohl zur Eroberung der neuen Märkte, der aufstrebenden Märkte in den ehemaligen kommunistischen Ländern, auf der anderen Seite kommen aber auch aus den neuen EU-Ländern viele Unternehmungen, die sich hier ansiedeln, um den Markt des alten Europa zu erobern. Diese Drehscheibenfunktion wollen wir auch im Forschungs- und Entwicklungsbereich einnehmen, und ich glaube, dass wir auf einem guten Weg dazu sind.

Mein Credo ist: Wir können und wollen nicht die Billigsten sein, wir müssen und werden die Besten sein! Und das geht in einer modernen Wirtschaft, die sich, wie wir alle wissen, radikal verändert, nur mit Wissenschaft und Forschung. Das war auch das Ergebnis der Wiener FTI-Strategie „WienDenktZukunft", die ja vor längerer Zeit, im Herbst 2007, begonnen hat und wo mehrere Schwerpunkte festgelegt wurden, was nach Ansicht aller Beteiligten in diesem Bereich für die Stadt Wien notwendig ist. Es haben sich an dieser Strategie erfreulicherweise Vertreter der Wirtschaft, der Universitäten, der privaten Forschungseinrichtungen, kleinerer und größerer Unternehmungen, der Verwaltung, der Politik beteiligt, also wirklich alle Player sozusagen, die im Bereich Wirtschaft, Innovation und Forschung eine große Rolle spielen. Dabei wurden mehrere Vorschläge erarbeitet, von denen ich sagen kann, dass einige schon umgesetzt worden sind. Dazu gehört zum Beispiel, dass die Förderrichtlinien unseres ZIT, des Zentrums für Innovation und Technologie, also unserer Technologieagentur der Stadt Wien, entsprechend abgeändert wurden, und zwar dahin gehend, dass jetzt auch verstärkt Klein- und Mittelbetriebe diese Fördermaßnahmen in Anspruch nehmen können und dass Innovationsmaßnahmen, auch wenn diese nicht direkt einen Forschungsaspekt haben, ebenfalls unterstützt werden können. 

Warum das erfolgte, ist logisch: Ein kleines Unternehmen kann sich keine eigene Forschungsabteilung leisten. Es ist aber gerade für jene kleinen Unternehmen sehr notwendig, im Innovationsbereich aktiv zu sein.

Wir haben auch - das hat mein Kollege Mailath-Pokorny gemacht - gemeinsam mit dem Wiener Wissenschafts- und Technologiefonds ein längerfristiges Impuls-Förderprogramm für Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften gestartet. 

Und wir haben uns eines Themas angenommen, das ganz besonders wichtig ist und das auch in diesem FTI-Prozess ganz besonders hervorgehoben wurde, nämlich - in der Sprache der Wissenschaft - Awareness. Da es uns aber darum geht, dass möglichst viele Leute verstehen, worum es geht, wollen wir diesen Begriff hier auch übersetzen: Es geht darum, dass wir einfach das Thema Wissenschaft und Forschung auch in der breiten Bevölkerung verankern; dass wir einerseits den Leuten klarmachen, warum Forschung und Entwicklung notwendig sind - dass sie für die wirtschaftliche Entwicklung eine Grundvoraussetzung sind -, dass wir ihnen aber gleichzeitig auch klarmachen, dass sie persönlich davon etwas haben. Denn ich befürchte, wenn wir auf die Straße gehen, mit Menschen sprechen und sie fragen: Finden Sie es gut, dass wir seitens der Stadt viel in Wissenschaft und Forschung investieren?, dann werden die meisten wahrscheinlich sagen: Das interessiert mich nicht! Was habe ich davon? - Das ist falsch, denn: Erstens haben die Menschen etwas davon, und zweitens ist es eine Überlebensfrage für den Wirtschaftsstandort und damit für jeden Einzelnen von uns.

Hoffentlich wird die Antwort der Menschen nach dem 11. und 12. Oktober anders sein. Da gibt es nämlich unser großes Forschungsfest, das eben genau in Vollfüllung der Vorschläge des FTI-Prozesses stattfinden wird, wo wir auf eine Art und Weise, in der es wirklich für viele Menschen leicht erfassbar und verständlich ist, das Thema Forschung und Entwicklung in dieser Stadt präsentieren werden, gemeinsam mit 40 Unternehmungen, die sich beteiligen. Das Zentrum für Innovation und Technologie, das das organisiert, hat sich da sehr bemüht, mit vielen Unternehmungen zusammenzuarbeiten. Besonders hervorheben in dieser Runde möchte ich drei besonders wichtige Partner, nämlich Baxter, Borealis und den Krankenanstaltenverbund, die sich da ganz besonders einbringen, aber es sind auch viele, viele andere. Ich hoffe, Sie haben schon ein bisschen in den Medien davon gehört, dass es dieses Fest geben wird. Ich darf alle, ganz besonders aber auch Sie alle, die Sie hier anwesend sind, einladen, am 11. und 12. Oktober hier am Wiener Rathausplatz dabei zu sein. Es ist wirklich unglaublich spannend, was wir da vorhaben: von einer begehbaren Arterie bis hin zu - Sie kennen es wahrscheinlich, weil es eines der berühmtesten Forschungsergebnisse aus Wien ist - Otto Bock, jene Firma, die weltweit reüssiert hat, weil sie eine gedankengesteuerte Prothese geschaffen hat; also Dinge, die man sich vor wenigen Jahren noch gar nicht vorstellen konnte. 

Ich denke, mit diesen Schwerpunkten, die wir hier gewählt haben in den Bereichen Gesundheit und Sport, haben wir auch Schwerpunkte gewählt, die den Menschen sehr gut vermitteln, warum auf der einen Seite Forschung und Entwicklung wichtig sind und was auf der anderen Seite sie ganz konkret davon haben - denn die Leute haben auch ein Recht zu wissen, was mit ihren Steuergeldern passiert und warum die Stadt Wien so viel Geld in die Hand nimmt, um in Forschung und Entwicklung zu investieren.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Günther gestellt. - Bitte.

GR Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vizebürgermeisterin! Ihrem Credo zur Forschung und Entwicklung ist zuzustimmen, eindeutig.

Eine Frage stellt sich allerdings: Für Forschung und Entwicklung braucht man hoch qualifizierte beziehungsweise höchst qualifizierte Mitarbeiter. Nun haben sich letzte Woche in Brüssel die Innenminister der Europäischen Union zusammengefunden und den Beschluss gefasst, eine so genannte „Bluecard" einzuführen, um die Möglichkeit zu schaffen, höchst qualifizierte Mitarbeiter, die auch hervorragend bezahlt werden, aus aller Herren Länder zu bekommen. Wird sich da die Stadt Wien auch dafür einsetzen, dass noch mehr höchst qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für Forschung und Entwicklung nach Wien kommen können?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Nun, das ist eine äußerst interessante Frage, die ich in zwei Teile teilen möchte.

Das eine Thema: Hohe Qualifikation - und das ist hundertprozentig richtig - gilt nicht nur für den Forschungs- und Entwicklungsbereich, sondern auch in anderen Bereichen. Wenn ich mit Vertretern von Unternehmungen spreche, gerade solchen, die hier ihre Headquarters angesiedelt haben, und sie frage, warum sie denn hierher gekommen sind und was noch ihre Wünsche sind, so liegen bei den Gründen, warum sie hierher kommen, an der Spitze immer die Lebensqualität in dieser Stadt und die Sicherheit in dieser Stadt; und ganz weit oben in diesem Ranking der Gründe, warum sich Unternehmungen für Wien entscheiden, liegen auch die hoch qualifizierten Arbeitskräfte, die es hier gibt. 

Gleichzeitig hören wir von den Unternehmungen aber auch, dass sie Probleme haben: Probleme vor allem im technischen Bereich - das ist mit einer der Gründe, warum wir dieses Fest machen: weil wir junge Menschen dafür motivieren wollen, sich im technischen Bereich nicht zu fürchten, sondern sich dafür zu interessieren und entsprechende Studien zu machen -, und das andere Problem ist - und dazu gibt es ja auch eine entsprechende OECD-Studie, die Sie sicher alle kennen -, dass wir leider in Österreich einen sehr geringen Akademikeranteil haben. Ich glaube, es sind die Türkei und Griechenland, die diesbezüglich noch hinter uns liegen. Einer der Gründe, warum ich mich so sehr dafür einsetze, dass wir ein neues Schulsystem bekommen, ist - auch das ist ein Ergebnis dieser OECD-Studie -, dass die frühe Trennung schon im Alter von 10 Jahren leider dafür sorgt, dass viele Talente nicht die entsprechende Chance bekommen und dass damit eine soziale Auswahl erfolgt, durch die viele Talente, die wir für die Wirtschaft dringend bräuchten, aus dem System „ausgespuckt" werden und sich dann nicht entsprechend weiterentwickeln können. 

Das ist daher auch einer der Gründe, warum ich so froh bin, dass es noch gelungen ist, die Studiengebühren abzuschaffen: weil ich glaube, dass wir nicht Menschen davon abhalten sollten, auf die Universitäten zu gehen, sondern, ganz im Gegenteil, alles daransetzen müssen, dass möglichst mehr Menschen in dieser Stadt studieren. Ich werde mich daher auch ganz sicher – egal, wie eine zukünftige Bundesregierung ausschaut - voll dafür einsetzen, dass mehr Geld in die Universitäten investiert wird. Wir brauchen mehr Studenten und Studentinnen, wir brauchen mehr Akademiker und Akademikerinnen, gerade für den Bereich Forschung und Entwicklung! - Das ist einmal die eine Seite.

Die zweite Seite ist, dass wir natürlich, wie ich das ebenfalls von vielen Unternehmungen höre, auch internationalen Austausch brauchen - und das ist das Thema, das Sie angesprochen haben; ich wollte es nur nicht darauf reduzieren, weil ich glaube, es wäre zu wenig, nur zu sagen, wir holen uns Leute von außen, die eine gute Ausbildung haben. Aber wir brauchen auch das unbedingt. Selbst dann, wenn wir in Österreich super tolle Leute und eine hohe Akademikerquote hätten, würden wir sie trotzdem brauchen, denn: Wissenschaft ist international, Wissenschaft braucht diesen internationalen Austausch, und auch internationale Unternehmungen brauchen diesen. 

Und es stimmt, da gibt es immer wieder große Probleme, weil leider die strengen Zuwanderungsgesetze, die gemacht wurden - und ich finde es interessant, dass diese Frage aus Ihrer Richtung kommt -, dafür sorgen, dass viele toll qualifizierte Menschen nicht zu uns kommen können. Sie wissen, wie stark wir darum gekämpft haben, dass zum Beispiel jetzt in der letzten Bundesregierung die Regelung verändert wurde, dass, wenn Forscher und Forscherinnen oder hoch qualifizierte Leute nach Österreich kommen, deren Ehegefährten, Männer oder Frauen, nicht arbeiten durften. Ich meine, das war eine absurde Regelung, durch die wir genau die Hochqualifizierten, die wir brauchen, abgeschreckt haben, denn: Wer kommt hierher, wenn der Lebenspartner, die Lebenspartnerin nicht arbeiten darf? - Das war eine totale Hochqualifizierten-Verhinderungsregelung. Glücklicherweise wurde sie von der letzten Regierung umgeändert. 

Sie wissen, dass es von unserer Integrationsstadträtin Vorschläge gibt, dass wir mit Hilfe einer Zuwanderungskommission definieren und regeln, welche Zuwanderung wir brauchen und welche Qualifikationen wir brauchen. Ich glaube, dass eines der Grundübel in diesem Zusammenhang ist, wenn man immer so tut, als ob es in Österreich keine Zuwanderung gäbe, und so tut, als ob wir Menschen aus anderen Ländern nicht brauchen würden. Damit begibt man sich auch der Chance, eine vernünftige, kluge Regelung zu machen. Und ich bin für eine vernünftige, kluge Regelung. Deshalb denke ich, dass eine Bluecard eine Möglichkeit ist. Aber es gibt auch andere Vorschläge, wie zum Beispiel jenen einer Zuwanderungskommission - ich darf an die Beispiele von Deutschland erinnern, wo es ja diese Kommission gegeben hat. 

Aber Ziel muss sein, dass wir definieren, welche qualifizierten Arbeitskräfte wir brauchen, und dass wir diesen dann nicht Prügel zwischen die Beine werfen, wie es jetzt zum Teil der Fall ist, sondern, im Gegenteil, dass wir sie unterstützen, hierher zu kommen, weil ich glaube, dass das für die Wirtschaft ganz, ganz wichtig ist. Und dafür werde ich mich auch einsetzen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke schön. - Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Smolik gestellt. – Bitte.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vizebürgermeisterin! Ich habe mich auch etwas gewundert, als der Kollege von der FPÖ hier jetzt quasi angemerkt hat, dass es für WissenschaftlerInnen aus dem Ausland in Österreich so schwierig ist, wo doch – wie Sie schon erwähnt haben - gerade Schwarz‑Blau diese Gesetzgebung eingeführt hat. Aber das sei einmal dahingestellt.

Ich bin auf das Forschungsfest, das am 11. und 12. Oktober stattfinden wird, schon sehr gespannt, ich werde auch hingehen. Ich bin wirklich neugierig, wie die Bevölkerung das aufnehmen wird, vor allem auch die Jugend, weil es ja sehr stark darauf ankommt, dass auch die Jugendlichen merken, dass das auch ein Potenzial für ihre Arbeitsplätze und für ihre Zukunft ist. Nur glaube ich, dass ein Fest allein zu wenig ist, und ich hoffe, dass es nicht dabei bleibt. Wir hatten ja vor ein paar Jahren einmal Forschungstage, und das war es dann auch wieder. Ich glaube, dass wir hier gerade in der Kommunikation mit der Bevölkerung mehr brauchen als Feste am Rathausplatz.

Was passiert danach? Was ist das langfristige Konzept, um da wirklich in einen Dialog mit der Bevölkerung zu treten, um die Vorteile und auch die Chancen, die Wien in diesem Bereich Forschung, Entwicklung und Innovation hat, auch wirklich zu transportieren?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin. 

VBgmin Mag Renate Brauner: Sie haben natürlich völlig recht: Es wäre viel zu wenig an Forschungsförderungsmaßnahmen, wenn es nur ein Fest gäbe. Aber das ist natürlich auch in Wien nicht der Fall, sondern wir haben in Wien eine Vielzahl an Maßnahmen, durch die wir versuchen, Forschung, Innovation und Entwicklung zu unterstützen, und durch die wir auch die Menschen darüber entsprechend informieren. Ich darf etwa nur darauf hinweisen, welche Förderprogramme es vom Zentrum für Innovation und Technologie jetzt gibt. Wir haben ja dieses Halbjahr von der Stadt sozusagen ausgerufen als eines, in dem wir ganz besonders viel im Bereich Forschung und Entwicklung machen und in dem wir das vor allem auch vermitteln wollen - genau in dem Sinne, wie Sie gesagt haben, dass das eben nicht eine einmalige Geschichte sein kann. Ich habe sie deswegen erzählt, weil sie der Höhepunkt dieses Halbjahresschwerpunktes ist und weil wir schon auch recht stolz darauf sind, was wir da auf die Beine gestellt haben. Ich freue mich, wenn Sie hinkommen, Sie werden das sicher dann auch selbst miterleben können. 

Es ist auch völlig richtig, was hier gesagt wurde: Man muss sich vor allem auf die Kinder konzentrieren. Es gibt auch eigene „WIFFZACK Forschungsstationen" und Quiz, und wir konzentrieren uns auch ganz besonders auf die Kinder. Aber es gibt natürlich darum herum in diesem Halbjahr, und natürlich auch sonst, entsprechend viele Fördermaßnahmen. Ich denke etwa nur an unser Förderprogramm „Vienna Spots of Excellence", wo wir auf einen ganz wichtigen Bereich abzielen, der vor allem für die Wirtschaft sehr wichtig ist, nämlich die Schnittstelle zwischen Wissenschaft und Wirtschaft - denn wir haben tolle Wissenschafter, wir haben tolle Wirtschafter, aber oft kommen die beiden nicht zusammen, obwohl es dringend notwendig wäre. Genau darauf zielt eben dieses VSOE-Programm ab, wo wir eben Wiener Unternehmungen und renommierte Forschungsinstitutionen zusammenbringen - mit immerhin über 5 Millionen EUR an Fördergeldern seitens der Stadt. 

Wir haben diverseste Calls, also Förderwettbewerbe, seitens des ZIT, und da suchen wir auch immer Themen aus, die für die Bevölkerung von Relevanz sind und mit denen man auch den Menschen verständlich machen kann, warum das wichtig ist. Der Call Vienna Environment beschäftigt sich, wie der Name schon sagt, mit Umwelt- und Klimaschutz, der Call CoOperate Enlarged mit Förderung von Kooperationen in der CENTROPE-Region, denn wir meinen es ja ernst, wenn wir sagen: Wissenschaft ist international!, wir wollen diese Kooperationen fördern. Wir haben einen Call im Bereich Medien: Motion Media Vienna, und wir haben darüber hinaus Maßnahmen wie das Universitätsinfrastrukturprogramm oder die Förderung der Fachhochschulen, die sich ganz besonders eben auch an junge Menschen richten und die genau im Sinne dieses Themas, das Sie angesprochen haben - man muss auch für die Jugend etwas tun -, die ganze Zeit über wirken. Gerade diese Calls, die wir im Zusammenhang mit den Fachhochschulen haben, sind ein Thema, mit dem wir junge Menschen für entsprechende Fachhochschul-Studiengänge gewinnen wollen und dafür auch Öffentlichkeitsarbeit machen und entsprechende Information an den Mann und an die Frau bringen wollen. 

Es gibt eine Vielzahl von Publikationen zu diesem Thema, aber Sie haben recht, wir müssen noch weiter daran arbeiten - und das werden wir auch sicher tun -, die Themen so zu vermitteln, dass sich eben nicht nur eine interessierte Community damit auseinandersetzt, sondern dass wir wirklich an die breite Bevölkerung herankommen. Das ist erstens notwendig, um viele junge Menschen dafür zu gewinnen, sich in diesem Bereich auszubilden und zu studieren, ist gleichzeitig aber auch deshalb notwendig, weil ich glaube, dass sich eine wirkliche Spitze, soll sie nicht im negativen Sinn elitär sein, nur aus einer Breite ergibt. Und diese erreichen wir nur, wenn wir viel mit den Menschen darüber diskutieren und sie informieren.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Wir kommen zur 3. Zusatzfrage. Sie wird von Herrn GR Dkfm Dr Aichinger gestellt. - Bitte.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vizebürgermeister! Ich glaube, wir sind uns einig, dass Wissenschaft und Forschung, neben Bildung, die Zukunftsthemen sind; wir sind uns einig, dass eine Bundeshauptstadt eines Landes der zentrale Punkt sein muss und natürlich Vorreiter auf diesem Gebiet sein soll; und wir sind uns sicher einig, dass man das in die Bevölkerung tragen muss, mit einem Fest beziehungsweise einer Veranstaltung, damit das auch wirklich ein fixer Bestandteil wird. 

Meine Frage geht aber in folgende Richtung: Werden Sie beziehungsweise wird die Gemeinde Wien in Zukunft Schwerpunkte setzen - oder aber jene Wissenschaft und Forschung fördern, die sich sozusagen gerade landläufig anbietet? Oder werden wir total, wie gesagt, Schwerpunkte setzen, einige, wo wir - neben Biotech zum Beispiel - wirklich auch führend sind, vor allem in einer Region wie CENTROPE, wo wir uns nicht gegenseitig kannibalisieren? Wird also hier, wie gesagt, Wien einzigartig werden?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Sie haben völlig recht, und ich freue mich, dass wir diese gemeinsame Grundmeinung haben. Es ist sicher überlegenswert, was Sie gesagt haben, nämlich dieses Forschungsfest zu einem fixen Bestandteil zu machen. Da muss man natürlich auch schauen, was sozusagen mit unseren Kräften machbar ist, weil das schon ein sehr großer Aufwand war, aber es ist sicher ein guter Vorschlag. Ich verspreche Ihnen, dass wir das auch nachverfolgen werden, dass wir so ein Forschungsfest in abgeänderter Form und immer unterschiedlich, aber regelmäßig machen. Das würde mir gut gefallen. Ich verspreche Ihnen daher, wir werden das auch entsprechend prüfen, auch, ob das finanzierbar ist, weil das natürlich auch ein großer Aufwand ist - Sie haben ja dankenswerterweise die entsprechenden Ausgaben im Gemeinderatsausschuss auch mitbeschlossen. 

Sie haben völlig recht, wir müssen Schwerpunkte setzen. Es wäre ganz falsch, wenn wir nach dem Gießkannenprinzip alles, was hier – wurscht, ob universitäre oder private Forschung - zu uns kommt, unterstützen würden, sondern wir müssen immer auf Qualität setzen. Deswegen gibt es eben keine Förderungen nach dem Motto, dass man sagt, jeder, der zu uns kommt und eine gewisse gute Idee hat, wird gefördert, sondern wir machen diese Calls, diese Wettbewerbe, wo nur die Besten gefördert werden, und gleichzeitig haben wir inhaltliche Schwerpunkte. 

Und diese inhaltlichen Schwerpunkte sind generell jene Schwerpunkte, mit denen wir uns auch in unserer gesamten Wirtschaftsförderung befassen - ganz an der Spitze: Life Science. Das zeigt sich ja auch darin – ich habe ja jetzt gar nicht die Gelegenheit, alles aufzuzählen, was wir tun -: Wir haben auch ein, wie ich glaube, ganz kluges Konzept entwickelt mit unseren Immobilien, die wir für Unternehmungen anbieten, das sehr flexibel ist und im Produktionsbereich anwendbar ist - siehe Bombardier -, das aber auch in diesem Bereich Life Sciences anwendbar ist. Wir haben ja eine Vielzahl an neuen Labors, die entstehen, und das Letzte, was wir gemacht haben, war der Spatenstich zur MARXbox, wo wir genau für Labors zur Ausweitung des schon vorhandenen Schwerpunktes in der Dr-Bohr-Gasse im Bereich Life Science hier ein neues Gebäude errichten, gemeinsam mit Privaten, und dann an jene Firmen entsprechend vermieten. In der Muthgasse passiert genau dasselbe; da ist auch die Dachgleiche noch gar nicht so lange her. - Das heißt, ein Schwerpunkt ist also Life Science. 

Ein zweiter Schwerpunkt: Medien. Auch hier erfolgte vor wenigen Tagen ein Spatenstich im Bereich des Media Quarter Marx, wo wir eine mehr als Verzehnfachung unserer Fläche haben.

Dritter Bereich: der Bereich IKT. Da gibt es eine Vielzahl von Calls. Das hängt natürlich mit dem Medienbereich eng zusammen.

Und ein vierter Bereich ist sicher das, was wir als Creative Industries bezeichnen.

Das würde ich also als unsere Schwerpunktsetzungen sehen. Seitens des Wissenschafts- und Technologiefonds werden auch im Bereich technische Physik noch Schwerpunkte gesetzt. Ich bitte Sie, mich jetzt von der Aufgabe zu entlassen, Ihnen die Details zu erklären, denn - das gebe ich gerne zu - das würde mein Fachwissen als Ökonomin überschreiten, aber hier gibt es sehr gezielte und abgestufte Maßnahmen. 

Ich bin völlig Ihrer Meinung – und ich freue mich, dass wir das völlig gleich sehen -, wir müssen Schwerpunkte setzen und wir müssen schauen, dass es in gewissen Bereichen so ist, dass man sagt: Da ist Wien führend! Wenn du da etwas machen willst, musst du nach Wien gehen, denn da sind die besten Leute, da sind die besten Rahmenbedingungen, da sind die besten Förderungen - und außerdem ist es noch die schönste Stadt der Welt. Da müssen wir hin! - Das ist mein Ziel, in aller Bescheidenheit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur 4. Zusatzfrage. Sie wird von Herrn GR Dkfm Dr Maurer gestellt. – Bitte.

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Stadträtin! Bildung und Ausbildung sind selbstverständlich unabdingbare Voraussetzungen für die Entwicklung eines Forschungsstandortes. Ich möchte noch hinterfragen, welche Maßnahmen hier in Zukunft von Seiten der Stadt Wien vorgesehen sind?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Ich glaube, das hat sich jetzt durch die ganze Diskussion gezogen: Jawohl, Bildung und Ausbildung sind ein sehr entscheidender Standortfaktor, den wir haben. In einer sich verändernden Wirtschaftsstruktur, die weg von einer traditionellen Produktionsgesellschaft hin zu einer wissensbasierten, innovationsbasierten Produktions- und Dienstleistungsgesellschaft geht, sind Bildung und Ausbildung unbedingt notwendig - und ich füge hinzu: ganz zentral auch Fortbildung! 

Das ist auch - um konkret auf die Frage einzugehen: was tun wir? - einer jener Schwerpunkte, die wir im Wiener ArbeiternehmerInnen Förderungsfonds setzen. Mir ist es ganz, ganz wichtig, dass hier der Wirtschaftsförderungsfonds und der ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds zusammenarbeiten, denn: Wenn wir auf der einen Seite - und das habe ich ja vorher angesprochen - Schwerpunkte in der Wirtschafts- und Forschungsförderung setzen, müssen wir gleichzeitig auch im Bereich der Ausbildung und Bildung die entsprechenden Schwerpunkte setzen, damit wir dort auch die Leute dafür haben. Es hat keinen Sinn, wenn wir Laborflächen zur Verfügung stellen, Unternehmen fördern, die Labors brauchen, und dann haben wir keine Laboranten und Laborantinnen - wobei der Begriff ein anderer ist, ein ganz komplizierter, den ich mir nie merken kann; aber Sie wissen, was ich meine.

Das heißt, hier müssen wir auch im Zuge des ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds Schwerpunkte setzen. Wir arbeiten auch jetzt gerade mit dem Millionenpaket, das die Stadt Wien wieder zum Thema Jugendbeschäftigung in die Hand nimmt, dem Jugendbeschäftigungspaket, eng zusammen mit den Trägerorganisationen für diese Maßnahmen, damit wir eben vor allem auch die Mädchen von den traditionellen Berufen - wir wissen es alle: Friseurin, Verkäuferin, Büro - wegbringen, hinein in diese Zukunftsberufe. Wir haben große Kooperationen mit den Fachhochschulen, und wir unterstützen die Universitäten nicht nur mit unserem Universitätsinfrastrukturprogramm, sondern auch zum Beispiel jetzt die BOKU mit einer 10 Millionen EUR-Förderung, durch die wir seitens der Stadt einen Geräte-Pool zur Verfügung stellen, damit die Studenten und Studentinnen hier wirklich die bestmögliche Ausbildung bekommen.

Grundsätzlich glaube ich aber - das sagte ich vorher schon -, dass wir unser Schulsystem ändern müssen, um wirklich mehr jungen Menschen die Chance auf Bildung und Ausbildung zu geben und um hier traditionelle Wege zu verlassen und noch mehr junge Menschen, Frauen und Männer, Mädchen und Burschen zu höherer Bildung zu bringen. Ich glaube, das ist für den Wirtschaftsstandort Wien ganz, ganz wichtig.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Frau Vizebürgermeister.

Die 5. und letzte Anfrage (FSP - 04118-2008/0001 - KFP/GM) dieser Fragestunde wurde von Frau GRin Henriette Frank gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet. (Das Objekt Liebknechtgasse/Zeillergasse aus dem Jahre 1926 ist in einem desolaten Zustand und es ist nicht abzusehen, was zur Erhaltung dieser Anlage aus den Anfängen des Wiener Gemeindebaus beigetragen wird. Wann soll die Wohnhausanlage Ecke Liebknechtgasse/Zeillergasse endlich saniert werden?) 

Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau GRin Frank!

Der von Ihnen angesprochene Gemeindebau Liebknechtgasse/Zeillergasse - wenn man alle Adressen heranzieht, wobei es sich um Identadressen handelt, sind es Zeillergasse 7-11, Liebknechtgasse 10-12, Beringgasse 15 und Pretschgogasse 5 im 17. Bezirk, die alle zusammengefasst werden zum so genannten Wiedenhoferhof - wurde in den Jahren 1923 bis 1924 gebaut. Ich glaube auch zu wissen, warum Sie besonderes Interesse an diesem Gemeindebau haben: Er wurde nämlich vom Architekten Josef Frank gebaut, einem der bedeutendsten Architekten Österreichs. Dieser Hof hat eine sehr lange Geschichte und Tradition. Im Rahmen dieser Geschichte ist es auch unmittelbar nach Ende des Zweiten Weltkriegs, also am Beginn der 50er Jahre, zu einer Aufstockung um ein Geschoß gekommen. Es wurden damals insgesamt 57 so genannte Notwohnungen errichtet. Es war nach den schweren Bombenschäden und Zerstörungen in Wien ein besonderes Anliegen, sehr schnell Wohnungen zu schaffen. Es ist deshalb kein Vorwurf von mir an die damals Verantwortlichen, dass aus heutiger Sicht die Bausubstanz dieses einen Geschoßes keine sehr gute ist. 

Wir haben das auch erhoben: Am 25.9.2006 hat Wiener Wohnen als Baumanager für die geplante Sockelsanierung an diesem Gemeindebau eine Arbeitsgemeinschaft beauftragt, nämlich Ertl, Kolbitsch und Szedenik, und diese haben eine Erhebung durchgeführt, um einen Vorentwurf für eine allfällige Sanierung zu erstellen. Diese Erhebung hat gezeigt, dass dieses eine Stockwerk dem heutigen Stand der Technik nicht mehr entspricht, auch nicht mehr den Anforderungen, was die Wohnqualität betrifft - so beträgt beispielsweise die Raumhöhe in diesem einen Stockwerk lediglich 2,3 m -, und auch die Tragfähigkeit der Decken ist doch sehr stark verbesserungsbedürftig.

Bereits im Frühjahr 2008 wurden daher Mieterinnen und Mieter im Zuge einer Versammlung über diese Feststellung und das Erfordernis der Absiedlung aus diesen Wohnungen erstmals informiert. Es war mir ein besonderes Anliegen - ich war damals schon zuständig -, dass die Mieterinnen und Mieter über die Sockelsanierung informiert werden, und zwar schriftlich, und auch die Möglichkeit bekommen, sich darüber weiter gehend auch mündlich zu informieren.

Diese Sockelsanierung umfasst sehr große Teile des Gebäudes: Es ist daran gedacht, eine Fenstererneuerung vorzunehmen - das heißt, Holz-Aluminium-Fenster werden eingebaut. Die Fassadensanierung soll durchgeführt werden, inklusive dem Aufbringen einer Wärmedämmung - ein Anliegen, das wir in Richtung Klimaschutz, aber auch in Richtung Einsparung von Energiekosten ganz besonders haben. Es wird an die Kanalsanierung gedacht. Die Schaffung einer neuen Waschküche ist ebenso vorgesehen wie die Schaffung zusätzlich erforderlicher Kellerabteile. Die Neugestaltung der Höfe wird mit dieser Sockelsanierung angegangen, und es wird auch eine Sanierung der allgemeinen Teile der Stromversorgung sowie ein Aufzugseinbau erfolgen. Dazu kommt der Abbruch und die Neuerrichtung von Dachgeschoßwohnungen mit Freiflächen, also es sollen Terrassen geschaffen werden. Das heißt, es wird die Qualität insgesamt, des gesamten Baus, wesentlich verbessert. 

Die von der Absiedlung betroffenen Mieter und Mieterinnen wurden im Juni 2008 über die Notwendigkeit der Absiedlung informiert. Es wurden mit ihnen auch Gespräche über die weitere Vorgangsweise geführt, das heißt, ob Ersatzwohnungen angeboten werden sollen oder ob manche überhaupt woandershin übersiedeln wollen. Wir haben vom überwiegenden Teil der von der Absiedlung betroffenen Mieterinnen und Mieter bereits Wünsche bekommen. Für einige konnten wir sogar schon Ersatzwohnungen vorsehen. 

In einer Mieterversammlung am 23. September 2008 haben schließlich Wiener Wohnen und der Baumanager den Bewohnerinnen und Bewohnern die detaillierte Planung der Sanierung und der Maßnahmen präsentiert, auch die Auswirkungen auf die Miethöhen im Rahmen eines § 18-Verfahrens. 

Derzeit sind die Unterlagen für die Einreichung bei der Schlichtungsstelle in Vorbereitung. Der Antrag bei der Schlichtungsstelle, der parallel mit den Maßnahmen im Wohnfonds Wien getätigt wird, ist für Dezember 2008 vorgesehen. Und es ist dann davon abhängig, ob es Einsprüche gibt oder nicht und wie auch der Ablauf des Vergabeverfahrens ist, aber ich gehe davon aus, dass wir mit einem Baubeginn im Herbst 2009 rechnen können. 

Sie sehen also, die Sanierung ist voll im Gange - wenngleich man durchaus sagen muss, dass es auf Grund der Maßnahmen, die im Bereich des Vergaberechtes notwendig sind, und auch des Abwartens der Einsprüche vor der Schlichtungsstelle vom Beginn der Sanierungsvorbereitungen bis hin zu den konkreten Baumaßnahmen zweifellos noch einige Monate, bis zu einem Jahr, dauern kann. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat. Die 1. Zusatzfrage wird von Frau GRin Frank gestellt. - Bitte. 

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! Zuerst einmal Danke für die wirklich sehr ausführliche Berichterstattung, und auch Danke dafür, dass Sie vorher noch einmal auf meine Frage eingegangen sind. 

Jetzt bin ich etwas erstaunt, denn Sie haben zuerst davon gesprochen, dass die Mieter sehr stark einbezogen wurden. Tatsächlich dürften nur all jene Mieter Bescheid gewusst haben, die tatsächlich abgesiedelt werden. Betroffen ist aber eigentlich der ganze Block. Und die Mieterbeiräte und die Mieter wurden erst sehr spät, nämlich jetzt am 23. September, irgendwie informiert, aber angeblich auch nicht umfassend genug. 

Was mich jetzt so wundert: Sie haben gesagt, da gibt es eine Art Konsortium, das das Ganze jetzt plant (Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Baumanager, ja!) – Baumanager -, aber, bitte, das Haus steht unter Denkmalschutz! Und das Bundesdenkmalamt und die MA 7 wurden beide nicht einbezogen. Ich habe mit beiden gesprochen, und sie waren eigentlich sehr verwundert, dass hier überhaupt etwas stattfindet, ohne dass sie darüber Bescheid wissen. 

Wenn ich jetzt bedenke, dass das unter Denkmalschutz steht, dann wundert es mich, dass Sie hier überhaupt eine Aufstockung machen. Ich würde es noch verstehen, wenn Sie wieder abtragen und den Urzustand herstellen, wenn die Mieter damit einverstanden sind, aber mit dieser Aufstockung kann ich im Moment nichts anfangen. 

Ich möchte daher fragen: Inwieweit haben Sie hier das Bundesdenkmalamt einbezogen, und inwieweit werden Sie diesen Auflagen entsprechen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Uns liegen die Auflagen des Bundesdenkmalamtes sehr am Herzen, gerade auch bei der Sanierung von Gemeindebauten. Man kann natürlich bei Sanierungsvorhaben immer unterschiedlicher Auffassung sein. Es gibt auch im Rahmen der Denkmalschützer durchaus unterschiedliche Schulen. Es gibt welche, die sagen, man sollte bei einer Sanierung das Gebäude auf den ursprünglichen Zustand zurückführen, und es gibt welche, die sagen, man sollte bei der Sanierung eigentlich auch jene Etappen, die in der Geschichte des Gebäudes von Bedeutung waren, berücksichtigen. 

Es war jetzt am Sonntag der „Tag des Denkmals", und ich war trotz des Wahltermins mit der neuen Präsidentin des Bundesdenkmalamts, mit Frau Dr Barbara Neubauer, auch in der Urania, um dort mit ihr gemeinsam auch solche Sanierungsschritte zu besprechen. Wir haben ja auch in der Urania beispielsweise verschiedene Maßnahmen, die in der Ersten Republik und in den 60er Jahren gesetzt worden sind, berücksichtigt, allerdings zum Teil auch in einer direkten Korrelation zum ursprünglichen Gebäude. 

Und ganz ähnlich verstehe ich das auch bei der Sanierung der Gemeindebauten. Man muss, glaube ich, auch deutlich unterscheiden zwischen einerseits dem, was im Laufe der Zeit dazugekommen und architektonisch wertvoll ist - wie beispielsweise eine Aufstockung, die das Gebäude in seinem Gesamtwert trägt -, und diese zusätzlichen architektonischen Interventionen auch berücksichtigen; und andererseits gibt es natürlich auch Einbauten, die architekturhistorisch nicht von Bedeutung sind, die wir bei der Sanierung dann nicht mehr berücksichtigen. Aber es ist daran gedacht, dass wir da, wie auch in der Vergangenheit bei vielen Gemeindebauten, sehr eng mit dem Bundesdenkmalamt kooperieren.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Wir kommen zur 2. Zusatzfrage: Frau GRin Dipl-Ing Gretner, bitte. 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Es gibt ja leider in der Stadt Wien einige Beispiele von Bauten, die als Wohnbauten genutzt werden und die in keinem so großartigen baulichen Zustand sind, beispielsweise auch die Werkbundsiedlung. Oder: Wir mussten vor Kurzem leider auch diskutieren über die der Stadt quasi zukommende Aufgabe der Gesamterhaltung der „Stadt des Kindes". Es kam ja Ende August dann schon zu Abbrucharbeiten, und es gab immer wieder eigentlich das Bestreben der Stadt - noch in der Ausschreibung, als man damals nach einem möglichen Käufer gesucht hat -, einen besonderen Umgang mit der Bausubstanz beziehungsweise eine gewisse ideelle Fortsetzung des Projekts „Stadt des Kindes" zu erreichen, indem man eben die Sporthalle oder das Schwimmbad öffentlich zugänglich macht oder sich auch für kulturelle oder soziale Nutzungen einsetzt. 

Wie sich jetzt in Gesprächen herausgestellt hat, kann der jetzige Eigentümer ARWAG keine Pläne offen legen, was genau passieren soll - oder zumindest konnte er es nicht zu dem Zeitpunkt, als ich das letzte Gespräch mit ihm geführt habe; das war vor rund drei Wochen. 

Welche Schritte werden Sie unternehmen, damit sichergestellt ist, dass diese ideelle Fortführung des Geistes der „Stadt des Kindes" - also soziale, kulturelle Nutzungen - in einem ansprechenden baulichen Ambiente sichergestellt ist?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Die von Ihnen angesprochenen Bereiche haben unterschiedliche historische Entwicklungen. Die Werkbundsiedlung und die „Stadt des Kindes" haben nicht viel miteinander gemein. Die Werkbundsiedlung war als ein Wohnbereich vorgesehen und wird auch saniert werden und wieder für Wohnungen zur Verfügung gestellt werden. 

Die „Stadt des Kindes" hat eine andere historische Entwicklung. Die „Stadt des Kindes" war konzipiert als eine Einrichtung, die für die Kinder- und Jugendbetreuung vorgesehen war. Da wir jetzt einen anderen pädagogischen Zugang bei der Betreuung von Kindern und Jugendlichen haben, ist der ursprüngliche Inhalt der Nutzung verloren gegangen. 

Von da her war das auch der Grund, dass der Bereich der „Stadt des Kindes" bereits 2003 veräußert worden ist und dass es seit dieser Zeit auch Überlegungen der Käufer, also ARWAG und Wiener Heim, gibt, dort vor allem geförderten Wohnbau zu errichten, und dass wir als Stadt Wien auch in einem ständigen Dialog mit diesen Wohnbauträgern versuchen, dem sozialen Gedanken besonders Rechnung zu tragen - und zwar nicht nur durch die Errichtung von geförderten Wohnungen, die auch Menschen zugänglich gemacht werden, die angesichts ihrer sozialen und wirtschaftlichen Lage auch möglichst kostengünstige Wohnungen bekommen sollen, sondern indem wir auch besonderen Wert darauf legen, dass es hier zusätzliche Überlegungen hinsichtlich der Nutzung gibt, die man auch unter sozialer, kultureller Nutzung subsumieren kann. 

Wir haben, glaube ich, einen sehr breiten Dialog geführt, auch unter Einbeziehung des ursprünglichen Architekten Schweighofer, der auch bei allen Maßnahmen immer mit eingebunden war. Und es ist ja auch daran gedacht, dass in weiterer Folge die Errichtung der zusätzlichen Bauten ebenfalls in Abstimmung mit Schweighofer und dem Architektenteam, das jetzt die Errichtung der neuen Bauten und die Sanierung der ursprünglichen Bauten übernommen hat, vorgenommen wird. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat. Die nächste Zusatzfrage wird von Herrn GR Ing Mag Dworak gestellt. - Bitte.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat! Es geht ebenfalls um eine Sanierung, nämlich um die Sanierung des Schöpfwerks. Es hat am 1. März 2006 eine Versammlung gegeben, wo die GSD, die Gesellschaft für Stadt- und Dorferneuerung, die die Sanierung der Wohnhausanlage Schöpfwerk betreut, dieses Konzept vorgestellt hat. Und zwar hätte der Beginn Mitte des dritten Quartals 2006 sein sollen. 

Anschließend habe ich mich im Büro des damaligen Stadtrates Faymann erkundigt, wie es ausschaut. Da hat man gesagt, na ja, ein halbes Jahr oder ein Dreivierteljahr, es verzögert sich. - Auch nach diesem halben Jahr, Dreivierteljahr hat sich herausgestellt, dass nichts ist mit der Sanierung. 

Wie schaut jetzt von Ihrem Standpunkt aus die Sanierung des Schöpfwerkes aus? Es ist ja wunderbar etwas ausgesendet worden, nur: Das stimmt offensichtlich in dieser Form, wie es dargestellt worden ist, nicht. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Es hat eine Ausschreibung für die Sanierung des Schöpfwerks gegeben, die uns auch sehr am Herzen liegt. Es hat sich nur gezeigt, dass die Vorgaben auch von Seiten der Baufirmen - oder genauer gesagt: der Baufirma, denn es war eigentlich nur ein Bewerber, der ein Angebot gestellt hat – in einer finanziellen Dimension waren, die wir nicht tragen wollten. Es ist zweifellos ein Problem, dem wir uns auch in Zukunft verstärkt widmen werden, dass es für manche, vor allem große Bauvorhaben nur mehr wenige Anbieter gibt. Und ich werde mir sicher auf Grund dieser Erfahrung auch überlegen, darüber nachzudenken, wie man hier vielleicht noch stärker als bisher Klein- und Mittelbetriebe auch für Großbauvorhaben heranziehen kann - auch in Kooperation, in Arbeitsgemeinschaften, wie auch immer -, denn man ist schon sehr auf die Preisgestaltung angewiesen, wenn es nur einen Anbieter gibt. Wir haben trotzdem dieses Angebot nicht angenommen, weil es uns in dieser finanziellen Größenordnung zumindest aus unserer Sicht nicht nachvollziehbar erschienen ist. 

Wir haben deshalb noch einmal einen Anlauf gestartet und wollen versuchen, hier, auch in Kooperation mit Partnern in der Wirtschaft, eine andere Lösung herbeizuführen - eine, die auch finanziell besser darstellbar ist.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat. Die letzte Zusatzfrage stellt Frau Kollegin Frank. – Bitte.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! Ich muss noch einmal ganz kurz auf diese Denkmalschutzgeschichte zurückkommen. Es handelt sich bei diesem Haus wirklich um ein Haus aus den Uranfängen des Wiener sozialen Wohnbaus. Wir haben ja in Frankreich gesehen, dass das sogar international auch für Ausstellungen verwendet wird, weil es so etwas Besonderes ist. Daher glaube ich, dass man hier doch die Form beibehalten soll, weil es ja nicht mehr so viele Beispiele gibt, und dass es schade wäre, würde man das jetzt zerstören. 

Um aber noch einmal konkret auf das Objekt zurückzukommen: Es war ja so, dass hier sehr viele - Kleinstreparaturen kann man es ja gar nicht nennen - Kleinstarbeiten im Laufe der Jahre durchgeführt wurden: Einmal hat man eine Gegensprechanlage, dann wieder nicht; mal dieses, mal jenes - was ja schon sehr viel Geld gekostet hat, ohne dass man ein konkretes Konzept gehabt hätte. 

Es ist hier noch der große Bereich der Druckerei offen. Es war ja ursprünglich so, dass Bewohner ihre Kellerabteile zugunsten dieser Druckerei abtreten mussten. Die Druckerei ist dann ausgesiedelt. Es wird jetzt dort schon fleißig gearbeitet, nur weiß leider niemand, was passiert. Die Kellerabteile bekommt sowieso niemand zurück. 

Daher jetzt die Frage an Sie: Was kommt anstelle dieser Druckerei hinein?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sie haben recht, es gibt sicher ein Spannungsverhältnis, auch bei einer Sanierung von historischen Gebäuden insgesamt, und im Besonderen natürlich auch bei Gemeindebauten aus der Ersten Republik, und in diesem Spannungsverhältnis zwischen Erhaltung des ursprünglichen Erscheinungsbildes auf der einen Seite und auf der anderen Seite dem modernen technologischen Standard besteht oft ein gewisser Widerspruch. Aber es wird Aufgabe des Baumanagers und dieser Arbeitsgemeinschaft Ertl-Kolbitsch-Szedenik sein, ganz besonders sensibel auf die Erhaltung der architektonischen Ausgestaltung genauso Wert zu legen wie auf den Umstand, dass wir durch die THEWOSAN-Sanierung auch einerseits einen Beitrag zum Klimaschutz leisten wollen und auf der anderen Seite den Mieterinnen und Mietern die Möglichkeit bieten wollen, dass sie ihre Heizkosten reduzieren. Das ist ja auch, wenn man so will, von durchaus starkem ökonomischen Interesse.

In diesem Spannungsverhältnis wird die Arbeitsgemeinschaft zweifellos einen Entwurf erarbeiten müssen. Das gilt auch für die Zusatzeinbauten, die Sie angesprochen haben, egal, ob das Gegensprechanlagen sind oder Aufzüge beispielsweise, oder auch die Nutzung früherer Gewerbeflächen, wie zum Beispiel der Druckerei. 

Ich glaube aber, doch sagen zu können, dass wir auch in historischen Gemeindebauten bewiesen haben, dass wir beides unter einen Hut bringen können. Ich war erst vor Kurzem bei der Wiedereröffnung des Rabenhofs im 3. Bezirk, wo auch das Theater im Gemeindebau, ebenfalls aus den 20er Jahren, wieder saniert übergeben worden ist. Ich glaube, man sieht am Rabenhof, zum Beispiel, dass Aufzugseinbauten möglich waren, aber trotzdem das gesamte Erscheinungsbild nicht beeinträchtigt ist. 

Sie haben aber sicher recht, das erfordert eine hohe Sensibilität, auch der Baumanager und der zuständigen Architektinnen und Architekten. Aber, wie gesagt, ich werde großen Wert darauf legen, dass das auch unter Einbeziehung der Auflagen des Bundesdenkmalamtes passieren wird.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 

Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Fall ‚Club of Vienna' – Kontrollversagen der Stadt Wien" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte nun den Erstredner, Herrn GR Mag Ebinger, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich ihn darauf aufmerksam mache, dass seine Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine Damen und Herren!

Das, was wir heute aufzeigen, ist eines der wahrscheinlich unzähligen Beispiele von zumindest fahrlässiger Handhabung von Steuergeldern, von Fördermitteln.

Der „Club of Vienna" geht auf den verstorbenen Zoologen Rupert Riedl zurück, hat eine kleine Anzahl von Mitgliedern und beschäftigt sich so ähnlich wie der „Club of Rome“ mit den Grenzen des Wachstums. Ich weiß, Herr Woller wird sagen, wir haben alle immer der Subvention zugestimmt. - Völlig richtig, weil wir ja als Opposition nicht verantwortlich sind für die Kontrolle. Wir sind verantwortlich für die Inhalte, und grundsätzlich haben wir gegen diese Inhalte nichts einzuwenden.

Letzte Woche hat die Tageszeitung „Die Presse" mit massiven Artikeln begonnen: Jahrelang wurden hier angeblich auf seltsame Weise Fördergelder vergeben. Der Vereinspräsident Knoflacher hat laut „Presse" die Auftragsvergabe an sein eigenes Institut, an das Institut für Verkehrsplanung an der TU Wien, als üblich bezeichnet. 

Insgesamt sollen laut „Presse" 83 000 EUR an das Institut für Verkehrsplanung gegangen sein, dessen Vorstand bis Ende 2007 Hermann Knoflacher war, der ab 2003 gleichzeitig auch Präsident des „Club of Vienna" war. 

Die Rechnungsbeträge sind völlig undetailliert. In den seltensten Fällen stehen Namen dabei, nie die geleisteten Arbeitsstunden. Herr Knoflacher hat der „Presse" gegenüber gesagt, sein Wirtschafter, ein gewisser Herr Emberger, hat das alles in der Datenbank der TU dokumentiert. Interessant, meine Damen und Herren: Dieser Herr Emberger ist seit dem Rücktritt von Herrn Dr Woltron auch Kassier des „Club of Vienna". 

Der frühere Rechnungshofpräsident Franz Fiedler, der jetzt der Obmann von Transparency International ist, hat das als sehr kritisch betrachtet. Er sagt: „Bei der vorliegenden Konstellation wird wohl niemand ernsthaft behaupten, dass die Entscheidung über eine Auftragsvergabe an sich objektiv ist." 

Weiters steht die widmungswidrige und nicht termingerechte Verwendung von Mitteln im Raum. 

Es hat dann der damalige Kassier Dr Woltron seinen Rücktritt erklärt und hat sich auch in einem Schreiben an die MA 7 gewandt – ich muss das alles auf Grund der Zeit sehr kurz vorbringen –, in dem er diese Missstände mitteilt und sagt, alle anderen, außer ihm, werden bis zum Hals im Dreck stehen. - Das heißt, die MA 7 war informiert. Passiert ist bislang gar nichts. 

Erst auf den durch diese Artikel entstandenen Druck hin wurden letzten Dienstag die Gelder eingefroren. Wenn ich „Gelder" sage, so sprechen wir von einer Jahresförderung von 300 000 EUR, und das seit 2002.

Mittlerweile ist, ebenfalls laut „Presse", bekannt, dass der „Club of Vienna" ein internes Gutachten mit einem Rechtsanwalt erstellt hat, woraus hervorgeht, dass die Bestellung des Kassiers nicht gesetzmäßig ist, dass die Rechnungsprüfung durch einen abhängigen Steuerberater überhaupt nicht dem Vereinsrecht entspricht. 

Darauf angesprochen, ist – ich beziehe mich immer auf die „Presse" – bislang vom politisch Verantwortlichen der MA 7, also von Herrn StR Mailath-Pokorny, nur festgestellt worden, dass letzte Woche einmal die Gelder eingefordert wurden und dass ein klärendes Gespräch geführt wird. Und seitens des für Wissenschaftsförderung Zuständigen wurde betont, die widmungsgemäße Verwendung der Förderungen wurde immer termingerecht nachgewiesen, und zwar von einem durch den Verein beauftragten Steuerberater. Dem entgegen steht dieses Gutachten des Vereins, dass der Steuerberater dafür gar nicht zuständig ist, sondern unabhängige Rechnungsprüfer - die es auch gibt, die allerdings laut uns vorliegenden Unterlagen nie geprüft haben. - Herr GR Woller hat gesagt, die Vereinsbilanzen seien stets ordnungsgemäß geprüft worden. 

Ich darf mich jetzt auf die Homepage der Stadt Wien beziehen, auf die Richtlinien zur Abrechnung von Förderungen:

„Die Originalbelege sind für Stichproben der Kulturabteilung ... bereitzuhalten. Nicht nachgewiesene Förderungen sind zurückzuzahlen. Bei bilanzierenden Unternehmen ist bis zu dem im Verständigungsbrief angegebenen Termin die widmungsgemäße Verwendung anhand einer ordnungsgemäß unterfertigten Abschrift der Schlussbilanz nachzuweisen." 

Dann haben wir hier das Schreiben dieser beauftragten Steuerberatungskanzlei an die Stadt Wien, wo sie ausdrücklich sagen: „unsere Mandanten" und gleichzeitig feststellen: „Weiters wurden durch die Förderung keine Mitglieder unterstützt. Das Geld wurde ausschließlich für wissenschaftliche Tätigkeit und die dazu erforderliche Verwaltung verwendet."

Als Beilage sind die Aufstellung für 2006, 2007, der Jahresabschluss 2007 und die Teilaufstellung 2008 drinnen. Und in einem uns ebenfalls vorliegenden Schreiben dieser Steuerberatungskanzlei an den „Club of Vienna" heißt es: „Sehr geehrte Damen und Herren! Gemäß § 14 der Vereinsstatuten wurden wir zum Rechnungsprüfer bestellt." 

Das ist vereinsrechtlich gar nicht möglich, meine Damen und Herren, denn das müssen Mitglieder des Vereins sein, die nicht im Vorstand sind. - Nach wie vor hat die SPÖ behauptet, dass unabhängige Rechnungsprüfer bestellt wurden. 

Und aus dem, was von dieser Steuerberatungskanzlei vorliegt, geht auch wunderbar hervor, dass die Vereinsgelder offenbar teilweise überhaupt nicht verwendet wurden. Dennoch gewährt die Stadt Wien jährlich 300 000 EUR Förderung! – So haben wir zum Beispiel mit 31.12.2007 einen Fördergelderüberschuss von 461 000 EUR, mit 31.12.2006 von 328 000 EUR, im Jahr 2005 von 209 000 EUR. Das heißt, man kann davon ausgehen, dass all die letzten Jahre hindurch die Fördergelder gar nicht verwendet wurden. Trotzdem wurden sie - entgegen den Förderrichtlinien - nicht zurückverlangt, nicht kontrolliert und keine Maßnahmen gesetzt. 

Wir haben noch viel mehr Unterlagen: Wir haben ebenfalls die Unterlage, wonach der frühere Präsident zurückgetreten ist, weil man einen Budgetvoranschlag gegen seinen Willen gemacht hat und, laut seinem Schreiben, seine Unterschrift hineinkopiert hat. - Wir haben Rechnungen mit verschiedenen Rechnungsnummern, gleichen Titels, gleichen Tags, jeweils über 5 000 EUR, wo der Verdacht besteht, dass hier die Umgehung der Regelung betreffend die Einzelzeichnungsbefugnis erfolgte – wenn man an einem Tag zwei Mal eine Rechnung über 5 000 EUR für das gleiche Seminar und auch sonst durchwegs gleichen Daten hat. - Wir haben Rechnungen, wo überhaupt nur steht: „Club of Vienna, Seminar: 5 000 EUR." - Und das sind alles Rechnungen des Instituts für Verkehrsplanung. 

Interessant ist auch, dass man sogar so weit geht, dass der Sachbearbeiter dieser Rechnung Herr Knoflacher ist, der das dann von einem interimistischen Institutsleiter unterschreiben lässt und sich das dann als Präsident des „Club of Vienna" schicken lässt. Da haben wir Rechnungen über 20 000 EUR, Teilrechnungen. Es gibt sogar Rechnungen, wo der Sachbearbeiter Knoflacher ist und auch der Unterschreibende Knoflacher ist und die Rechnung dann an Knoflacher geschickt wird. 

Dann haben wir hier das Subventionsschreiben der Stadt Wien, aus dem auch das besonders herzliche Verhältnis hervorgeht. - Es ist ja nicht umsonst auch der Wissenschaftler Edlinger, früherer Finanzminister, ebenfalls Mitglied in diesem illustren Thinktank der Stadt Wien. Nebenbei auch noch Herr Balluch, das ist der berühmte Grün-Kandidat, der direkt aus dem Häf'n auf die Nationalratsliste gekommen ist, mit der vielsagenden Forderung: „Grundrechte für Menschenaffen!"; mithin ein Steinchen Ihres letzten Wahlerfolges; okay. – Und aus diesem Schreiben, in dem die Anrede immer mit „Lieber" formuliert ist und immer die Vornamen verwendet werden, geht dann hervor: Wir haben auch wieder 300 000 EUR in Aussicht genommen. 

Und darin wird schon geschrieben: Wir wollen, als Vorraussetzung, zwei Exemplare aller Druckwerke, Einladungen, Prospekte und so weiter; Forschungsberichte, Quellen, Methoden, Herausarbeitung der Wien-Bezüge. - Meine Damen und Herren, bis zum Jahr 2005 hat der Verein auch den so genannten Wiener Rupert-Riedl-Preis vergeben; seither haben sie ihn nicht vergeben, jetzt haben sie ihn auch wieder auf der Homepage. 2005 hat diesen Preis jemand bekommen, der eine Arbeit geschrieben hat über „Die Vertretbarkeit von Ethnotourismus am Beispiel der Tuareg in der Region Agadez, Republik Niger". - Erklären Sie mir hier den Wien-Bezug! Das würde mich sehr interessieren. 

Wir werden das alles sehen, meine Damen und Herren, ob alle diese Belege vorliegen und ordnungsgemäß abgeführt wurden, denn in diesem Schreiben für 2008 steht, bis April 2009 ist die Endabrechnung vorzulegen. Das musste ja in den Vorjahren auch passiert sein. Aus dem Schreiben der Steuerberatungskanzlei geht hervor, dass das nicht der Fall war. Offensichtlich wurde durch das besondere Vertrauens- und Naheverhältnis - nicht so leicht durch die Person des Ministers Edlinger, der da dabei ist - keinerlei Kontrolle vorgenommen. 

Meine Damen und Herren! Hier liegt ein massives Versagen der Stadt Wien vor, die hier ihre Kontrollfunktion in keinster Weise wahrgenommen hat, politisches Versagen von Herrn StR Mailath-Pokorny. Wir werden deshalb das Kontrollamt mit dieser Angelegenheit befassen. Wir gehen davon aus, dass hier auch massive Unregelmäßigkeiten und der massive Verdacht des Missbrauchs von Fördermitteln vorliegt, und deswegen erstatten wir Anzeige gegen den Verein „Club of Vienna" bei der Staatsanwaltschaft. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Für alle weiteren Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Kolleginnen und Kollegen nur einmal zu Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. 

Als nächste Rednerin hat sich Frau GRin Mag Ringler zum Wort gemeldet.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir kennen die Unterlagen, aus denen Herr Ebinger zitiert hat, nicht. Sie sind uns nicht bekannt. Die Faktenlage kennen wir aus der Zeitung, und meine Kollegin Claudia Smolik wird auch detaillierter auf unsere Position eingehen. 

Das, was an dieser Debatte aber tatsächlich von Relevanz ist, ist die Frage: Wird in dieser Stadt, wenn mit öffentlichen Geldern Institutionen subventioniert werden, ausreichend kontrolliert? – Und Sie alle wissen, wir haben in diesem Haus schon derartig viele Kontrollamtsberichte gelesen, die Haarsträubendes über die Kontrolle in dieser Stadt zutage gebracht haben, dass man immer ein bisschen misstrauisch sein muss. 

Ob an den konkreten Vorwürfen etwas dran ist oder nicht, kann ich nicht bewerten, aber ich kann eines bewerten, nämlich die Frage: Wie wird in dieser Stadt mit Geldern umgegangen, und wie wird in dieser Stadt auch mit der Vergabe von Geldern an Personen umgegangen, die vielleicht in der einen oder anderen Form ein Naheverhältnis zu den Regierenden haben oder die sehr renommierte Persönlichkeiten in dieser Stadt sind? - Und da müssen wir leider immer wieder feststellen, dass in Bezug auf diese Gelder vielleicht genau jenes Bisschen zu wenig an Kontrolle ausgeübt wird, das notwendig wäre, dringend notwendig wäre. 

Wir von den GRÜNEN haben letztes Jahr einen sehr, sehr umfassenden Antrag an das Kontrollamt geschickt, mit der Bitte um Überprüfung der Konsequenzen von Kontrollamtsberichten der letzten Jahre. Wir geben uns nicht zufrieden damit, dass man sagt: Okay, es gibt einen Bericht des Kontrollamts, da steht drinnen, es ist alles schiefgelaufen, und das war's dann!, sondern wir haben das Kontrollamt gebeten, sich anzuschauen: Was wurde eigentlich aus den Vorwürfen?

Damit Sie sich eine Vorstellung machen können, worum es da geht: Dieser Kontrollamtsantrag hat 53 Seiten, er ist recht unlesbar, offen gestanden, aber er enthält einiges an Sprengstoff. Dieser Antrag, den wir gestellt haben, ist einfach eine Zusammenstellung von Kontrollamtsberichten, in denen etwa gesagt wird, die MA 7 möge in Zukunft bitte die Förderrichtlinien überbinden, oder sie möge dieses oder jenes genauer machen. – Nur, damit Sie sich eine Vorstellung machen können, was in diesen Berichten alles an Konsequenzen urgiert wird. - Sieben Mal zum Beispiel fällt dem Kontrollamt auf, dass von der MA 7 nicht zeitgerecht Unterlagen und Abrechnungen urgiert wurden. Möglicherweise ist das etwas, was auch in diesem Fall ein Problem war. 

Immer wieder gibt es keine ausreichende Kennzeichnung von Originalbelegen, um Doppelförderungen zu vermeiden. Nicht widmungsgemäß verwendete und nicht vollständig abgerechnete Beträge wurden dreimal von der MA 7 gar nicht zurückgefordert, obwohl das eigentlich so sein sollte. Ich könnte jetzt damit fortsetzen, zum Beispiel die mangelnde Dokumentation aufzuzählen oder eben auch dieses Faktum, dass die Förderkriterien nicht ausreichend überbunden wurden. 

Worauf deutet das eigentlich hin? Das deutet darauf hin, dass es ein grundlegendes Systemproblem gibt. Möglicherweise ist das in diesem Fall wieder offensichtlich geworden. Wir können es nicht beurteilen, wir wissen es nicht. Wir sind jedenfalls an einer Aufklärung interessiert. Selbstverständlich gilt auch hier die Unschuldsvermutung. Wir wissen nicht, ob es stimmt oder nicht.

Tatsache ist aber doch – und das wird sich auch heute im Laufe der Debatte noch einmal zeigen –: In dieser Stadt gibt es einen laxen Umgang mit Subventionsgeldern, zum Beispiel beim Umbau des Prater-Vorplatzes. Meine Kollegin Sabine Gretner hat hier hervorragende Arbeit geleistet, um aufzuzeigen, wie in dieser Stadt mit Subventionsgeldern umgegangen wird. 

Das ist die Wurzel des Problems auch von Vertrauensverlust von Wählerinnen und Wählern. Vielleicht ist das Wahlergebnis auch ein dringendes Alarmzeichen an die SPÖ, dass die Leute sich diese Vorgangsweise nicht gefallen lassen wollen, dass sie zuhören, dass sie verstehen, wenn wir hier darüber diskutieren, ob die Subventionsgelder ordnungsgemäß verwendet werden, und dass sie das nicht wollen. Und dass es einerseits in unserem Auftrag als Opposition liegt, den Finger in die Wunde zu legen, und andererseits den Regierenden ein deutlicher Fingerzeig sein muss, besser mit den Geldern umzugehen, den Menschen das Gefühl zu geben, dass ihre Steuergelder sinnvoll angelegt sind. Dann müssten wir uns nicht immer wieder bei kleineren oder größeren Skandalen alle die Frage stellen: Wofür zahlen wir in dieser Stadt eigentlich Steuern? Dafür, dass Einzelne profitieren oder dass wir alle etwas davon haben?

Sehr geehrte Damen und Herren! Diese Aktuelle Stunde ist ein Zeichen dafür, dass diese Stadt nicht gut verwaltet ist. Wir werden nicht müde werden, das aufzuzeigen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster ist Herr GR Dr Wolf am Wort. Ich erteile es ihm.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es geht in der Tat um Kontrolle, um Kontrolle über die Vergabe und vor allem die Verwendung öffentlicher Mittel. Der „Club of Vienna" ist eine Vereinigung honoriger Wissenschafter – überhaupt keine Frage – und hat honorige Ziele, aber seit Monaten bietet der Verein ein übles Bild: Mobbing, Abhängigkeiten, Formalfehler bei der Bestellung von Vereinsorganen, die nicht widmungsgemäße Verwendung von Mitteln, die Finanzierung von Seminaren an Instituten des Präsidenten, intransparente Geldflüsse, mangelhafte Rechnungslegungen. Alles das ist offenbar vorhanden. 

Ich bin froh, dass sich die Staatsanwaltschaft näher damit beschäftigen wird. Ich habe Vertrauen in den Rechtsstaat und bin sicher, dass die entsprechenden Konsequenzen gezogen werden, wenn es solche zu ziehen gibt.

Aber eines ist jetzt schon evident: Die Kontrolle hat versagt, wenn es überhaupt Kontrolle gibt. Seit Monaten geht das so. Am 19. September 2008 hat die MA 7 gesagt: Wir frieren die Konten ein. – Das ist zu spät! Sie sollten vorweg begleitend kontrollieren.

Die mangelhafte Kontrolle hat ja Tradition, Marie Ringler hat darauf hingewiesen. Erinnern Sie sich! Wie war denn das mit dem International Theatre? Da hat Herr GR Woller ungefähr genauso argumentiert, wie er es jetzt wieder versucht: Es gibt Bilanzen, alles ist in Ordnung, haltet die Goschen! – Wir halten sie nicht.

Damals hat der Kontrollausschuss in einer Sondersitzung getagt. Der Herr Stadtrat hat versucht, aus der Malaise herauszukommen und versprochen, dass es in Zukunft zwei Dinge geben wird, die in dem Zusammenhang wesentlich sind, nämlich die Beauftragung zusätzlicher Personalressourcen mit Kontrollaufgaben und eine verstärkte Kontrolle vor Ort. – Das hat er versprochen, nachdem damals – das war im November 2007 – der Skandal um das International Theatre geplatzt war. Offenbar ist nichts geschehen. 

Ich frage: Warum geschieht nichts? Warum wird so locker und nicht korrekt mit öffentlichem Geld umgegangen? Wir werden ja heute noch einmal die Gelegenheit haben, ein paar versickerte Millionen aus dem Budget der Stadt Wien in der Debatte um den Prater-Vorplatz zu suchen. Warum geschieht nichts? Warum kontrollieren Sie nicht? Warum gehen Sie so locker mit öffentlichem Geld um? Es kann nicht sein, dass dann einfach von Herrn Woller und anderen gesagt wird: Es ist nichts passiert, alle Angriffe entbehren jeglicher Grundlage. 

Wenn man genau hinschaut, sieht man, dass es genau diese internen Probleme gibt, die Rechtsanwälte beschäftigen und die Staatsanwaltschaft beschäftigen werden. Ich bin schon gespannt, was Sie dann sagen werden! Sie werden wahrscheinlich wieder Besserung geloben und wieder nichts tun. 

Es ist daher zu fordern, dass endlich nicht nur in den entsprechenden Förderrichtlinien steht, dass kontrolliert wird und im schlechtesten Fall Subventionen zurückgezahlt werden müssen, sondern es geht darum, dass Sie endlich Ihre Verantwortung als Mehrheitspartei wahrnehmen, die Subventionsvergabe begleitend kontrollieren und es unmöglich machen, dass Mittel, die die Öffentlichkeit Vereinen oder Institutionen zur Verfügung stellt, nicht widmungsgemäß verwendet werden. Machen Sie endlich Schluss mit diesem ärgerlich lockeren Umgang mit Mitteln, die die Öffentlichkeit zur Verfügung stellt! – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Straubinger. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Kurz ein paar Worte zum „Club of Vienna": Wie schon gesagt wurde, ist es eine Vereinigung von ehrenwerten, honorigen Wissenschaftern, die sich mit Wachstumsproblemen und deren Auswirkungen auf gesellschaftliche, wirtschaftliche, politische Prozesse und mit interdisziplinärer Forschung zum Thema Kultur, Verkehr und Mobilität, Arbeitsmarkt und Migration beschäftigen, die auf den Denkschulen des Wiener Kreises und der evolutionären Erkenntnistheorie basieren.

Sie produzieren Publikationen, die, wie ich glaube, für unsere Stadt sehr wertvoll sind. Ich habe Ihnen zwei davon mitgebracht: „Weltreligionen und Kapitalismus" zum Beispiel oder auch „Wege in den Postkapitalismus". Es wäre mir ein Anliegen, dass sich mehr Leute damit beschäftigen.

Es gibt Forschungsprojekte über globale Spielregeln, Politik, Wirtschaft und Sport. Existent ist dieser Verein länger als seit 2002, aber seit dem Jahr 2002 gibt es Förderungen zwischen 200 000 und 300 000 EUR. Wie schon gesagt wurde, wurden diese immer einstimmig im Gemeinderat beschlossen. Die Förderungen – auch das ist zumindest medial rübergekommen – sind immer zeitgerecht und ordnungsgemäß abgerechnet worden, die Jahresabschlüsse sind vorgelegt worden, die Bilanzen sind der MA 7 vorgelegt worden. 

Zu den Vorwürfen, die in der „Presse" erhoben wurden, muss man einmal sagen, dass die Stadt nicht dazu da ist, irgendwelche Vorwürfen beziehungsweise, wenn bei einem Verein etwas nicht in Ordnung ist, das auch zu verteidigen. Das liegt nicht im Interesse der Stadt, liegt nicht im Interesse der Steuerzahler, die wir vertreten. Es gab Gespräche mit der MA 7. Es gab Gespräche gemeinsam mit dem Vorstand und das Übereinkommen, diese Gelder nicht mehr auszubezahlen, keine Projekte mehr anzufangen, bis die Vorwürfe restlos aufgeklärt sind, und zwar gemeinsam mit dem Vorstand und auch schon lange vor dieser Aktuellen Stunde.

Aber ein paar Sachen muss man schon richtigstellen beziehungsweise teilweise richtigstellen: Das eine ist dieser Vorwurf der unregelmäßigen Bestellung des Kassiers und der falschen Datierung an die Vereinsbehörde. – Ja, das stimmt, aber seit dem Sommer ist dieses auch behoben. Diejenigen, die Vereine kennen, wissen alle: Statuten sind das eine, die wirklich nahe Auslegung von Statuten immer am Wort ist eine andere Sache. Das wird, wie ich glaube, bei vielen Vereinen nicht immer ganz korrekt gehandhabt.

Zum zweiten Vorwurf, dass ein vereinseigener Steuerberater auch die Rechnungsprüfung durchgeführt hat: Das ist einfach falsch! Das stimmt so nicht. Wenn Sie sich näher erkundigt hätten, dann würden Sie auch wissen, dass in diesem Gutachten Herr Dr Höhne auf die Frage: Wäre denn das rechtswidrig, wenn denn das so wäre?, geantwortet hat: Wenn denn das so wäre, dann wäre das so. – Aber hier war das nicht der Fall! Ich habe mich extra noch einmal erkundigt.

Und zum Dritten, zum Vorwurf der Auftragsvergabe an das Institut, wo Herr Knoflacher Institutsvorstand ist, muss man schon auch sagen, dass das nicht der Präsident und nicht eine Person, sondern schon Gremien entscheiden! In diesem Vorstand sitzen Persönlichkeiten, bei denen ich nicht davon ausgehe, dass diese sagen: Herr Prof Knoflacher braucht jetzt Geld für sein Institut! 

Das sind rund 80 000 EUR von insgesamt 1,8 Millionen EUR an Förderungen gewesen. Ich glaube, die Relation in diesen sechs Jahren – das sind es jetzt mittlerweile – zeigt ja auch schon einiges. Diese Projekte, die finanziert worden sind, sind zum Beispiel über die EU kofinanziert worden und haben zusätzliche Finanzierungsquellen gehabt. Da geht es nicht um den Prof Knoflacher, sondern man weiß mittlerweile, dass es in der Wissenschaft Forschungsteams gibt, dass nicht eine Person im stillen Kämmerchen vor sich hinarbeitet.

Was das Thema Skandal, Skandalisierung, Kontrollversagen der Stadt betrifft: Dieser „Club of Vienna" ist ja mittlerweile ein alter Hut. Das ist etwas, was die FPÖ und die Opposition generell dazu nützen, um Themen aufzuwärmen, wie man sieht, und zwar nach dem Motto: Der nächste Wahlkampf kommt bestimmt, es wird ja auch irgendetwas hängen bleiben! 

Die MA 7 – jetzt rede ich nicht von der Stadt, sondern nur von der MA 7 – hat jährlich 4 900 Förderansuchen zu bearbeiten. 3 600 davon bekommen auch eine Subvention. Jetzt könnten wir hinter jeden dieser Vereine sozusagen eine Person hinstellen, die das kontrolliert. Ich glaube aber, das ist nicht die Aufgabe der Stadt. Wir sind ja nicht hier, um zu kontrollieren, wir haben nach den Förderrichtlinien zu vergeben, und das passiert auch. Wir sind aber nicht eine Geheimpolizei, eine Vereinspolizei, die dafür zuständig ist, nachzuschauen, ob ein Formular an die Vereinspolizei richtig datiert worden ist. 

Ich glaube, wir müssen hier auch ein gewisses Grundvertrauen in diese Vereine haben. Das entbindet uns nicht der Kontrolle, die passiert. Ein Grundvertrauen in die Vereine und in die wertvolle Arbeit, die sie für diese Stadt leisten, ist auch unabdingbar. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster ist Herr StR Herzog am Wort. – Bitte.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Vorsitzende!

Ich glaube, man kann auf Grund der Äußerungen, die hier gefallen sind, feststellen: Eine Kontrolle ist nicht erfolgt. Es ist natürlich seitens der Stadt Wien die ordnungsgemäße Verwendung der Gelder zu prüfen. Das ist eine Grundaufgabe der Kommune. Dieser sind Sie nicht nachgekommen, schlicht und einfach nicht. (Beifall bei der FPÖ.)

Es stellt sich die Frage – und das ist die zentrale –: Warum wurden die doch großen Förderungsmittel, die ausgelaufen sind, niemals wirklich einer ordnungsgemäßen Verwendung zugeführt, sondern angespart und aufgehäuft? Seit dem Jahr 2002 sind 2,5 Millionen EUR an Förderungen eingegangen. Der Kontostand beträgt 750 000 EUR. Sie wurden offensichtlich nicht entsprechend den Richtlinien verwendet. 83 000 EUR sind in die Institute des Herrn Knoflacher geflossen, der gleichzeitig eben der Präsident dieser Vereinigung ist. Sehr wohl sprechen Vorstandsmitglieder, nämlich andere, von suspekten Geldflüssen, wissenschaftlichem und vereinsrechtlichem Desaster und Mobbing gegen die Geschäftsführerin, der man jetzt die Schuld an allem auflasten will. 

Von der MA 7 wurde festgestellt: Es gibt keinen Grund für eine umfangreiche Prüfung, zumal Leute wie Hermann Knoflacher, Peter Aubauer, Manfred Sliwka bei uns einen gewissen Vertrauensvorschuss genießen. 

Ich muss mich ja kurz halten und kann daher nur das Ansuchen an das Kontrollamt nennen, zu überprüfen, ob die Förderung des „Club of Vienna" widmungsgemäß und termingerecht verwendet und entsprechend dokumentiert wurde beziehungsweise zweitens, ob die Kontrolle des Vereines durch die zuständigen Einrichtungen der Stadt Wien ordnungsgemäß erfolgte. – Das werden wir einreichen. Weiters ist eine Anzeige an die Staatsanwaltschaft in Vorbereitung.

Meine Damen und Herren! Es liegt uns zum Beispiel ein internes Protokoll der Vereinsversammlung vom 13. Mai 2008 vor, das mit aller Deutlichkeit zeigt, welch Geistes Kind hier in diesem Verein geherrscht hat. Da sagt der Steuerberater: „Der derzeitige Geldüberschuss beträgt 738 000 EUR.“ Ein Vorstandsmitglied, ein ganz wichtiges, sagt ganz überrascht: „Ein Wahnsinn!“ Und daraufhin sagt ein anderes Vorstandsmitglied nach einigem Nachdenken: „Dann brauchen wir nur Ideen, das auszugeben.“ – Und das ist genau der Inhalt von Verhältnissen, wie sie dort geherrscht haben. 

Weiters wird zum Beispiel in einer Debatte festgestellt, wie wichtig der Herr Minister Edlinger für den Verein ist. Es wird festgestellt von Herrn Knoflacher: Nein, der Minister Edlinger ist nicht wichtig für den Verein, sondern Minister Edlinger ist absolut entscheidend, dass wir überhaupt eine Förderung bekommen. – Das sind die Verhältnisse, die dort geherrscht haben. Diese Dinge sind nachweisbar und überprüfbar. 

Eine Vorwarnung für die Zukunft: Am 20. Oktober 2008 gibt es ein Festseminar für Prof Knoflacher zum Geburtstag und zur Emeritierung mit allen möglichen Gästen. Offizieller Veranstalter ist sein Institut der Technischen Universität Wien. Allerdings sollen Kosten umgeleitet werden an den „Club of Vienna", via das Projekt „Technologiebedingte Ursachen des Wachstums". Ich glaube nicht, dass diese Vorgänge in irgendeiner Form gedeckt sind durch Förderrichtlinien oder auch nur durch die Satzung selbst. 

Ich kann jetzt noch darauf hinweisen und möchte das auch tun, dass seitens des Herrn Woltron – das wurde ja schon gesagt – interessante Dinge festgestellt wurden. Er spricht die kollektive Haftung aller Mitglieder des Vereines wegen nicht widmungsgemäßer und termingerechter Verwendung von Mitteln an und hat für sich selbst festgestellt, dass er sich bereits dagegen gewappnet hat, aber er sagt weiters: „Ich bin auch meiner Informationspflicht gegenüber dem Hauptsponsor in wohldokumentierter Form und zeitgerecht nachgekommen.“

Das heißt, die Gemeinde Wien war rechtzeitig verständigt und hat es nicht der Mühe wert gefunden, tätig zu werden, aus welchen Gründen auch immer. Ob Edlinger, Knoflacher oder wer auch immer dahintersteht, dass nichts geschehen ist, das weiß ich nicht. 

Ich kann aber in aller Deutlichkeit feststellen, dass die Kontrolle der MA 7 voll versagt hat. Eine Reaktion ist erst eingetreten, nachdem die Artikel in der „Presse" erschienen sind. Die Kontrolle hat nicht versagt, würde ich Ihnen fast sagen, sondern die Kontrolle war nicht erwünscht und wurde nicht durchgeführt. Das ist der Kern der Sache. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich glaube, das Kontrollamt wird hier Licht ins Dunkel bringen, eine ganz notwendige Vorgangsweise, um das Versagen der Kontrolle der MA 7 zu durchleuchten. Ich glaube, Verantwortung für diese Stadt tut not. Irgendwelche strafrechtlichen Konsequenzen wird ja wohl die Staatsanwaltschaft als solche ziehen. 

Ich möchte abschließend feststellen: Die Gemeinde Wien hat hier – und das ist nur ein Beispiel für viele – sagenhaft versäumt, Kontrolle durchzuführen. Sie führen sie nicht durch, Sie wollen sie nicht durchführen. Unsere Vorrednerin hat das ja klar bestätigt. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste ist Frau GRin Smolik am Wort.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich möchte schon auch von unserer Seite noch einmal betonen, was die Kollegin Ringler schon gesagt hat, nämlich dass all diese Unterlagen, von denen offensichtlich manche zitieren, uns nicht vorliegen. Wir beziehen uns ausschließlich auf die in der „Presse" erschienenen Artikel und auch auf Telefonate mit dem Vorstandsvorsitzenden. 

Wenn ich mir diese Artikel, die in der „Presse" in der letzten Woche veröffentlicht wurden, durchlese, so muss ich schon auch eine reife Kritik anbringen, denn es werden hier doch relativ eigenartige Dinge formuliert, denen sich offensichtlich auch die ÖVP in einem Antrag, den sie heute noch einbringen wird, anschließt. 

Es ist in dem Artikel vom 24. September 2008 gleich am Anfang davon die Rede, dass sich die Gemeinde Wien einen „elitären" Verein hält. Ich glaube, dass das nicht der richtige Zugang zu einem Verein ist, der sich grundsätzlich mit wissenschaftlicher Thematik auseinandersetzt, dass man der Stadt Wien unterstellt – ich gebe schon zu, man könnte dieser Vermutung auch beitreten, und wir haben das ja öfter schon kritisiert –, dass es hier in der Stadt offensichtlich so funktioniert, zu Geldern zu kommen, dass man den Herrn Bürgermeister oder den Herrn Stadtrat kennt. Das ist zu kritisieren. Ich glaube aber, dass es der Aufklärung nicht dienlich ist, dem Verein oder auch der Stadt zu unterstellen, sich einen Verein zu halten beziehungsweise dass sich der Verein halten lässt. Ich glaube, dass die Herrschaften, die in diesem Verein Mitglied sind, alle sehr hervorragende Wissenschafter und Wissenschafterinnen sind, die sich das nicht verdient haben. (GR Dr Herbert Madejski: Das eine schließt das andere nicht aus!)

Wenn die ÖVP dann in einem Antrag, den sie heute einbringen wird – ich hoffe, er wird vielleicht noch abgeändert werden! –, nicht nur dem „Club of Vienna", sondern all jenen, die Subventionen erhalten, vorsätzlichen Missbrauch der von der Stadt zugesagten und ausbezahlten Mittel unterstellt, so halte ich das für gelinde gesagt eine Frechheit, wenn wir uns mit dem Thema Wissenschaftsförderung beschäftigen.

Zu den Vorwürfen: Ich kann, wie gesagt, nichts dazu sagen, ob all das stimmt, ob es jetzt Mobbing gegeben hat oder nicht. Das klären die zuständigen Instanzen dafür. Was ich sehr wohl vom Vorsitzenden Knoflacher weiß, ist, dass all die Anträge, die eingebracht werden, um die Gelder auszugeben, vom Vorstand geprüft werden, dann an die Stadt Wien übermittelt werden, dort noch einmal geprüft werden, und dann erst ein Projekt gestartet wird. 

Auch das vielzitierte Geld, das noch übrig ist, wurde wieder kassiert. Die Zahlungen wurden gestoppt, genau aus der Situation heraus, dass der Kassier eben zurückgetreten ist. Alles andere, was noch passiert ist, hat die Kollegin Straubinger schon gesagt. Dass die Datierung nicht richtig war, das stimmt. Ich glaube aber nicht, dass wir jetzt diesen „Club of Vienna" in der Art und Weise behandeln sollten, wie das hier vonstatten gegangen ist. 

Man muss sich das genau anschauen. Man muss sich sehr wohl anschauen, ob die ordnungsgemäße Verwendung der Gelder passiert, dazu ist auch das Kontrollamt da. Ich hoffe, dass es diesen Auftrag auch geben wird. Man muss sich anschauen, warum es keine begleitende Kontrolle gegeben hat. Ja, hier gibt es Versagen, das ist ja nicht der erste Fall, wo das von uns auch angeführt wird. 

Wenn wir dann in der „Presse" lesen, dass schon der Herr Kollege Ehalt darauf hinweist, dass die schmale Personalausstattung es nicht zulässt, dass alle von der MA 7 geförderten Vereine kontrolliert werden können, so muss ich schon auch klar sagen, dass wir hier schon öfters darauf hingewiesen haben, dass das so nicht gehen kann und dass es hier offensichtlich ein zu wenig großes Engagement des Herrn Stadtrat gibt, seine Personalausstattung so weit aufzustocken, dass es hier auch eine Kontrolle geben kann. Denn natürlich kann es nicht dem Kollegen Ehalt überantwortet sein, all die Anträge alleine zu prüfen. Es braucht hier Personalausstattung, es braucht hier Kontrolle, es braucht hier Aufklärung all der Fälle, die offensichtlich hier im Raum stehen, die wir nicht beurteilen können. 

Ich möchte für unsere Fraktion hier sehr klar und deutlich sagen, dass ich alle Vorwürfe an den Verein und seine wissenschaftliche Tätigkeit zurückweise. Auch das ist schon gefallen: Manche bezweifeln, ob dieser Verein wissenschaftlich tätig ist. Das steht hier keinem zu, sich damit auseinanderzusetzen, wenn hier eine grundlegende wissenschaftliche Forschung für die Stadt und im Sinne der Stadt, aber auch der Menschen gemacht wird. 

Ja, wir wollen eine Aufklärung dieser Fälle, wir wollen mehr Kontrolle und wir hoffen, dass das zumindest hier jetzt in dieser Form einer der letzten Fälle war, wo klar ist, dass die Kontrolle versagt hat. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster ist Herr GR Ing Mag Dworak am Wort.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben schon einiges vom „Club of Vienna" gehört. Zuletzt hat er allein im Jahr 2007 798 000 EUR an Förderung bekommen. Seit 2002 hat der Verein knapp 1,9 Millionen EUR unter dem Titel „Wissenschaftsförderung" erhalten. Offensichtlich gibt es im Bereich der Mitarbeiter des „Club of Vienna" einen eklatanten Mobbing-Fall, der sogar bei der im Bundeskanzleramt angesiedelten Gleichbehandlungsanwaltschaft gelandet ist. Dadurch wurde offensichtlich dieser Fall erst ins Rollen gebracht. Seit Beginn der Tätigkeit des Vereins wurde nie vereinsrechtlich die richtige Verwendung der Gelder überprüft. Immer wieder haben wir gehört, dass das eine Tätigkeit der Steuerberatung war, die das formal hingeschrieben hat, ohne wirklich diese Rechnungen nach dem Inhalt und dem Zweck zu prüfen. Das ist ein Vorwurf an Herrn Prof Knoflacher beziehungsweise an Leute, die in seinem Kreis waren, dass sie ihn unterstützen und auch unter Umständen für die Stadt Wien manche nette Aufgaben erfüllen. 

Offensichtlich war aber die Steuerberaterin nicht in der Lage, auch korrekt zu beurteilen, ob die Tätigkeit wissenschaftlich war. Eine Prüfung nach dem Vereinsrecht erfolgte offensichtlich nicht. Prof Knoflacher hat auch Personen in den Vorstand heben wollen, die zum Teil keine wissenschaftliche Befähigung haben. 

Herr StR Herzog hat das schon angeschnitten: Es besteht die Vermutung, dass die Emeritierungsfeier und der Kongress für Herrn Prof Knoflacher aus den Geldern des „Club of Vienna" gezahlt werden sollen. Das ist sicherlich nicht im Sinne der Förderung durch die Stadt Wien. 

Der stärkste Vorwurf kommt aber von einem Insider des „Club of Vienna". Es war ausschließlich eine sprachliche Visitenkarte, war eine reine Präsentierarbeit, und der ganze Verein hat nichts mit Wissenschaft zu tun. Ich möchte in dem Sinn der Kollegin Smolik hier deutlich widersprechen. Die Arbeit von Klaus Woltron – es ist übrigens die einzige Arbeit, die ich im Internet gefunden habe –, hat wahrlich nichts mit „wissenschaftlich" zu tun. 

Wenn man für junge Wissenschafter Forschung und Lehre unterstützen will, dann muss man den gesamten Verein unter eine neue Führung stellen und eine von der Stadt Wien unabhängige Revision durchführen lassen. Aber wenn die Stadt Wien dazu nicht bereit ist, dann muss man eben die Staatsanwaltschaft einschalten. 

1,9 Millionen EUR sind seit 2002 an den Privatverein von Dipl-Ing Prof Knoflacher unter dem Titel „Wissenschaftsförderung der Stadt Wien" verschwendet worden. Das ist der wirkliche Skandal, nämlich dass die MA 7 sagt, in dem Fall Prof Ehalt, dass er nicht in der Lage ist, die Substanz zu überprüfen. Das werfen wir der Stadt Wien vor. 

Es ist wieder ein Beispiel, das sich in eine lange Kette von Missgriffen der Stadt reiht. Im Kulturbereich möchte ich nur einige Beispiele aufzählen: Birdland, Vienna International Theatre, Vindobona oder die 3 Millionen EUR mehr für das Theater an der Wien auf Grund gefälschter Budgets oder der Prater-Vorplatz aus dem Ressort Laska, von dem wir heute noch hören werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster ist Herr GR Woller am Wort.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Kollege Dworak kann nur froh sein, dass er immun ist, denn sonst würde er für das, was er jetzt gerade gesagt hat, geklagt werden. Wir werden uns mit dem an anderer Stelle noch auseinandersetzen. Es ist aber jedenfalls alles Lüge, was hier gesagt worden ist, insbesondere im Zusammenhang. Die Vereinigten Bühnen Wien werden sich schon zu wehren wissen, dass nicht Rufmord an ihnen betrieben wird. (Zwischenrufe bei der ÖVP. – GR Dr Franz Ferdinand Wolf: „Lüge" nehmen Sie zurück!) 

Die Themenstellung dieser Aktuellen Stunde ist an und für sich schon einmal eine Themenverfehlung. Es gibt weder einen „Fall", wenn man das schon so kriminalistisch hier verwenden will, noch gibt es ein „Kontrollversagen" der Stadt Wien. Es gibt einen ehrenwerten Verein „Club of Vienna" (StR Johann Herzog: Weltberühmt!), der insgesamt sieben Jahre lang einstimmig hier die Förderungsmittel zuerkannt bekommen hat. Wenn sich die Opposition jetzt da herstellt und sagt: Das haben wir schon immer gewusst!, so muss ich sagen: Wissen tun Sie gar nichts! Seit ein paar Wochen steht etwas in der Zeitung, daher glauben Sie, etwas zu wissen. Wissen tun Sie gar nichts, denn wenn Sie das schon immer gewusst hätten, dann frage ich mich, warum Sie noch am 29. Februar 2008 dem Antrag hier einstimmig zugestimmt haben! (StR Johann Herzog: Wie sollen wir das machen?) Das ist insgesamt alles ein Witz, was Sie hier betreiben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es gibt offensichtlich interne Schmutzwäsche, die hier gewaschen wird. Warum die „Presse" sie wäscht, weiß ich nicht. Offensichtlich haben sie Schwierigkeiten bei den Verkaufszahlen oder Aufdeckungsbeispielen. (Ruf bei der FPÖ: Die böse „Presse"!) Die ÖVP und die FPÖ hängen diese Schmutzwäsche hier auf. Diese Schmutzwäsche gibt es immer, in jeder Familie, in jeder Partei, in jedem Verein. 

Es ist nicht Aufgabe der MA 7 oder der Stadt Wien, sich um interne Schmutzwäsche in Vereinen zu kümmern. (StR Johann Herzog: Um Förderungsmittel!) Wir haben die Aufgabe, kulturelle und wissenschaftliche Vereinigungen auf Grund von inhaltlichen Konzepten zu fördern, die Einhaltung der Förderungsrichtlinien, was Inhalt, Abrechnung und Zeitfristen betrifft, zu kontrollieren. Und das ist hier geschehen. Es gibt ausschließlich positive Ergebnisse dieser Prüfungen durch die MA 7. 

Jetzt, wo es diese öffentlichen Vorwürfe gibt, die noch dazu im Raum stehen – und es gilt tatsächlich die Unschuldsvermutung, man wird erst warten, was da alles rauskommt –, haben wir halt gesagt: Okay, in Absprache mit dem Subventionsnehmer haben wir die Subventionsmittel auf Eis gelegt und wir werden nächste Woche in einem Gespräch die weitere Vorgangsweise besprechen. 

Dass die Kontrollinstanzen der Stadt hervorragend funktionieren, hat insbesondere das von Ihnen angesprochen Beispiel des International Theatre gezeigt. (StR Johann Herzog: Natürlich!) Da hat eben das Kontrollamt der Stadt Wien, die Stadt Wien selbst aufgezeigt, dass es zu Falschinformationen gekommen ist. Und dieses Aufdecken von Falschinformationen hat dazu geführt, dass sich die Stadt Wien 100 000 EUR innerhalb von fünf Jahren an Förderungsmitteln dort erspart hat. 

Das Ergebnis ist auch, dass die Stadt Wien, die MA 7 eine zusätzliche Mitarbeiterin zur Kontrolle bekommen hat. Es ist nicht so einfach! Wir haben steigende Budgets, wir haben steigende Subventionsansuchen, mehr Subventionsansuchen als früher. 5 000 Förderungsanträge im Jahr werden von den Beamtinnen und Beamten der MA 7 bearbeitet, davon 3 600 positiv erledigt. Das heißt, diese müssen dann weiter verfolgt werden. Wenn das alles mit 20 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern passiert, dann geht es einfach nicht so, dass man jedem vielleicht privat geäußerten Verdacht von Mobbing in einem Vereinsbüro nachgeht. 

Außerdem ist es tatsächlich auch nicht die Aufgabe der MA 7. Die MA 7 ist weder eine Vereinsbehörde, die Vereinsstatuten und die Einhaltung der Vereinsstatuten zu überprüfen hat, die MA 7 ist auch nicht Steuerbehörde und die MA 7 ist schon gar kein Geheimdienst. Wir sind nicht der Geheimdienst der Stadt Wien, der herumschnüffelt in unabhängigen wissenschaftlichen und kulturellen Institutionen, was ja passiert. (StR Johann Herzog: Aber in diesem Fall Kontrollbehörde!) 

Da gelten der Vertrauensgrundsatz und die Unabhängigkeit der Zivilgesellschaft. Das ist Ihnen zuwider. Aber unter uns gesagt: Wir bekennen uns zu diesen demokratischen Strukturen. (StR Johann Herzog: Und zu den Zuständen!) Die MA 7 wird sich nicht einmischen in die internen Angelegenheiten von Vereinen und Institutionen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Der Wahlkampf ist zu Ende, Gott sei Dank für Sie! (Ironische Heiterkeit bei der FPÖ.) Gott sei Dank für uns alle. Sie können aufhören mit Wahlkampfrhetorik. Wir gehen wieder zur sachlichen Arbeit über. Tatsache ist eines: Dass Wien eine großartige Wissenschafts- und Kulturstadt ist, die fast von allen positiv gesehen wird. Es ist nur wirklich schade, auch für diesen Gemeinderat, dass die ganz wenigen, die die Kulturstadt Wien nicht großartig finden, alle im Wiener Gemeinderat in der Opposition sind. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Kollege Woller, das Wort „Lüge" ist ein Unwort in diesem Gemeinderat. Das kann man bei niemandem durchgehen lassen. Ich erteile dir daher einen Ordnungsruf. 

Die Aktuelle Stunde ist nun beendet. 

Wir gehen zur Tagesordnung über. 

Bevor wir zu der Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass folgende schriftliche Anfragen eingelangt sind: von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen 8, des Grünen Klubs im Rathaus 29 und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 19 Anfragen. 

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern folgende Anträge eingelangt: sechs vom Klub der Wiener Freiheitlichen, einer des Grünen Klubs im Rathaus, drei des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Die GRe DDr Eduard Schock, Dr Matthias Tschirf und Mag Maria Vassilakou haben ein Verlangen gemäß § 73a der Wiener Stadtverfassung auf Durchführung besonderer Akte der Gebarungsprüfung durch den Rechnungshof hinsichtlich der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke eingebracht. Dieses Verlangen, das von der notwendigen Anzahl von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten unterzeichnet wurde, haben wir an den Präsidenten des Rechnungshofes weitergeleitet. 

Folgende Ersuchen an das Kontrollamt gemäß § 73 Abs 6a der Wiener Stadtverfassung wurden eingebracht: von den GRinnen Ingrid Puller und Mag Waltraut Antonov betreffend Einstellung des 21ers und sicherheitstechnische Mängel bei den Wiener Linien, vom Klub der Wiener Freiheitlichen betreffend Prüfung der Stadt Wien – Wiener Wohnen HausbetreuungsGmbH und der Stadt Wien – Wiener Wohnen AußenbetreuungsGmbh. Diese Prüfersuchen wurden an das Kontrollamt weitergeleitet. 

Die Anträge des Stadtsenates zu den Postnummern 2 bis 4, 8, 9, 11, 12, 14 bis 16, 19, 23 bis 25, 27, 29 bis 31, 33, 35 bis 39 und 41 bis 46 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl der Mitglieder des Gemeinderates gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 47 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 1, 47, 13, 17, 18, 40, 20, 21, 22, 26, 28, 10, 32, 34, 5, 6 und 7. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen. 

Wir kommen als erstes zur Postnummer 1. Sie betrifft die Wahl eines Schriftführers sowie die Wahl eines Dienstgebervertreters und eines Dienstnehmervertreters in die Gemeinderätliche Personalkommission. 

Bevor wir über die vorliegenden Wahlvorschläge abstimmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 27 Abs 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. Ich schlage vor, die vorgesehenen Wahlen durch Heben der Hand vorzunehmen. 

Ich bitte nunmehr jene Kolleginnen und Kollegen des Gemeinderates, die mit meinem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Mein Vorschlag ist einstimmig angenommen worden. Wir können daher so vorgehen. 

Die GRe Susanne Jerusalem und Mag Christoph Chorherr haben ihre Funktion als Schriftführer zurückgelegt. Der entsprechende Wahlvorschlag des Grünen Klubs im Rathaus lautet auf Frau GRin Ingrid Puller und Herrn GR Marco Schreuder. 

Ich bitte nun jene Kolleginnen und Kollegen, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig. Ich gratuliere recht herzlich. 

Frau GRin Veronika Matiasek ist als Dienstgebervertreterin aus der Gemeinderätlichen Personalkommission ausgeschieden. Der Klub der Wiener Freiheitlichen schlägt für dieses Mandat Herrn GR Dr Helmut Günther vor. 

Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne die Stimmen der GRÜNEN so angenommen. 

Herr Karl Kaiser ist als Dienstnehmervertreter aus der Gemeinderätlichen Personalkommission ausgeschieden. Die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten schlägt für dieses Mandat Herrn Michael Bauer vor. 

Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig. 

Wir kommen nun zur Postnummer 47 der Tagesordnung. Sie betrifft einen Gesellschafterzuschuss an die Praterservice GmbH. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Mag Reindl, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort ist Herr GR Mag Jung gemeldet. 

Zur Information: Die erste Runde dauert 40 Minuten, die zweite Runde 20 Minuten. – Bitte, Herr Kollege Jung.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Wir haben vorhin den Kollegen Woller mit großer Vehemenz als klassischen Retro-Sozialisten reden gehört. Hier wird verteidigt, hier werden Missstände von vornherein verteidigt, weil es halt nicht sein darf, dass so etwas vorkommt. Es kommt aber leider Gottes hier in Wien nicht nur einmal, es kommt x-mal und nicht nur in Wien, sondern bei der SPÖ zu solchen Zuständen. Über einen solchen werden wir auch heute sprechen. 

Kollege Woller hat auch gesagt, der Wahlkampf ist beendet. Der Bürgermeister Häupl hat vorgestern den Wahlkampf erst wieder für eröffnet erklärt und hat uns zu seinem Hauptgegner deklariert. Herr Bürgermeister, falls Sie zuhören sollten: Wir nehmen den Fehdehandschuh gerne auf! Sie werden schon sehen, was Sie sich damit eingebrockt haben. 

Wie gesagt, wir nehmen ihn gerne auf, aber wir sind nicht Willens, den Stil des Herrn Bürgermeisters aufzunehmen. Ich zitiere Ihnen jetzt aus der „Presse" Folgendes:

„Kurz darauf kam ein aufgekratzter Michael Häupl ins Zelt: Er trat auf die Bühne, ergriff das Mikrofon und schimpfte drauflos – auf die ‚rechtspopulistischen Parteien'." „Diese Koffer“ war eines der Worte. Ein weiteres, für einen Landeshauptmann wirklich „passendes" Wort: als „Scheiße“ hat er sie bezeichnet. (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Was hat das mit dem Antrag zu tun?) Es hat damit zu tun, Frau Kollegin, weil ich Ihnen zeige, mit welcher Methode Sie vorgehen. Es ist Ihnen peinlich, dass Sie das hören, dass Ihr Landeshauptmann, Ihr Bürgermeister, Ihr Vorsitzender in der Öffentlichkeit von anderen als „Scheiße“ spricht. Das ist es. Ich möchte nur sehen, was Sie sagen würden, wenn der Kollege Strache so etwas sagt. (Beifall bei der FPÖ.)
Dann geht es weiter. Sie werfen uns faschistische Methoden vor. Wissen Sie, was faschistische Methoden sind? Faschistische Methoden sind das, was Ihre SPÖ-Jugend bei unserer Abschlusskundgebung gemacht hat. Da sind aus deren Reihen Steine geflogen, Dosen geflogen, Flaschen geflogen, Knallkörper auf Polizisten, Polizisten wurden verletzt. (Beifall bei der FPÖ. – GRin Sonja Kato: Ordnungsruf!) Das sind faschistische Methoden, liebe Kollegin! Von der FPÖ hat noch nie jemand eine andere Wahlveranstaltung gestört. Ihre Jugendlichen, die haben das gemacht! (Zwischenruf von GRin Mag (FH) Tanja Wehsely.) Regen Sie sich ruhig auf, Sie haben Grund dazu! Sie haben verloren, Sie werden weiter verlieren, wenn Sie so weitermachen! (Beifall bei der FPÖ. – Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Kollege Jung! Das ist zwar der allgemeine Verhandlungsgegenstand, aber ich bitte doch, halbwegs zum Akt zu sprechen. 

GR Mag Wolfgang Jung (fortsetzend): Jetzt komme ich zum Abänderungsantrag zunächst einmal einleitend der GRe Gudenus und Jung betreffend Gesellschafterzuschuss an die Praterservice GmbH. Die gefertigten Gemeinderäte stellen daher gemeinsam mit den Mitunterzeichnern gemäß § 27 Abs 1 der Geschäftsordnung nachfolgenden Abänderungsantrag: 

„Für einen Gesellschafterzuschuss an die Praterservice GmbH wird eine außerplanmäßige Ausgabe genehmigt, die die gerechtfertigen Ansprüche der Unternehmer im Zusammenhang mit der Errichtung des Prater-Vorplatzes, die auf Grund der vertraglich vereinbarten Leistungserbringungen bestehen, zur Gänze abgedeckt und im Voranschlag 2008 auf der Haushaltsstelle 1/26/20 unter der neu zu eröffnenden Post Nummer 775, Kapitaltransferzahlungen an Unternehmungen, zu verrechnen und mit Verstärkungsmitteln zu bedecken ist." 

Jetzt werden Sie sich gleich wieder aufregen können, Frau Kollegin, wenn Sie Lust haben, denn es gibt genügend zu bereden in dieser Frage „Laska und Prater“. Denn SPÖ und ihr Umgang mit dem Geld der Bürger ist ein beständiges Thema. Wir haben es gerade beim letzten Tagesordnungspunkt auch gehört. Es ist wieder einmal die StRin Laska und ihr Umgang mit dem Dauerthema „Prater“, wieder, weil es bei Gott nicht das erste Mal in dem Haus ist. Wer aber so eine Spielernatur wie die Frau Stadträtin ist, die ja selber sagt, Glücksspiel ist ein Teil des Lebens, dem macht es nichts aus, ungefähr 8 Millionen EUR an Geldern der Bürger zu verspielen. Es sind ja nicht ihre eigenen. Den Ausgleich bei der Pleite muss man halt irgendwie über die Runden bringen. 

Es macht ihr nichts aus. Es ist ja nicht ihr Geld, das da den Bach hinuntergeht. Es sind die Bürger, die hier bezahlen. Nicht ihre Pension wird geschmälert, es zahlt auch nicht die Wiener SPÖ. Wir sind diejenigen, die zur Kasse gebeten werden. 

Es kommt womöglich noch einiges mehr nach in der ganzen Geschichte. Es wäre auch nicht das erste Mal, dass die Roten beweisen, dass sie mit dem Geld der anderen nicht umgehen können: Konsum, BAWAG, ÖGB-Fiasko, ASKÖ-Problematik und dann die seltsamen Vorgänge rund um die Novomatic. Das alles sind Beispiele für Misswirtschaft, die uns Bürger letztlich Milliarden gekostet hat und noch kostet, und für höchst undurchschaubare Beziehungen, die bei vielen den Glauben an eine funktionierende Demokratie in Unordnung bringen. 

Die überwiegend aus der SPÖ kommenden Manager sind mit wenigen Ausnahmen aus diesen Fällen gut ausgestiegen. Wir werden sehr genau verfolgen, was in diesem Fall geschehen wird und ob endlich einmal die SPÖ sich auch zu Konsequenzen aufrafft oder ob sie weiterwurschtelt. Wenn sie weiterwurschtelt – Sie dürfen sich wieder aufregen! –, dann werden Sie in eineinhalb Jahren sehen, was Ihnen die Bürger als nächste Antwort geben werden. Machen Sie so weiter, Sie werden sich noch wundern!

Von den Debakeln versuchen Sie dann immer wieder regelmäßig abzulenken. Da haben Sie zwei Methoden entwickelt, die auch beide mit Geld zu tun haben, und zwar mit viel Geld und wieder mit unserem Geld. 

Die Methode Nummer 1: Sie schaffen sich Abhängigkeiten, indem Sie Ihrem Ressort genehme Vereine mit oft obskurem Hintergrund massiv fördern, damit diese dann Wohlverhalten zeigen und indirekt Werbung für Ihre Partei oder Ihre Person machen, Frau Stadträtin! Schließlich braucht man das Geld ja in diesen Vereinen auch im nächsten Finanzjahr.

Die Methode Nummer 2: Im Wirtschaftsbereich gibt es einen Straftatbestand, der heißt „Anfüttern“. Sie füttern die Medien an mit massiven Inseratenkampagnen, wie wir sie in den letzten Wochen ja bis zum Überdruss erlebt haben. So wollen Sie Wohlverhalten erzielen. 

Damit das Ganze dann nicht so offensichtlich geschieht und außerdem die Parteikasse nicht belastet, haben Sie zwei kostengünstige Varianten entwickelt.

Die eine ist: Es folgt eine Bewerbung der Ressortleitung, und das wird aus dem Ressortbudget bezahlt. Und die Politikerfotos darin sind dann reiner Zufall. Ich nenne das das System Faymann oder ÖBB.

Das Zweite: Die geförderten Vereine füllen als Gegenleistungen ihre Vereinszeitungen mit Inseraten und unentgeltlichen Werbekampagnen für die SPÖ oder Sie inserieren Ihrerseits in genehmen Medien und das zufällig vor der Wahl.

Ich bringe ein Beispiel, das ich am Dienstag aus Ihrem Ressort, Frau Stadträtin, bekommen habe. (Der Redner hält eine Zeitschrift in die Höhe.)
Im „move“, Sport- und Freizeitmagazin: Auf der Seite 2 ist ganzseitig zufällig der Herr Verteidigungsminister zu sehen. Aus welcher Partei er kommt, brauchen wir nicht zu fragen. (Der Redner hält die genannte Zeitschrift in die Höhe.)

Auf den Seiten 3 und 4 ist Dr Peter Wittmann zu sehen, der auffordert, richtig zu wählen, in einer Vereinszeitung, von Vereinen, die wir massiv fördern! 

Dann da eine Doppelseite, mit wem wohl? Dem „Faynachtsmann", der die Vereine mit Geld überschütten wird. 

Dann noch einmal für den Verteidigungsminister eine weitere Seite.

Glauben Sie, das tun die wirklich aus Begeisterung oder nicht vielleicht doch, Frau Stadträtin, weil man auf das Geld der öffentlichen Kassen scharf ist? So schaut es aus. 

Oder man macht zufällig – das passiert immer vor den Wahlen, fällt mir auf, auch vor zwei Jahren und jetzt wieder – ein großes Fest für Sportler, auf Regimentsunkosten natürlich, und kommt mit 22 Fotos in eine Zeitung hinein. So geht das bei Ihnen. 

Nur, es ist so weit, dass die Bürger das überziehen. Sie sollten Ihre Zeit besser nützen, Frau Stadträtin, um im Amtsbereich Ordnung zu schaffen.

Jetzt komme ich in den konkreten Bereich der Geschichte Causa Explore 5D, die sich immer mehr zu einem handfesten Skandal ausweitet. Noch einmal zur Vorgeschichte. Die kann und will ich Ihnen nicht ersparen, Frau Stadträtin! Und wenn die Kollegin Novak jetzt wieder mit ihrem Und-täglich-grüßt-das-Murmeltier-Zitat kommen sollte, dann sage ich ihr: Ja, Frau Kollegin, es wird Sie immer wieder grüßen, immer wieder, bis Sie begreifen, dass wir erst Ruhe geben, wenn unsere Fragen zufriedenstellend beantwortet sind und der Fall aufgeklärt ist.

Ich gebe Ihnen als Trost einen anderen Merksatz mit: Wer aus der Geschichte nicht lernt, ist verurteilt, sie zu wiederholen. Wenn Sie aus den Wahlen jetzt nicht lernen, dann wird sich Ihre Pleite in eineinhalb Jahren wiederholen. Merken Sie sich das! 

Vielleicht hat die Frau Stadträtin in der Zwischenzeit gelernt und besinnt sich diesmal und gibt uns die Antworten, die Sie in sensiblen Fragen ja immer verweigert hat. Die Hoffnung stirbt zuletzt, heißt es, und die Angelegenheit Riesenradplatz wird halt einfach immer heißer.

Ich erspare mir, die eigenartigen Vorgänge bei der Erstellung des Masterplans, die Geldvernichtung um die Person des Herrn Mongon und alles, was da mit Millionen-Aufwand passiert ist, aufzuzählen und gehe direkt auf Ereignisse um die Gestaltung – namhafte Fachleute nennen sie allerdings eine Verschandelung – des Riesenrad-Vorplatzes ein.

Es war schon sehr merkwürdig, was da passiert ist. Und von einem Masterplan und von vorausschauender Organisation hat man nicht viel bemerkt, sonst wäre man nämlich von dem Beginn der Europameisterschaft nicht so überrascht worden und hätte das Projekt rechtzeitiger gestartet. Denn schon ganz am Anfang traten die ersten Fragen auf. 

Ein wesentliches Argument dafür, dass die Opposition dieser damals sehr überhasteten Auftragsvergabe ohne Ausschreibung letztlich zustimmte, war, dass immer wieder darauf hingewiesen wurde, man müsse vor der EM abschließen. Der Geschäftsführer der Riesenradplatz ErrichtungsGmbH, Herr Wurz, hat noch kurz vor der Eröffnung, nämlich im Mai dieses Jahres, in einer Aussendung festgestellt, dass er dafür sorgen wird, dass alles vor der EM fertiggestellt wird. Es hat aber offenbar nicht so ganz geklappt, und Sie haben dann versucht zurückzurudern und haben gesagt, dass das Ganze natürlich während der EM keine Baustelle wäre und es wäre ohnehin alles im Plan und es wäre ursprünglich gar nicht vorgesehen gewesen, das alles zu eröffnen. (GRin Barbara Novak: Die APA-Meldung habe ich Ihnen schon 15 Mal vorgelesen!)

Jetzt stellt sich wirklich die Frage: Weiß die linke Hand nicht, was die ganz linke hier wollte? Da sagt der Geschäftsführer: Noch im Dezember 2002 hat die Frau Stadträtin selber gesagt: „Wir müssen so Gas geben, sonst hätten wir nicht den Zeitdruck gehabt, bis zur Eröffnung der U-Bahn und der Fußball-Europa-
meisterschaft alles fertig haben zu müssen.“ – Die Frau Stadträtin war auch ursprünglich der Meinung, dass alles fertig wird, sonst hätte sie doch so etwas nicht gesagt.

Jetzt haben wir dann eine mühsam getarnte Baustelle gehabt und die Frau Stadträtin spricht beschönigend von einem so genannten – das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen – „Edelrohbau“. Dieser „Edelrohbau", den haben wir jetzt vor uns und mit dem müssen wir fertig werden. Die ganze Baugeschichte ist in ihren Stellungnahmen gekennzeichnet von Halbwahrheiten, Fehlinformationen, vom Schönreden und von Ausreden, genauso wie die rechtzeitige Eröffnung, von der Sie damals gesprochen haben. Da war die Frau Stadträtin noch gerne vor der Fernsehkamera mit dem Sektglas in der Hand. Und ich vermute, zu diesem Zeitpunkt waren der Herr Frank und seine Explore 5D auch noch mit dabei. 

Der Herr Frank stellt eine Schlüsselfigur in der ganzen Affäre dar. Er ist der Potemkin der Frau StRin Laska und ist es als Letztverantwortlicher für dieses Kulissendorf wirklich wert, dass man sich seine Person näher vornimmt. Wer ist dieser Mann und was hat ihn befähigt, diesen Riesenauftrag über zig Millionen zu erhalten? 

Er war Inhaber diverser Firmen, zuletzt dieser besagten Explore 5D, die sich in den letzten Jahren weitgehend auf Firmenevents und Themenparkkonzepte konzentriert hat. Der Herr Firmengründer ist aber nicht, wie man vermuten könnte, Techniker, Bauingenieur oder zumindest wie der Herr Lugner ein Baumeister mit Selfmade-Karriere. Er hat allerdings – und das qualifiziert ihn natürlich – Biologie studiert, gemeinsam und zur gleichen Zeit wie der Herr Bgm Häupl. Der hat sich damals mit Lurchen befasst und startete seine neue Karriere nach einem radikalen weltanschaulichen Schwenk gerade beim VSStÖ. Anmerkung dazu: Sie können richtig froh sein, dass damals das Wahlrecht für 16- und 18-Jährige noch nicht gegeben war, sonst hätte der Bgm Häupl womöglich etwas anderes gewählt, was er heute verdammte. Aber das vergisst man dann sehr gerne und sehr schnell. 

Also, so lernte man sich und den Herrn Frank kennen. Und Jugendfreundschaften sind halt etwas Beständiges. Als dem Herrn Frank die Tiere zu langweilig wurden, hat er nach einer anderen Einkommensquelle gesucht. Die Kröten, für die er Spezialist war, gibt es ja auch in Kanälen. Und er hat seine Erlebniswelt-Laufbahn damals mit dem Konzept für eine Show, nämlich die „Rückkehr des Dritten Mannes" im Wiener Kanalsnetz gestartet. 

Und da sagt er etwas ganz Interessantes zu seinen ersten Aufträgen: „Ich habe halt alle angehaut, auch den Michl, und habe Ihnen gesagt, wenn Ihr etwas habt, dann denkt an mich!“ – Und er wurde nicht vergessen. Freundschaft bedeutet den Genossen ja schließlich etwas. Was durfte er produzieren? „Nichts als Luft." Das ist nicht nichts als Luft, sondern das war ein Projekt, das er gemacht hat, und zwar für das Wiener Kindermuseum, unter anderem, und daneben auch die Multimedia-Show über den geheimnisvollen Dritten Mann. 

Und dann im Jahr 2000 kam in einem anderen Bereich der Auftrag zum Projekt „Anderswelt", einem Erlebnispark in Heidenreichstein im Waldviertel. Die Firma hat damals anders geheißen, die hieß interessanterweise „Wechselspiel". Das Land Niederösterreich hat das Projekt großzügig gefördert und mit 2,2 Millionen EUR in den Sand gesetzt. Mangels Wirksamkeit und Besucherinteresse wurde der Park eineinhalb Jahre später stillgelegt. Dort finden sie jetzt eine Schaukäserei. 

Parallel zur „Anderswelt" hatte Explore nach eigenen Angaben noch in Folge zehn andere Event-Projekte laufen, die allerdings nichts geworden sind. Das größte war der „Dracula-Park" in Rumänien, der berühmte Blutsauger, Sie wissen ja. Aus diesem 10 Millionen EUR-Projekt wurde dann von vornherein nichts.

Daraufhin hat er sich ins Salzkammergut verfügt und hat eine Wasserwelt, eine Erlebniswelt namens „Blue Dome", wiederum mit öffentlicher Förderung, gestartet. Wegen fehlenden Interesses wurde der Park geschlossen. Die Betreiber blieben auf den Kosten sitzen. 

Und dann bekommt er wegen großen Erfolgs diesen Auftrag hier bei uns in Wien, und zwar nicht nur für die Konzeption und Planung, sondern, weil er so viel davon versteht, auch als Generalunternehmer für die Bauausführung. Und die „Presse" schreibt dazu wörtlich: „Das dürfte die Firma", das wird noch freundlich gesagt, „überfordert haben.“ Warum Explore den Auftrag bekam, darüber wird gerätselt. Wir rätseln heute noch. „Frank hat vor Monaten in einem ‚trend’-Interview die Gründe dafür etwas leger dargestellt." „Laska selbst dementiert jede nähere Verbindung zu Frank." In Interviews spricht die Frau StRin Laska auf Herrn Frank angesprochen wörtlich von einer flüchtigen Bekanntschaft. Sie sagt: „Man lernt eine Unmenge von Leuten kennen, und der Herr Frank ist einer von vielen.“ – Einer von vielen in einer Unmenge von Leuten. 

Und da frage ich Sie jetzt, meine Damen und Herren: Wenn Sie so einen Auftrag vergeben, der solche Summen beinhaltet, schauen Sie sich da den Auftragnehmer und seine Firma vorher ein bisschen genauer an? Begnügen Sie sich damit, denjenigen als einen in einer Unmenge von Leuten zu sehen? Das ist doch mehr als merkwürdig, Frau Stadträtin, auch dann, wenn es nicht um ihr eigenes Geld geht, mit dem Sie hier wirtschaften!

Und ganz so flüchtig dürften Sie den Herrn Frank ja doch nicht gekannt haben, denn er behauptet, und das bisher offiziell undementiert – Sie können es aber heute gerne nachholen! –, auf Duzfuß mit der „Gretl" zu stehen. „Die Gretl hat gesagt, das ist der Masterplan. Ich will, dass ihr das umsetzt." Und das, obwohl sie ihn nur flüchtig kennt?

Und dann sagt er auch noch: „Die Gretl ist meine beste Mitarbeiterin." Schließlich sagt sie auch selbst, dass sie sich „sehr intensiv mit dem Thema befasst hat“ – wörtlich – und sie war „in das Projekt eingebunden. Es ist ja ein Riesending.“ – Nur, den Projektverantwortlichen des „Riesendings" kennt sie leider nur als „einen von vielen“. Wie es halt so ist in der Politik, Frau Stadträtin, vor allem, wenn etwas schief gegangen ist. 

Die Frau Kollegin Novak hat neulich diese Aussagen des Herrn Frank als „machoide Aussagen“ und „Chauvi-Aussagen“ bezeichnet. (GRin Barbara Novak: Ja! Das sind sie auch!) Ich stimme dem ja auch zu, Frau Kollegin, da bin ich Ihrer Meinung! Aber mit dem Macho ist die Frau Stadträtin auf Luxusreise in die USA gefahren. Den Macho hat sie sich ausgesucht! (GRin Barbara Novak: Nein!)

Und bei dieser, einige Tage dauernden Fact Finding Mission, Frau Kollegin, bei dem gemeinsamen Besuch in Disney World in Orlando im Sommer 2006 hat sie vermutlich nur schriftlich mit ihm kommuniziert, weil sie ihn ja nicht gekannt hat. Er war halt nur einer von vielen, mit dem sie unterwegs war. Sonst würde sie sich sicher besser an ihn erinnern. (GRin Barbara Novak: Was Sie da machen ...)

Sie war allerdings damals laut ihren eigenen Aussagen von etwas anderem wesentlich mehr beeindruckt, nämlich vom „Incredible Hulk". Das war das absolute Megaerlebnis bei ihrem Besuch damals, hat sie ausgesagt. Ich hoffe, Frau Stadträtin, Sie haben sich dabei nicht verschaukeln lassen!

Erstaunlich allerdings ist schon eines: Wenn die Medieninfos stimmen, war man/frau im Sommer 2006 in Orlando mit diesem Herrn, im Sommer 2006! Die Beauftragung, erste Vorarbeiten für das Projekt einzuleiten, ergingen erst im Dezember, also Monate später. Und da stellt sich dann schon die Frage, ob die Stadträtin das öfters so handhabt, dass sie mit Leuten, die sie nur flüchtig kennt, auf andere Kontinente fährt und diesen nachher Aufträge erteilt, auch wenn es über Umwege und Zwischengesellschaften passiert. 

Es wäre ja schon interessant zu wissen, wer diese Reise bezahlt hat, Frau Stadträtin, und wenn es die Stadt war, was wir ja doch stark hoffen, unter welchem Posten dann der Herr Frank verbucht war? Wenn alle diese Berichte nicht stimmen, Frau Stadträtin, dann ist es hoch an der Zeit, dass sie das einmal richtigstellen.

In der Sitzung vom 4. Juni 2008 haben Sie dementiert, und zwar haben Sie etwas dementiert, Frau Stadträtin, was Ihnen überhaupt niemand unterstellt hat! (GRin Barbara Novak: Aus der Luft gegriffen!) Es ist immer besonders gut, wenn man etwas dementiert, was ohnehin niemand behauptet. „Ich stelle ausdrücklich klar," haben Sie gesagt, „dass ich kein wie immer geartetes persönliches Verhältnis zu Herrn Frank habe." Dass Sie ein persönliches Verhältnis zu Herrn Frank hätten, hat niemand behauptet und das interessiert auch niemanden, Frau Stadträtin! (GRin Barbara Novak: Na, wem haben Sie dann das alles erzählt?)

Was uns aber interessiert, sind die beruflichen und die fachlichen Kontakte, Frau Kollegin, die Art, wie sie ihre politische Verantwortung wahrnimmt, und die Art, wie man Baufortschritte bei einem so wichtigen Auftrag überprüft und begleitend verfolgt, wenn man die Verantwortung dafür hat. 

Und eines sage ich Ihnen auch ganz offen: Ich glaube es Ihnen einfach nicht, dass dieser Auftrag an den Herrn Frank nicht zumindest ohne Ihr sehr wohlwollendes Wissen und vielleicht auch nach einem kurzen Wink von noch weiter oben gegeben wurde. Das Ganze ist schon mehr als merkwürdig! 

Rekapitulieren wir einmal: Wer vergibt denn so einen Auftrag ohne Ausschreibung? Wer vergibt einen solchen Auftrag an jemanden, dessen Projekt fast nichts als Pleiten aufzuweisen hat? Wer vergibt einen solchen Auftrag an jemanden, der noch nie ein solches Projekt verwirklicht hat? Wer vergibt einen Auftrag an jemanden, ohne die Firma – und der Mensch hat ja dauernd neue Firmen gegründet – entsprechend auf Bonität und Qualifikation zu prüfen? Da hätten doch schon längst die Alarmglocken schrillen müssen! 

Und dann geht es ja weiter in der ganzen Angelegenheit: Es gibt eine abenteuerliche Form von Subkonstruktionen und Beauftragungen. Man könnte sie ungewöhnlich nennen, unübersichtlich, unnotwendig, kostspielig. Man kann aber auch den Verdacht hegen, Frau Stadträtin, dass absichtlich Zuständigkeiten vernebelt und Verantwortungen hin und her geschoben werden. Und das ist genau das, was jetzt geschieht. 

Es gibt eine Stadträtin, es gibt eine Magistratsabteilung, es gibt die Marketing und Praterservice GmbH, ein „sehr bekanntes und effizientes Instrument“, hat die Kollegin Novak gemeint. Wie effizient das bisher ist, hat man jetzt wiederum gesehen. Sie können mit Recht traurig schauen! (GRin Barbara Novak: Ich schaue mit Sicherheit nicht traurig!) Es gibt die Riesenrad Errichtungsgesellschaft, es gibt die Immoconsult und es gibt die Explore 5D. Alles ist damit beschäftigt, den Prater-Vorplatz rechtzeitig und ordentlich hinzukriegen, und allesamt haben sie es nicht geschafft! Das wirft doch ein bezeichnendes Licht auf Ihre Politik, meine Damen und Herren von der SPÖ! (Beifall bei der FPÖ.)
Und diese höchst seltsamen Konstruktionen, wie sie bisher in Österreich in letzter Zeit nur der Herr Meinl zusammengebracht hat – es fehlt nur noch die Auslagerung auf die Kanal- oder Kaimaninseln –, machen und stimmen mich schon bedenklich. Es ging ja auch weiter: Es kam dann zu Konkursdrohungen, Einstellungen der Arbeiten, verunsicherten Subunternehmen, Beschwichtigung und Schuldabwälzungen. 

Und wer trägt die Verantwortung bei dem Debakel? Den Letzten dürften die Hunde beißen, aber Ihre Schuld, Frau Stadträtin, die politische Verantwortung, das Versagen bei der begleitenden Kontrolle wird Ihnen niemand abnehmen. Bei den Eröffnungen und Feiern waren Sie dabei, und jetzt, wo es daneben gegangen ist, müssen Sie auch dazu stehen, was Sie zu verantworten haben, und notfalls auch die Verantwortung ziehen und gehen, Frau Stadträtin, und gehen! 

Kollegin Novak wollte uns einmal einreden, wir würden ein sehr gutes Projekt besudeln. Die Schmuddelkinder, Frau Kollegin Novak, waren dort längst am Werk, aber nicht von der Opposition, sondern sie waren von anderen bestimmt und dort hineingesetzt! 

Sie haben uns damals auch noch etwas Nettes zum ganzen Konzept gesagt: „Es geht darum, Geschichten zu erzählen, Märchen zu erzählen.“ Diese Märchen von Ihnen, von der SPÖ, haben wir bis oben hin satt, Frau Kollegin Novak! Jetzt geht es darum, die Wahrheit zu hören und kein Herumreden mehr, keine Aussagenverweigerung und kein überhebliches Ignorieren von Fragen, wie es die Frau Stadträtin – ich habe mir die ganzen Protokolle angeschaut! – gerade auf Fragen der Kollegin Gretner sehr oft und in sehr überheblicher Art und Weise gemacht hat. (GRin Barbara Novak: Presseaussendung!)
Und wie geht die Sache jetzt weiter, Frau Kollegin? Jetzt kommen nämlich wirklich die Geldflüsse und Kanäle ins Ausland ins Spiel! Und jetzt kommt auch anderes und etwas, das die Staatsanwaltschaft interessiert, ins Spiel. „profil" hat darüber in seiner vorletzten Ausgabe wörtlich gesagt: „Es könnte sich die Prater-Insolvenz zum Skandal auswachsen. Wie aus Akten der Ermittler und der Finanz hervorgeht, flossen Gelder von Österreich an eine dubiose Firma in der Steueroase Delaware." Und schreibt dann weiter, dass „mitverantwortlich für die Kostensteigerungen die ‚Änderungswünsche der Stadt’ in letzter Minute waren.“

Jetzt erhebt sich natürlich die Frage: Gab es wirklich solche, Frau Stadträtin, und welche waren das, die da plötzlich die Kosten so enorm in die Höhe gejagt haben?

Und dann geht es weiter im Text: „Noch dubioser sind die Kontakte in die USA – und wie es dazu kam. Die Explore 5D hatte ihre Subunternehmer angewiesen, auf Grund der Komplexität des Prater-Umbaus – kostenpflichtige – Beraterleistungen" – mit den Beraterleistungen hat die SPÖ etwas! – „in Anspruch zu nehmen." „Angewiesen", meine Damen und Herren! 

Die Geschichte, wie gesagt, mit den Beraterleistungen ist ja bei der SPÖ nichts Neues. Erinnern Sie sich an den BAWAG-Prozess und den Herrn Flöttl. Er hat ja auch Beraterleistungen an Ihren Ex-Kanzler, an den Herrn Vranitzky vergeben. Da hat er dann für Telefonkonsultationen eine Million in etwa kassiert. Das ist etwas, was in der SPÖ offenbar nicht ganz ungewöhnlich ist.

Ich lese dann weiter im Text: „Bei einem branchenspezifischen Consulting-Satz von bis zu 5 Prozent der Auftragssumme – Klammer: 32 Millionen EUR - könnten die generierten Beratungsgebühren" – lächerliche; das ist von mir – „1,6 Millionen EUR ausmachen. Die Bezahlung erfolgte nicht immer direkt vor Ort, sondern über die USA. Laut ‚profil’-Recherchen überwiesen Subunternehmer die Honorare für die ihnen aufgenötigten Beratungsleistungen", steht dann, „über ein österreichisches Konto an eine Emerging Business Consulting LLC." Mit Sitz in „Palatine in Illinois". Dort sind aber mysteriöserweise diese Gesellschafter gar nicht daheim, denn diese sitzen wieder in Delaware. 

Jetzt frage ich Sie: Was sind das für höchst abstruse Konstruktionen, um eine Rechnung für irgendetwas in Wien zu bezahlen. Ist Ihnen das nicht aufgestoßen? Ist Ihren kontrollierenden Beamten das nicht aufgestoßen, Frau Stadträtin? Das kann man doch wirklich keinem vernünftigen Menschen mehr einreden. Das waren ja keine läppischen Beträge. 

Hier, Frau Stadträtin, ist sehr, sehr vieles aufklärungsbedürftig. Zu den Vorwürfen der überhasteten Auftragsvergabe ohne Ausschreibungen sollten Sie Stellung nehmen, zu den unnötig komplizierten Bauträgern, zu den seltsamen Begründungen für die Wahl des Bauausführenden, zur nicht vollzogenen Bauaufsicht und, jetzt besonders sensibel, zur Frage dieser Geldflüsse. Das kann, Frau Stadträtin, von uns nicht so hingenommen werden. Diese Vorgänge gehören gehörig untersucht. Sie haben mehr als nur Erklärungsbedarf. 

Es wird Zeit, dass Sie Ihren Platz räumen! Sie scheinen zumindest überfordert und schädigen damit nicht nur die Glaubwürdigkeit der SPÖ, diese wäre uns wurscht, sondern die Stadt. Es ist Zeit, die Konsequenzen zu ziehen.

Die Frau Kollegin Novak, die in all diesen Prater-Fragen offenbar sachverständig und die Pflichtverteidigerin der Kollegin Laska ist, liebt es, weil ihr die Sachargumente meistens fehlen, blumige Redewendungen zu verwenden. Zur Frage der kitschigen Ausgestaltung des Vorplatzes hat sie damals als Architekturexperten den Chefexperten des Dorotheums zitiert. Und er hat gesagt: „Das neue Eingangsensemble entspricht intuitiv“ – das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen! – „in perfekter Weise der Welt der Geisterbahnen,“ – da hat er allerdings recht gehabt, es kann einem das Gruseln dabei kommen! – „des Watschenmannes,“ – das sind wir Wiener, die bezahlen – „und des Chinesers. Es ist das adäquate Tor des Volkes zum wahren Himmel und es ist nicht mit einem eifernden, unangemessenen kleinbürgerlichen Kulturanspruch zu bemessen.“ – Zitat Ende. (GRin Barbara Novak: Richtig zitiert!)
Frau Kollegin Novak, ich bin ein eifernder, weil zahlender Kleinbürger und versichere Ihnen eines im Gegensatz zu dieser liebdienerischen, volksrepublikanischen Lobeshymne, die Sie da gesungen haben: Der Platz vor diesem Tor des Volkes zum wahren Himmel wird für Ihre Frau Stadträtin kein Platz des Himmlischen Friedens werden, solange Sie hier nicht ausreichend Antwort gegeben haben! Das kann ich Ihnen versichern. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bevor ich zu einer tatsächlichen Berichtigung Herrn Kollegen Maresch das Wort erteile, möchte ich nur mitteilen, dass sich Frau Vorsitzende Zankl das Protokoll kommen lässt, da am Anfang gewisse tumultartige Dinge passiert sind und ich in Unkenntnis der Aussagen zu diesem Protokoll noch nichts sagen kann. Das Protokoll ist angefordert, und die Frau Vorsitzende Zankl wird dazu Stellung nehmen.

Zu einer tatsächlichen Berichtigung kommt Herr GR Maresch zu Wort. – Bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Kurz zur tatsächlichen Berichtigung der Rede des Kollegen Jung. Ich finde es immer interessant, welche Legendenbildung über die politische Gewalt da immer wieder vorkommt. Ich habe vor Kurzem, und zwar am Tag der „Elefantenrunde" vorm Parlament zum ersten Mal wirklich politische Gewalt der Rechten gegenüber anderen gesehen. Ganz kurz möchte ich das berichten, weil Sie sagen, das haben sie noch nie gemacht.

Drei Herren aus Ihrer Runde, die den Kollegen Strache zum Fernsehen hinbegleitet haben, kenntlich durch blaue Kappen und hellblauen Regenschutz, haben sich aus der Gruppe gelöst und sind in die grüne Gruppe hinüber und haben dort versucht, Luftballons von einem Fahrrad zu lösen, und zwar mit den Zähnen. Daraufhin wurden sie vom Besitzer des Fahrrades (Zwischenrufe bei der FPÖ.) – Moment! – darauf aufmerksam gemacht, dass das nicht geht. Daraufhin hat der junge Mann, und zwar jemand mit sehr vielen Schnitten im Gesicht, kenntlich als FPÖ-Anhänger oder -Mitglied, den jungen Mann an der Gurgel gepackt und ihm dann mit der Faust ins Gesicht geschlagen. Die Polizei hat nicht eingegriffen. Wir haben dann die drei Herren gebeten, relativ rasch davonzumarschieren. Es hat zu keinen weiteren Tätlichkeiten geführt. 

Das erste Mal wurde von einem FPÖler ein grüner Student gewürgt und ins Gesicht geschlagen. Das ist politische Gewalt, Kollege Jung. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Mag Wolfgang Jung: Aber nur dann, wenn die Polizei ...!)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet hat sich Frau GRin Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!
Wir sprechen wieder einmal über das Debakel am Riesenradplatz. Anlass ist heute der vorliegende Antrag, 7,9 Millionen EUR zusätzlich zum bisher bereitgestellten Budget zu beschließen. Wie auch schon im Stadtsenat gehe ich davon aus, dass dieser Beschluss einstimmig erfolgen wird, weil es darum geht, den Ausgleich abzusichern, um den ohnedies schon geschädigten Unternehmen zumindest diese 40 Prozent-Quote zu sichern.

Ich möchte jetzt ganz am Anfang noch kurz auf die Rede des Herrn Jung eingehen und sie korrigieren, nicht nur, was die politische Gewalt betrifft, sondern vor allem auch in folgendem Punkt: Sie haben behauptet, die Opposition hätte am Anfang immer zugestimmt, um das Projekt noch vor der Fußball-EM fertig zu bekommen. Ich möchte Sie insofern berichtigen, dass wir GRÜNE als einzige Fraktion hier im Haus diesem Gesamtprojekt von Anfang an niemals zugestimmt haben. Wir haben rechtzeitig erkannt, dass das eigentlich nur in einem Debakel enden kann, wenn man so vorgeht, wenn man ohne Ausschreibungsverfahren, wie schon erwähnt und schon oftmals besprochen, ein offensichtlich nicht befähigtes Unternehmen beauftragt. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Wir haben ja im Juni schon eine ausführliche Debatte zu diesem Thema gehabt. Ich möchte daher die Dinge, die damals schon gesagt worden sind, nicht wiederholen. Seit Juni ist aber auch schon einiges passiert, es hat das Ausgleichsverfahren stattgefunden. Ich möchte jetzt anschließend an Ende Juni Ihnen die Geschichte weiter zur Kenntnis bringen. Ich nehme einmal an, dass nicht alle hier im Saal so gut informiert sind, wie ich das bin. 

Ich möchte am Anfang vor allem aus dem Ausgleichsbericht zitieren. Da sind doch einige Dinge zu Tage getreten und vor allem belegt worden, die wir bisher nur vermuten konnten. Von Anfang an, zur Beauftragung der Unternehmer: Es wird also logischerweise die Firma Explore 5D in diesem Bericht durchleuchtet. Im Jahr 2005 hatte dieses Unternehmen keinen Umsatz. 2006 hatte das Unternehmen einen Umsatzerlös von 380 000 EUR, 2007, nach dem Beginn dieses Riesenradplatz-Auftrages plötzlich einen Umsatzerlös von rund 13 Millionen EUR. Insgesamt hatte das Unternehmen rund sechs Angestellte, viele davon in Teilzeit, und zunächst keine fixen Vollzeitangestellten. 

Ich sage Ihnen das nur deshalb, weil Sie, wie ich glaube, wissen, dass jedes Unternehmen, das sogar einen relativ kleinen Auftrag der öffentlichen Hand bekommt, im Auftragskataster vermerkt sein muss und genau Bilanzen, Umsätze, Schadlosigkeit, Leumundszeugnis, et cetera nachweisen muss. Das wurde in diesem Fall offensichtlich weder verlangt noch geprüft. Das noch einmal zur Erinnerung.

Der zweite Punkt, der interessant in dem Ausgleichsbericht ist, ist, dass zahlreiche Entscheidungen, die seitens der Stadt Wien, also seitens der Frau Vizebürgermeisterin und ihrer unterstellten Tochtergesellschaft, der Riesenradplatz Errichtungsgesellschaft, die ja zu diesem Zweck gegründet wurde, hätten getroffen werden müssen, nicht rechtzeitig getroffen wurden. Beispielsweise – und das ist wirklich unglaublich für jemanden, der sich im Baugeschehen auskennt – war bis Dezember 2007 unklar, ob man eine kleine Variante oder eine große Variante des Riesenradplatzes realisiert. Und immerhin geht es da um einen Unterschied an Kosten von rund 3,5 Millionen EUR, was ja nicht so wenig ist, und um 4 000 m² Nutzfläche, wo man sich bis Dezember 2007 unklar war, wie das überhaupt ausschauen soll. Dementsprechend schwierig war es natürlich für die Planer in Wahrheit, Ausschreibungen oder auch Kostenschätzungen ordentlich zu machen. Es hat auch die Vertragsunterzeichnung zwischen der Explore 5D und der Immoconsult über diese Generalplanerleistung erst nach Fertigstellung des Rohbaues stattgefunden. Das ist auch höchst ungewöhnlich. Wann übergibt man jemandem schon den Auftrag, der Rohbau ist schon gebaut und danach macht man erst den Vertrag fertig? Das war im Oktober 2007.

Der brisanteste Punkt oder die Krönung in diesem Ausgleichsbericht ist aber dann, dass bereits im Jänner 2008, also Anfang dieses Jahres diese immense Kostenüberschreitung bekannt war, man wusste schon von rund 4 Millionen EUR. Ich möchte Ihnen jetzt zwei Zitate aus diesem Ausgleichsbericht aus einem Besprechungsprotokoll vom Februar 2008 vorlesen, die in diesem Zusammenhang stehen. 

Der Auftrag lautet an Explore, das Projekt in der jetzt möglichen Form fertigzustellen. Allen Beteiligten ist klar, dass Explore nicht in der Lage sein wird, die Mehrkosten zu tragen. Alle Anwesenden sind sich einig, dass Explore im Sinne der Schadensminimierung die noch ausständigen Beauftragungen abwickeln und das Projekt zu Ende führen muss. Für eine Bedeckung der Kosten wird in den kommenden Wochen durch die Riesenradplatz Errichtungsgesellschaft gesorgt. – Zitat Ende.

Dieses Versprechen konnte offensichtlich nicht eingehalten werden, weil man schon bemerkt hat, dass das politisch vielleicht nicht so gut kommt, wenn man jetzt noch einmal zugeben muss, dass das Projekt teurer und wahrscheinlich nicht rechtzeitig fertig wird. Man hat ja noch versucht, alles zuzudecken. Man hat gesagt, die Opposition rede das Projekt schlecht, alle anderen seien schuld. Intern hat man aber schon sehr wohl gewusst, dass es hier sehr eng wird. 

Noch einmal zurück zur Verantwortung in diesem Zusammenhang der Frau Vizebürgermeisterin. Ein Zitat in dem Zusammenhang: „Nach den vorliegenden Protokollen zu den zahlreichen, regelmäßig abgehaltenen Besprechungen, wohlgemerkt auch im oftmaligen Beisein der VBgmin Laska im Rathaus, hat Architekt Valtiner bereits im September 2007 Nachstehendes kommuniziert: Falls eine Umsetzung des Bauvorhabens gemäß Totalunternehmervertrag erfolgen sollte, könnten Nutzerwunsche, welche weitere Verzögerungen bei der Ausführung, eine Änderung der Architektur- und Statikpläne und somit Mehrkosten nach sich ziehen, nicht berücksichtigt werden. Aus den Protokollen geht hervor, dass die Stadt Wien die Einbindung der Mieterwünsche ausdrücklich gewünscht hat.“ – Zitat Ende. 

Somit ist es belegt, dass die Strategie, die die Frau Vizebürgermeisterin bei der letzten Dringlichen Anfrage und auch beim Misstrauensantrag angewandt hat: Wir haben davon nichts gewusst, das geht uns alles nichts an, verantwortlich ist die Immoconsult, die hat den Auftrag vergeben!, nicht schlüssig ist. Es ist bewiesen, dass sie sowohl rechtzeitig informiert war, dass die Kosten überschritten werden, dass sie auch dafür verantwortlich ist, dass man lange nicht genau wusste, was man überhaupt will, dass das Baugeschehen nicht ordentlich abgewickelt werden konnte, weil Entscheidungen seitens der Stadt Wien nicht rechtzeitig getroffen wurden.

Abschließend möchte ich noch aus dem Ausgleichsbericht zitieren, weil wir das das letzte Mal auch schon diskutiert haben. Es gab ja schon einen Kontrollamtsbericht bezüglich der Auftragsvergabe, der sich an die Stadt Wien Marketing und Praterservice GmbH gerichtet hat, wo ausdrücklich empfohlen wurde, die Vertragsgestaltung in Zukunft ordentlich vorzunehmen. 

Bei der letzten Dringlichen Anfrage hat die Frau Vizebürgermeisterin gesagt, der Herr Geschäftsführer Wurz kommt dieser Kontrollamtsempfehlung nach. Was findet sich hier im Ausgleichsbericht? Der Beweis dafür, dass er es wieder nicht gemacht hat, dass er wieder nicht gelernt hat. Mir ist wirklich unklar, wieso die Frau Vizebürgermeisterin immer noch hinter ihm steht, wo er eine Fehlleistung nach der anderen zu verantworten hat. 

Das Zitat im Ausgleichsbericht lautet folgendermaßen: „Zudem ist aus der unklaren Formulierung des Totalunternehmervertrages für die Ausgleichsverwalterin nicht ordentlich abzuleiten, welche Aufträge vom Totalunternehmervertrag umfasst sind und welche Zusatzleistungen darstellen“ – was natürlich auch nicht unwesentlich für die Abrechnung des Ganzen ist.

Was kann man daraus schließen? Der Ausgleichsbericht ist der Beweis dafür, dass sowohl die Frau Vizebürgermeisterin als auch die Riesenradplatz Errichtungsgesellschaftsgeschäftsführung zu allen Zeitpunkten davon informiert waren, wohin dieses Projekt schlittert. Sie trägt somit Mitschuld auf allen Ebenen und hat offensichtlich im Mai die Reißleine gezogen. Sie hat sich gesagt: Okay, jetzt gibt es Mehrkosten. Wir wissen nicht, woher mit dem Geld. Wir stellen die Zahlungen ein. Es geht so nicht mehr weiter. – Die Immoconsult hat mitgemacht, die Zahlungen wurden eingestellt. Die Folge daraus kennen wir alle: Die Explore 5D ist in den Konkurs geschlittert. 

Auf Grund der Aussage, die ist hier heute auch schon zitiert wurden, der eigenartigen Geschäftsführung der Explore 5D und der Geldflüsse, wo man anscheinend immer noch nicht weiß, wo das Geld angekommen ist, hat es sich angeboten, Explore 5D als alleinigen Sündenbock darzustellen. 

Wir haben auch aus dem Grund, dass diese Geldflüsse nicht offen und bekannt sind, eine Anzeige in der Staatsanwaltschaft eingebracht, die das prüft. Ich denke, da wird noch Interessantes zu Tage treten. Es ist aber nicht so, dass Explore 5D allein dafür verantwortlich ist.

Ich möchte Ihnen jetzt nur kurz vorrechnen, was das Projekt bisher schon kostet. Anfangs waren rund 32,5 Millionen EUR budgetiert. Heute beschließen wir weitere 7,9 Millionen EUR. Das heißt also: 32 Millio-
nen EUR und rund 8 Millionen EUR; wir sind also bei rund 40 Millionen EUR Gesamtbudgetkosten. Sie dürfen aber alle nicht vergessen, dass damit nur der 
40-prozentige Ausgleich der Firmen bedeckt ist. Das heißt, diese bekommen nicht die Leistung bezahlt, die sie erbracht haben, sondern nur 40 Prozent der Leistung. Wenn man von den 20 Millionen EUR an Forderungen, die anerkannt wurden, 40 Prozent bezahlt, das sind diese 7,9 Millionen EUR, bleiben ja noch 12 Millio-
nen EUR über. Diese 12 Millionen EUR hat man sich als Stadt erspart, indem die Explore 5D in Konkurs gegangen ist. Diese hat man nicht bezahlen müssen. Wenn man diese 12 Millionen EUR noch zu den 40 Millionen EUR dazurechnet, sind wir schon bei 50 Millionen EUR insgesamt. 

Ich glaube, es weiß wirklich niemand in dem Fall, wo das Geld wirklich ist, es weiß auch die Frau Vizebürgermeister nicht, sonst hätte Sie es uns vielleicht einstweilen schon gesagt. Das ist genau auch der Kritikpunkt, der sich fortzieht: Es ist absolut untransparent, nicht nachvollziehbar, und jeglicher Zeitpunkt, endlich für Aufklärung zu sorgen, wurde verabsäumt. 

Auch bei dem heutigen Beschlussbogen fühlt man sich als Opposition auf die Schaufel genommen, wenn man die Vorgeschichte kennt und dann liest, was da drinsteht. Da steht anfangs: Mit dem Stadtsenat und mit dem Ausschuss geht es sich nicht aus, da die Entscheidung der zuständigen Gemeindeorgane ohne Nachteil für die Sache nicht abgewartet werden kann.

Das ist ja ein eindeutiges Zeichen dafür, dass man der Lage überhaupt nicht mehr Herr ist, dass man überhaupt die Kontrolle verloren hat, dass man jetzt eben so schnell Beschlüsse herbeiführen muss, weil das Ausgleichsverfahren das erfordert hat. (VBgmin Grete Laska: Das ist eine Begründung! – GR Christian Oxonitsch: Das sagen Sie ja selbst!) Ich ergänze noch die Krönung: ... und die maßgeblichen Unterlagen einer eingehenden Prüfung durch die Praterservice GmbH unterzogen werden mussten. – Zitat Ende. 

Wofür arbeiten diese die ganze Zeit? Die arbeiten seit Jahren eigentlich als Kontrolle, die Riesenradplatz Errichtungsgesellschaft ist extra dafür gegründet worden, um dort eine Kontrollinstanz der Stadt zu sein. Was machen die die ganze Zeit? Die fangen jetzt an zu prüfen? Am 27. August 2008 war das Ausgleichsverfahren da, und die fangen an zu prüfen. Da stimmt doch etwas nicht. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Es gibt ja auch keine Aufklärung über das Gesamtbudget. Es steht nur, wir brauchen die 7,9 Millionen EUR für den Ausgleich. Aber dazu, was mit dem bisherigen Geld geschehen ist, gibt es keine Aufklärung. Ich denke, das wäre eine super Gelegenheit gewesen, endlich diese Geldflüsse darzustellen, zu sagen: Okay, wir haben ohnehin die Kontrolle, wir wissen, wo das Geld ist! Aber offensichtlich weiß man es nicht. 

Ich möchte jetzt abschließend auch noch daran erinnern, dass es im Juni 2008 dann Gespräche mit den betroffenen UnternehmerInnen gab. Die Frau Vizebürgermeister hat ja dann öffentlich gesagt: Es sind noch 7,9 Millionen EUR im Topf, wir können sie nur derzeit nicht auszahlen, weil das Ausgleichsverfahren läuft. 

Ich frage mich: Wo sind Ihre 7,9 Millionen EUR jetzt, wenn wir weitere 7,9 Millionen EUR beschließen müssen? Es ist jetzt ein komischer Zufall, dass es noch dazu dieselbe Summe ist, die damals noch im Topf war, die wir jetzt nochmals zusätzlich beschließen. Offensichtlich war diese Aussage damals auch falsch, denn sonst wäre sie ja jetzt da und wir müssten sie nicht beschließen. 

Die Frage, die sich daraus ergibt, ist folgende: Das Gebäude wird jetzt fertiggestellt. Die Fertigstellungskosten haben sich sicher durch den Baustopp immens erhöht. Es mussten Gerüste abgebaut werden, wieder aufgebaut werden, es hat oben hineingeregnet, es gibt Folgeschäden. Möglicherweise sind ja die 7,9 Millio-
nen EUR eigentlich in Wahrheit die Fertigstellungskosten. 

Ich erwarte mir Aufklärung zu diesen Punkten, wiewohl ich sagen muss, ich habe die Hoffnung eigentlich schon fast aufgegeben, dass es seitens der Frau Vizebürgermeisterin passieren wird, weil sie es offensichtlich nicht kann. (VBgmin Grete Laska: Offensichtlich oder tatsächlich nicht? Trauen Sie sich doch endlich, einmal klar Stellung beziehen! Offensichtlich oder tatsächlich?) Das können Sie uns ja erklären, ob Sie es können oder nicht! Ich würde es wirklich gerne wissen, ob Sie es wissen oder nicht! Es weiß keiner im Saal. (Beifall bei den GRÜNEN, der ÖVP und der FPÖ. – VBgmin Grete Laska: Nein! Sie! Ich möchte es von Ihnen hören!) 

Wir haben auch die Unternehmen gefragt, wir haben damals ein nettes Gespräch geführt. Wir haben seitdem kein Wort von Ihrem Büro gehört, wie das mit dem Ausgleich in Wahrheit verlaufen soll, überhaupt kein Wort von Ihnen! (VBgmin Grete Laska: Nicht ausweichen! Offensichtlich oder tatsächlich? Trauen Sie es sich sagen!) Ich möchte es ja von Ihnen wissen, Frau Vizebürgermeisterin! Sie sind ja gerne eingeladen, Sie können ja gerne hier Stellung beziehen! (VBgmin Grete Laska: Sie weichen aus!) Was heißt, ich rede mich aus? Wer ist die amtsführende Stadträtin, Frau Laska, ich oder Sie? (VBgmin Grete Laska: Sie weichen aus!) Ich weiche überhaupt nicht aus. (Zwischenruf von GR Günter Kenesei.) Ja, das glaube ich auch. Eine Wortreiterei, um eigenes Versagen zu verschleiern, ist lächerlich. (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.) 

Seitens der Unternehmer und der Ausgleichsverwaltung habe ich gehört, dass auch die Besicherung des Ausgleichs noch offen ist. Es gibt ja die anerkannten Forderungen, die eben diese 20 Millionen EUR sind, dann gibt es noch einen Rest. Auch diese Besicherung ist noch offen, und deswegen verzögert sich der Ausgleich. Das heißt, die Unternehmen bekommen das Geld nicht jetzt, weil wir diesen Beschluss fassen, sondern, wie es heißt, erst gegen Ende des Jahres. Und das alles haben Sie zu verantworten. Es gibt sehr wohl Folgeinsolvenzen, die Sie mitzuverantworten haben. 

Die Geschichte bezüglich des „profil"-Artikels von den Beraterleistungen in den USA, die Herr Jung schon angesprochen hat, hätte ja auch schon lange auffallen müssen. Bei welchem Bauvorhaben gibt es ein Drittel der Gesamtauftragssumme für Consulter? Dann gibt es noch, wie sich jetzt herausstellt, irgendwelche Briefkastenfirmen in den USA. Da kommt, wie ich glaube, noch einiges auf uns zu. 

Wie auch Ihre Reaktion jetzt wieder einmal gezeigt hat, werden keine Konsequenzen gezogen, wird auch keine Transparenz hergestellt, wird auch nicht der Geschäftsführer der Praterservice GmbH endlich einmal an die Kandare genommen und sagt: Leg einmal vor! Wie ist das Ganze gelaufen? Wo ist das Geld hin? – Es gibt keine Informationen dazu. Die Unternehmer stehen im Regen, die lässt man alleine. 

Der Herr Bürgermeister ist nicht im Saal, er lässt sich das ganze Schauspiel gefallen. Er glaubt, man kann in Wien so wirtschaften, man kann solche Zuschüsse, einen nach dem anderen, gewähren, das tauchen wir schon irgendwie durch. 

Besonders tragisch in der Sache ist nicht nur dieses ganze Gebäude, wie das jetzt dasteht und wie schlecht das abgewickelt wurde, sondern dass in Wahrheit zahlreiche UnternehmerInnen massiv geschädigt wurden durch diese Vorgehensweise der Stadt Wien. Diese sagen, gerade die Stadt Wien sollte als Vorbild, wie man Aufträge abwickelt und mit Unternehmen umgeht, tätig sein. Das Gegenteil ist der Fall.

Unser Bürgermeister lässt die Frau Vizebürgermeisterin im Prater weiterwurschteln. Es kostet viel Geld, es gibt ein schlechtes Ergebnis. Damit in Zukunft solche Projekte in Wien verhindert werden, bringen wir heute nochmals gemeinsam mit den Kollegen der ÖVP den Misstrauensantrag gegen die Frau Vizebürgermeisterin ein. Warum wir das tun, habe ich ausreichend erklärt. Es gibt keine Aufklärung, keine Transparenz, keine Einsicht, keine Konsequenzen. Die politische Verantwortung dafür trägt die Frau VBgmin Grete Laska. Deswegen bringen wir den Misstrauensantrag ein: 

„Der Gemeinderat möge durch ausdrückliche Entschließung der amtsführenden Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport Grete Laska das Vertrauen entsagen.“ (Beifall bei GRÜNEN, ÖVP und von Gemeinderäten der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Neuhuber. Ich erteile es ihm.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Selber Ort, selbes Thema, selbe Stadträtin, zum Teil sogar dieselben Redner: Ich habe im Sommer bei der letzten Debatte zum Prater-Debakel den Murmeltier-Vergleich herangezogen. Heute möchte ich sagen: Dieses Debakel kommt mir vor wie ein Fortsetzungsroman. Leider ist aber die Frau VBgmin Laska dabei keine Erfolgsautorin, ganz im Gegenteil, dieses Debakel wird kein Bestseller, das ist höchsten ein Ladenhüter, meine Damen und Herren! Wenn schon, dann ist es eine Taschenbuchreihe, die die Chronologie der Versäumnisse und Fehler im Ressort Laska deutlich darstellt, meine Damen und Herren. 

Ungewöhnlich ist es zugegebenermaßen, dass die Opposition knapp über drei Monate nach dem letzten Misstrauensantrag heute schon wieder einen einbringt, ungewöhnlich, aber leider notwendig, weil man ja den Eindruck hat, es wurde damals nichts daraus gelernt. Die Sportler sagen manchmal, wenn es so gar nicht funktioniert: „Wenn´s ned laft, dann laft's ned." Ich habe den Eindruck, was den Prater betrifft, ist es im Ressort Laska noch nie gelaufen. 

Ich darf diese Chronologie der Versäumnisse und Fehler noch einmal ganz kurz auch aus meiner Warte zusammenfassen. Wir bemühen uns ja alle schon seit vielen, vielen Jahren, über zehn Jahre, um Veränderungen und Verbesserungen im Prater-Bereich. Es hat viele Versuche der Neugestaltung und Initiativen dazu in diesem Haus gegeben: Relativ verunglückte oder völlig verunglückte, wie etwa die Mongon-Planung, vor allem auch die Auswahl rund um die Mongon-Planung. Der Kontrollamtsbericht, den es damals gegeben hat, hat leider bis heute nicht gewirkt, sonst hätten wir nämlich den Wienerinnen und Wienern sehr viel Geld mit diesem Debakel erspart. 

Es gab dann die Zeitnot – das wissen wir – wegen der Fußball-Europameisterschaft. Das hat ja dann auch die Zustimmung meiner Fraktion zur Neugestaltung des Riesenrad-Vorplatzes bewirkt. Wir haben ja dann oft schon darauf hingewiesen, und das war sozusagen der Sukkus des letzten Misstrauensantrages: das Auswahlverschulden. Wenn man eine Firma auswählt, die in einem derartig großen Bereich, in einem über 30 Millionen EUR-Bauwerk noch niemals tätig war, die keine Vorerfahrung hat, die zum Zeitpunkt der Auftragsvergabe unterkapitalisiert oder damals schon eigentlich am Rande des Ruins war, kann man sich nicht, wenn dann etwas schiefgeht, auf leisen Sohlen davonmachen und sagen: Mein Name ist Hase. 

Dann kommt natürlich noch die gesamte komplizierte Konstruktion dazu und die Frage: War das absichtlich, unabsichtlich? War das schlampig, war das quasi mit Vorsatz, warum hier mehrere Firmen oder eine Verschachtelung dargestellt wurden? Aus heutiger Sicht lässt sich das nicht mehr klären. Hilfreich war es jedenfalls für die Aufklärung und vor allem für die Transparenz, wie auch Kollegin Gretner gesagt hat, nicht. Heute ist es umso schwieriger, Verantwortlichkeiten und Schuldigkeiten darzustellen beziehungsweise kann man sich sehr leicht hinter dieser Konstruktion, die anderen seien schuld, verstecken. 

Dann gibt es die vom Kollegen eingangs zitierten Querverbindungen zwischen der Frau Vizebürgermeisterin und den Betreibern. Das „trend"-Interview kennen wir alle, das wollen wir nicht mehr aufwärmen: „Ich bin intensiv eingebunden" und so weiter. Und dann wurde im Juni letzten Endes auf Grund all dessen der Misstrauensantrag eingebracht. 

Einstweilen wissen wir – und es ist traurige Gewissheit geworden –, dass tatsächlich 40 Unternehmer von dieser Pleite betroffen sind und dass es sich um eine riesengroße Finanzpleite handelt. Das Budget war damals 32 Millionen EUR, dann hat es eine Aufstockung gegeben. In Summe reden wir heute – ganz genau können wir es nicht klären – so um 40 Millionen EUR, die das Prater-Debakel die Stadt Wien gekostet hat. Und die Stadt Wien muss noch einmal 7,9 Millionen EUR zuschießen, um den Ausgleich überhaupt zu ermöglichen. 

Frau Vizebürgermeisterin, dass ist auch der Grund für den Misstrauensantrag. Wir haben 7,9 Millionen Gründe, Ihnen heute das Vertrauen in diesem Haus zu versagen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich würde ebenso wie die Kollegin Gretner bitten, dass man wirklich einmal versucht, sachlich noch einmal aufzuklären, wo das Geld überhaupt hingeflossen ist. Auch ich kenne mich jetzt nicht ganz aus. Die 7,9 Millionen EUR, zufällig dieselbe Zahl, die wir jetzt heute noch einmal beschließen, so hat es ja auch im Sommer geheißen, sind noch nicht überwiesen worden. Auch da bin ich jetzt schon langsam überfragt, wo das Geld wirklich hingekommen ist. Vielleicht kann man da noch einiges davon aufklären. 

40 Millionen EUR gesamt, das ist nicht die einzige Pleite, nicht das einzige Debakel im Laska-Ressort. Meine Kollegen werden sich dann noch damit beschäftigen. Ich sage nur ein Stichwort, etwa Fan-Zone Hanappi-Stadion. 

Dass das ganze Projekt auch ästhetisch fraglich war, haben wir auch im Sommer abgehandelt. Das will ich auch nicht mehr aufwärmen. Geschmäcker sind verschieden. Und über das ließe sich wahrscheinlich sogar am allermeisten streiten. 

Tatsache ist, dass der Herr Bürgermeister sich bisher sehr wenig zu diesem Thema geäußert hat. Das Letzte, was ich von ihm in einem Interview gehört habe, war, dass er sich über die Tankstelle negativ geäußert hat, die noch immer am Eingang des Praters steht. Ich glaube, das ist jetzt endlich einmal ein ganz kleiner Grundkonsens: Mit der Tankstelle sind wir alle nicht zufrieden. Ich bin bis heute überfragt, wieso die eigentlich noch immer dort ist, wieso der Vertrag verlängert wurde, wieso da keine Versuche unternommen wurden, eine wirkliche Neugestaltung vom Praterstern bis zum Prater mit einer Entfernung dieser Tankstelle zu versuchen. 

Ob die Diskothek, die jetzt seit dem Sommer, zwar noch nicht eröffnet ist, aber neu dazukommen wird und groß in den Medien war, der Weisheit letzter Schluss an diesem Standort ist, da will keiner von uns in die Zukunft sehen. Ich will es jetzt einmal mit einem kleinen Fragezeichen versehen. Schauen wir uns einmal an, welche Entwicklung, welche Auswirkungen das für die Entwicklung des Praters hat. Ich rede jetzt gar nicht ins Negative, aber schauen wir uns das an! 

Es kommt aber noch schlimmer, meine Damen und Herren. Die Frage ist nämlich einstweilen – und jetzt komme ich auch zum „profil"-Artikel –: Ist es ein Debakel oder ist es tatsächlich ein Kriminalfall? Das „profil" ist, wie ich glaube, relativ unverdächtig, ein Sprachrohr der bürgerlichen Parteien zu sein, aber es ist kritisch und unabhängig. Meine Damen und Herren von der SPÖ, das sind zwei Schlagworte für euch, „kritisch" und „unabhängig", die sind igitt! Um Gottes Willen, kritisch und unabhängig ist gefährlich, die könnten uns ja auf etwas draufkommen. 

Schauen wir einmal, was das „profil" dazu sagt. Ich zitiere hier nur einen Satz: „Laut ‚profil’-Recherchen könnte sich die Prater-Insolvenz zum Skandal auswachsen. Wie aus Akten der Ermittler und der Finanz hervorgeht, flossen Gelder von Österreich an eine dubiose Firma in der Steueroase Delaware." 

Wir haben gehört, da geht es wieder um offensichtlich 1,6 Millionen EUR, aber da wollen wir den Ermittlungen nicht vorgreifen, die auf, sagen wir einmal so, wie es das „profil" meint, dubiose Wege nach Delaware in die USA geflossen sind. 

Meine Damen und Herren von der SPÖ, da schrillen von Ihnen noch immer nicht die Alarmglocken? Da fließt Geld über Beraterverträge in die USA, wir wissen noch gar nicht, wer da dahintersteht. Ich meine, es gilt für alle von Explore 5D selbstverständlich die Unschuldsvermutung, aber da kann schon noch einiges herauskommen. Hat es sich um Scheinrechnungen gehandelt, um simple Steuerverkürzung? Versionen gibt es da mehrere. 

Ich meine, jeder, der ein bisschen etwas mit Wirtschaft zu tun hat – und ich denke ja doch, dass das auch bei Ihnen einige sind – weiß, Delaware ist die bekannte Steueroase Amerikas. Wie Liechtenstein für Europa ist Delaware für die USA. Es klingelt immer ein kleines Glöckchen bei jedem Unternehmer, wenn es sich um Rechnungen nach Delaware handelt, denn diese haben meistens nur einen Grund. Ich nehme aber einmal an, dass bei den Ermittlungen dieser Grund hoffentlich zu Tage kommen wird. 

Es ist jedenfalls für uns ein unerträgliches und undurchschaubares Gewirr aus Subfirmen, wo Gelder abfließen, und das alles bei einer Auftragsvergabe der Stadt Wien. Wir fordern hier ohne jeden Zweifel eine restlose Aufklärung des Staatsanwalts, der ohnehin tätig werden wird, als auch durch das Kontrollamt. 

Herr Bgm Häupl hat vor Kurzem über die ÖVP gesagt – und wenn man so etwas sagt, kann es sehr schnell auch wieder zurückkommen –, wir hätten nur leere Konzepte und Inhaltsleere. Meine Damen und Herren, eines steht einmal fest: Das Konzept, das die SPÖ-Wien verfolgt, ist, mit Steuergeld sorglos umzugehen. Ich gratuliere Ihnen sehr herzlich zu diesem Konzept. Da soll man lieber nicht mit dem Finger auf andere zeigen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das Schlimme ist, dass von diesem Debakel mittlere und kleine Firmenunternehmen betroffen sind. Wir haben es vorher schon gesagt, 40 Unternehmen sind betroffen. Da stehen persönliche Tragödien dahinter, da stehen Schicksale dahinter. Auch das müssen wir uns jetzt vor Augen führen: In der heutigen Zeit anstelle 100 Prozent nur 40 Prozent Bezahlung für einen Auftrag zu bekommen, ist für Handwerker und kleine Unternehmen ein echter Schlag ins Gesicht. 

Herr Kollege Strobl, da werden Sie mir recht geben müssen, die Refinanzierung wird für Kleinunternehmen immer schwieriger, Stichwort Finanzkrise weltweit. Momentan ist es fast so gut wie unmöglich, Kredite zu bekommen, oder nur sehr, sehr schwierig und mit bester Bonität. Und was da jedes kleine Unternehmen am allermeisten braucht, ist Liquidität. Und diese Liquidität ist diesen 40 Unternehmen durch die Verantwortungslosigkeit im Ressort Laska entzogen worden, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Kollegen von der Freiheitlichen Partei bringen ja dann einen Antrag ein, der quasi in Richtung einer Ausfallhaftung für die Gesamtsumme geht. Da sage ich jetzt ganz offen: Das war für uns eine sehr, sehr schwierige Abwägung und Entscheidung, ob wir diesem Antrag zustimmen sollen. Da sind in der Brust der meisten meiner Kolleginnen und Kollegen aus der Fraktion wirklich zwei Seelen. Die eine Seele, und auch ich als Unternehmer, sagt: Ja, wir möchten jedem Einzelnen dort helfen, keine Frage. Und glauben Sie mir, jeder Euro, den die Firmen dort mehr bekommen, würde mich persönlich freuen. Auf der anderen Seite sind wir eben im Gegensatz zu anderen in diesem Haus, vor allem den Sozialdemokraten, eine Partei, die auch politische Verantwortung ernst nimmt. Und politische Verantwortung heißt eben auch, im Gemeinwohl zum Wohle eines Größeren zu agieren, auch wenn es einzelne Schicksale dort arg trifft. 

Ich glaube, es wäre falsch, hier ein Präjudiz zu schaffen und grundsätzlich jedem Auftragnehmer der Stadt Wien zu sagen, wenn etwas schief geht, wenn du in Konkurs gehst, zahlen ohnehin die Wienerinnen und Wiener in letzter Konsequenz. Und genau das wollen wir nicht, und deshalb werden wir schweren Herzens, meine Damen und Herren von der FPÖ, diesem Antrag nicht zustimmen. Ein Freibrot wollen wir nicht geben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir haben schon einiges über die persönliche Verantwortung der Frau Vizebürgermeisterin gesprochen und darüber, warum wir heute diesen Misstrauensantrag noch einmal einbringen. Es ist nicht nur eine Frage des Einzelnen und der persönlichen Verantwortung, sondern auch der politischen Kultur, der politischen Moral, ich möchte sogar sagen, der politischen Hygiene in diesem Haus. Mit diesen nimmt es offensichtlich die SPÖ nicht immer ganz so ernst, überhaupt mit dem Umgang mit Fehlern. Was ist, wenn Fehler passieren? Oder passieren hier in diesem Haus überhaupt Fehler? Ich habe manchmal nach zwölf Jahren so den Eindruck, Fehler und SPÖ ist eine contradictio per se, ein Widerspruch in sich, das darf es einfach nicht geben. 

In dem Sinne kommt mir der Herr Bürgermeister manchmal schon päpstlicher als der Papst vor, von wegen Unfehlbarkeit und so. Der Bürgermeister macht einfach grundsätzlich keinen Fehler. Wenn er keine Fehler macht, dann können auch die Stadträte keinen Fehler machen. Und wenn die keine Fehler machen, dann ist jeder Misstrauensantrag der Opposition ohnehin von vornherein sinnlos und zum Scheitern auf Grund Ihrer Mehrheit verurteilt. – Ich glaube, der Herr Kollege Oxonitsch könnte sich mit dieser These durchaus anfreunden, wie ich so sehe. 

Lassen Sie mich aber vielleicht ein Wort von Helmut Schmidt aus Deutschland dazu zitieren. Helmut Schmidt, den ich, das sage ich durchaus mit einer gewissen Ehrfurcht, für den Grandseigneur der Sozialdemokratie halte – ich glaube, da werden Sie mir recht geben –, nicht nur in Deutschland, sondern in ganz Europa. Er hat in einem Vortrag an der Marburger Uni, von der er letztes Jahr die Ehrendoktorwürde bekommen hat, mit dem Thema „Gewissen und Verantwortung des Politikers“ Folgendes gesagt, meine Damen und Herren: Eine gute Absicht alleine oder eine lautere Gesinnung alleine können den Politiker nicht von seiner Verantwortung entlasten. 

Dieses Wort von Helmut Schmidt ist, wie ich glaube, wunderbar auf die Frau VBgmin Laska anzuwenden. Ja, sie mag keine persönliche Verantwortung in dem Sinne haben, dass sie jetzt diesen beauftragt hat, sondern dass das über ein Konstrukt geschehen ist. Sie hat keinen dort direkt in Konkurs geführt. Es gibt aber eben auch, wenn man gute Absichten dabei hat, so etwas wie eine politische Letztverantwortung. Dazu, dass wir diese Kultur ernst nehmen, müssen wir in diesem Haus endlich einmal kommen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)
Welcher Skandal auch immer passiert, es gibt keine Konsequenzen. (GRin Barbara Novak: Die Verantwortung des Kaufmanns lag woanders!) Wo ist die Verantwortung? Wo wird die Verantwortung ernst genommen? Ich meine, es kann doch hier Skandal über Skandal passieren, ganz egal, Konsequenzen gibt es nicht. Wo passieren jemals in dieser Stadt Konsequenzen? 

Das habe ich schon das letzte Mal gesagt und das wiederhole ich noch einmal: Das ist ein System. Der Herr Bürgermeister hat dann bei meiner letzten Rede am Schluss als Zwischenruf gesagt – ich konnte es dann erst im Protokoll lesen, ich habe es nicht gehört –: Na endlich! – Ja, ich sage auch, endlich ist es Zeit, dieses System der Vertuschung der Wiener SPÖ endlich einmal aufzudecken, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich könnte die Frage auch umdrehen: Was muss eigentlich einmal passieren in einem Ressort, dass ein Stadtrat oder eine Stadträtin zurücktritt? Was muss passieren? Wie weit dehnen Sie politische Moral und Verantwortung eigentlich aus? Darauf hätte ich auch gerne einmal vom Herrn Bürgermeister abseits von Tankstellen-Diskussionen eine Antwort. 

Ein letzter Punkt noch, meine Damen und Herren: Wie schaut es mit Verantwortung in der Wirtschaft aus, oder wie wäre das umzulegen? Ich vergleiche immer gerne die Stadt Wien mit ihrem 10 oder 11 Milliarden EUR-Budget mit einem großen Unternehmen, also ist der Bürgermeister für mich auch so etwas wie der Vorstandsvorsitzende eines solchen Unternehmens. Wenn ein Vorstandsmitglied bei einem Budget von 32 Millionen EUR letztendlich eine Miese von 8 Millionen EUR baut, für die wir heute geradestehen müssen, also 25 Prozent überschreitet, so kann ich mir nicht vorstellen, dass man in der Vorstandssitzung einfach zur Tagesordnung übergeht und sagt, da ist nichts passiert. Da gibt es in der Wirtschaft letzten Endes immer einen Verantwortlichen. Und wenn der Vorstand diese Verantwortlichkeit nicht wahrnimmt, dann ist es der Aufsichtsrat, das sind wir alle. Also sind wir alle dazu aufgerufen, hier zu kontrollieren und die Verantwortlichen dazu zu bringen, Konsequenzen zu ziehen.

Deshalb ist dieser Misstrauensantrag letzten Endes nicht nur ein In-Frage-Stellen der persönlichen Leistung der Frau Vizebürgermeisterin, sondern vor allem auch ein In-Frage-Stellen des Systems der SPÖ-Wien. Ich kann nur noch einmal sagen: Herr Bürgermeister, es ist wahrhaft an der Zeit zu handeln! Wie die letzten Wahlergebnisse gezeigt haben – und da habe ich wahrlich kein lachendes Auge zu vertreten, nur zwei weinende, so wie übrigens Sie auch! –, sind heute die Wähler nicht nur mündig, sondern auch sehr flexibel geworden. Da kann sich, wenn man so starr und stur bleibt, bei der nächsten Wahl schon einiges ändern, von dem man heute gar nicht glauben würde, dass es möglich ist, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Vettermann. Ich erteile es ihm.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zu den Angriffen und Vorwürfen muss ich doch auch Stellung nehmen. Begonnen hat der Kollege Jung, gar nicht zur Sache sprechend, aber lustigerweise sich über die Retro-Ausrichtung beschwerend. Das finde ich gut, dass Sie über eine Retro-Einstellung sprechen und dann auch einen Fehdehandschuh entsprechend aufnehmen oder hinwerfen wollen oder was weiß ich. (GR Mag Wolfgang Jung: Den hat der Häupl geworfen!) Aus meiner Sicht wären Sie eigentlich ein Haupt-Retro-Vertreter, aber das ist auch vom jeweiligen politischen Standpunkt gesehen sehr unterschiedlich. 

In der Sache selbst wollte ich nur sagen, dass die SPÖ-Jugend bei den Vorfällen gar nicht anwesend und nicht vorhanden war und dementsprechend nicht nur nicht geworfen haben kann … (GR Mag Wolfgang Jung, ein Papier in die Höhe haltend: Das ist nicht wahr! Das waren die Plakate! Ich war dort! Ich habe sie selbst gesehen!) 

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Herr Kollege Jung! Debattenbeiträge vom Rednerpult, Zwischenrufe bitte aus der Bank.

GR Heinz Vettermann (fortsetzend): Ich sage es jetzt noch einmal, die SPÖ-Jugend war nicht dort und kann daher weder positiv noch negativ in dem Sinn aufgefallen sein. 

Dass Sie einen Abänderungsantrag einbringen, wo Sie doch sonst immer zur Sparsamkeit mahnen, dass wir jetzt im Moment auf einmal alles zahlen sollen, finde ich deshalb gut, weil oft die Kritik ist, dass wir sonst zu viel ausgeben. Aber auch da natürlich ist der Populismus beidseitig und versucht einen Angriff. 

Dass Sie selbst diesen wichtigen Akt und auch die entsprechend ernstzunehmende Prater-Gestaltung mit dem Glücksspiel in Zusammenhang bringen, finde ich sachlich einfach skandalös. Dass Sie dann sozusagen mit einem allerdings verunglückten Wortspiel unterstellen wollen, dass man das Geld verspielt oder in irgendeiner Form gänzlich ohne Gegenwehr ausgegeben hat, finde ich auch ein starkes Stück und weise ich zurück.

Dass es nicht klar war – und da haben Sie auch einen Disput mit der Kollegin Novak gehabt –, muss ich Ihnen auch sagen. Im Jahr 2006 war es schon so, dass nicht nur über die APA, sondern auch von uns immer kommuniziert wurde, was geplant ist, welche Gebäude fertiggestellt werden sollen. Der Rohbau war klar und es war auch klar, dass es keine Baustelle sein kann. Dass aber das eine oder andere, etwa die Diskothek erst im Oktober eröffnet wird, war von Anfang an geplant und wurde auch immer so kommuniziert. Nebenbei gesagt, es stimmt auch, wir sind fertig, es ist alles vermietet, und die Diskothek wird zum Beispiel jetzt Anfang Oktober oder im Laufe des Oktobers eröffnet werden.

Wir haben das das letzte Mal schon diskutiert. Ich möchte mir ersparen, den gesamten Ablauf, wie es dazu gekommen, dass Explore 5D beauftragt wurde, zu wiederholen. Das passierte natürlich von der Immoconsult, den Volksbanken und politisch nicht nahestehend. Der Grund der Beauftragung war der Zeitdruck und die Tatsache, dass die Firma eine von den fünf Firmen war, die im engen Verfahren vorgeschlagen wurden, und dass man eine der fünf genommen hat. Das alles wurde schon diskutiert und berichtet. Ich habe es jetzt mit diesem Stichwort nur noch einmal in Erinnerung rufen müssen. Wir kennen den Ablauf, wir haben ihn hier schon diskutiert. 

Jetzt komme ich zur Kollegin Gretner, eigentlich zu allen dreien, weil es Kollege Jung auch angesprochen hat. Ich meine, der Bericht der Ausgleichsverwalterin ist aus meiner Sicht eine Sache, nämlich ein Kommentar im Sinne ihres Klienten, nämlich von Explore 5D. Sie schreibt aus ihrer subjektiven Sicht, um denen zu helfen. Dagegen ist ja nichts zu sagen, nur darf man das natürlich nicht als Wahrheit nehmen. Es gibt keinen Kommentar, wir haben auch gar nicht die Möglichkeit wie beim Rechnungshofbericht, wie beim Kontrollamtsbericht hier Stellung zu nehmen. Daher kann man nicht bei diesem, aus ihrer Logik geschriebenen Bericht, so tun, als wäre das ein amtliches Schriftstück, und daraus in einer Tour zitieren. Es ist mit Absicht so dargestellt. Daher muss man schon fragen: Wer macht was? Die Ausgleichsverwalterin macht ihren Job und versucht, hier auch Partei zu ergreifen. Wir stellen den Ausgleich sicher, wenn wir heute den Beschluss fassen. Das ist die politische Verantwortung. Es ist das, was wir tun können, und darauf sollten wir uns auch konzentrieren. 

Kollegin Gretner hat das noch einmal ein bisschen aufgerollt, sowohl vom Zeitdruck als auch vom Rohbau her, also auch von der Beauftragung her, die eben von der Immoconsult gekommen ist. Sie hat dann uns vorgeworfen, was nicht alles gesagt und prophezeit wurde. Da muss ich sagen, das kann ich Ihnen wirklich nicht ersparen: Was wurde denn alles von Ihnen vorhergesagt? Dass alles überdacht werden wird, dass es wegen der Bauhöhe nicht klappt, dass das nie fertig wird und, und, und. Das alles hat nicht gestimmt. 

Dann nennen Sie als einen besonders „schlimmen" Punkt, den sie herausgezogen haben: StRin Laska war positiv Mieterwünschen gegenüber eingestellt. So what? Ich meine, was ist das wieder für ein Vorwurf, wenn man sagt, okay, wenn es geht, sollten auch Mieterwünsche berücksichtigt werden. Was war das für ein Vorwurf? 

Dass sich das Totalunternehmen nicht genau auskennt im Sinn der Ausgleichsverwalterin und sagt, das war aber nicht ganz klar mit der Abgrenzung, ist ja aus ihrer Logik auch ganz klar und schafft Chancen für ihr Klienten. Ich meine, dass Sie das einfach übernehmen, finde ich merkwürdig. 

Und dass am 17. September 2008 entsprechend klar sein musste, ob das Geld notfalls auch da ist – denn eines muss man ja auch sagen, was wir heute beschließen, muss ja nicht zur Gänze verwendet werden, weil ja nicht klar ist, wie viel auch wirklich an Forderungen endgültig bestehen –, dass wir hier unter dem Zeitdruck waren, das war klar. Dass wir deshalb keinen Sondergemeinderat abgeführt haben, finde ich ehrlich gesagt auch im Rückblick noch okay, und daher war es eine Sache des Stadtsenats, das entsprechend zu beschließen. 

Dass Sie immer mitbeschließen und es nachher kritisieren, steht auf einem anderen Blatt. Insbesondere möchte ich das auch dem Kollegen Neuhuber sagen, da ja die gesamte ÖVP bei den 15 Millionen EUR mitgestimmt hat, die wir beschlossen haben, was das Projekt betrifft. Sie haben ja auch mitgestimmt – es war sogar einstimmig, wenn ich mich recht erinnere – bei dem von mir miteingebrachten Antrag, dass wir die Unternehmen nicht alleine lassen, dass wir im Rahmen unserer Möglichkeiten versuchen, zu einem Ausgleich zu kommen. 

Diese Forderungen wurden umgesetzt. Ich finde es auch da merkwürdig, dass man sagt: Wir fordern, das wird gemacht, wir fordern, das wird gemacht!, und dann sagt man: Deshalb, weil es umgesetzt wurde, was der Gemeinderat beschlossen hat, kann doch nur ein Rücktritt kommen! Ich meine, umgekehrt wäre es zwar auch nicht zwingend, aber irgendwie logisch, würde nicht gemacht werden, was beschlossen wurde. Aber dass wir hier ausgehend von der letzten Diskussion unseren Beschluss realisieren und umsetzen und Sie das ins Gegenteil verkehren und sagen: Jetzt ist aber wirklich Schluss!, finde ich nur verkehrt. Dialektisch würde ich da gar nicht sagen, weil Dialektik ja an sich eine interessante Denkformation ist, wo man dann zu einer Synthese kommt. (GR Mag Wolfgang Jung: Nur wenn man die Antithese auch zur Kenntnis nimmt!) 

Das ist hier nicht gegeben, sondern die Vorwürfe sind aus meiner Sicht durchaus plump, denn außer dass man fragt, wie es denn mit dem Belegfluss aussieht, ist es ja eine gänzliche Verdrehung politischer Verantwortung. Aus meiner Sicht ist da die zuständige Stadträtin und Ressortverantwortliche nicht die Chefbuchhalterin, dass man sagt, da müsste sie doch ständig und laufend alle Belege persönlich überprüft haben. (GR Mag Wolfgang Jung: Nicht ständig und laufend! Überhaupt nicht!) 

Das ist die politische Verantwortung, was da geschieht, und die kann sie gerne nehmen. Von der Messe angefangen, bis zum gesamten Prater-Komplex hat sie sich einmal politisch nicht nur getraut, sondern auch vorwärtstreibend Beschlüsse herbeigeführt. Dass dort etwas geschieht, ist ja evident. (GR Mag Wolfgang Jung: Dann hat sie sich die Falschen ausgesucht! „Tut was! Tut was!", ist zu wenig!)
Dementsprechend ist da die politische Verantwortung und das, was wir auch politisch entsprechend vorantreiben können, durchaus positiv zu sehen. Das mit dem Belegfluss ist natürlich eine andere Geschichte, wo man eben unterscheiden muss zwischen politischer und betriebswirtschaftlicher Verantwortung. Die betriebswirtschaftliche Verantwortung liegt sicher woanders, nicht in dem Haus und auch nicht bei der zuständigen politischen Stelle. (GR Mag Wolfgang Jung: Bei der Auswahl!) – Das wurde ja auch schon siebzehn Mal diskutiert, die Auswahl, das war eben der Zeitpunkt, sie war eine von den fünf Firmen, und es wurde von der Immoconsult beauftragt. Ich meine, das wurde doch schon x-fach hier diskutiert und ist ja in dem Sinn, was den Ablauf betrifft, geklärt. 

Dass Sie das immer noch nicht wahrhaben wollen, verstehe ich nicht. Ich meine, ich weiß gar nicht, warum Sie das in einer Tour, nachdem wir das jetzt schon zum dritten oder vierten Mal diskutieren, immer neu bringen. (GR Mag Wolfgang Jung: Weil Sie noch keine Konsequenzen gezogen haben!) Heute geht es ja darum, dass wir den Ausgleich sicherstellen können. Und das ist gut für die betroffenen Firmen und es ist auch gut für den Prater.

Dass das gut angenommen wird, stimmt ebenfalls. Auch da haben alle düsteren Prophezeiungen, dass es niemandem gefallen wird, nicht gestimmt. Die Besucherinnen und Besucher nehmen den neugestalteten Platz gut an. (GR Mag Wolfgang Jung: Bleibt ja gar nichts anderes übrig!) Ich will ja nicht in diese Diskussion der Geschmäcker hineingehen, weil es tatsächlich immer einen persönlichen Zugang gibt. Bis jetzt, so muss ich sagen, war ich nur einmal in Sevilla in so einem Vergnügungspark. Da war es auch eher kulissenhaft, mit einem Schiff und Eroberern und Entdeckern, die von dort weggesegelt sind. Ich war nicht entsetzt, sondern ich habe nicht den Anspruch, dass ich das Original sehe. Und genauso ist es in Wien. Da kann man zur Sezession gehen, da kann man Jugendstil erleben, da kann man Neogotik erleben, man kann das Original sehen. Das heißt, wenn man Wien besucht und es im Original sehen möchte, dann geht das, wenn man in einen Vergnügungspark gehen möchte, wird man vermutlich auch annehmen, dass das dort kulissenhaft abgebildet wurde. Das ist wiederum meine persönliche Meinung. Das soll hier einmal auch gesagt werden. 

Im Gesamten gesehen wird also bei der politischen Einschätzung natürlich auch eine politische Arbeit bewertet. Ich glaube, was die VBgmin Grete Laska betrifft, ist das eine sehr erfolgreiche politische Arbeit, die ja nicht nur im Prater vorangetrieben wird, sondern auch in Bildungsbereich, auch bei den Kindergärten, bei den Bädern. Sie leistet in ihrem gesamten Ressort eine erfolgreiche Arbeit, auch im Sport, Stichwort EURO, obwohl da noch etwas kommen wird. Ich möchte da vorwegnehmend auf diese Diskussion jetzt schon eingehen. Das wird im Gesamten bewertet. Und da können wir sehr, sehr froh sein, dass wir die Grete Laska haben, die hier eine tolle Arbeit für die Stadt leistet. (Beifall bei der SPÖ. – Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Wo sind wir jetzt im Gesamtablauf? Am 27. August 2008 ist eben dieser 40-prozentige Ausgleich entsprechend angenommen worden, bis zu einem Höchstbetrag von 6,6 Millionen EUR, das in Form eines Gesellschafterzuschusses eben entsprechend auch geleistet wird. Um sicherzustellen, dass hier auch geprüft wird, ob entsprechende Forderungen der Gläubiger zu Recht bestehen und welche Forderungen akzeptiert werden, wird es eine begleitende Kontrolle von einem Wirtschaftstreuhänder und einem Rechtsverwalter geben. Auch da können wir dann guten Gewissens zustimmen. 

Die Leasing-Konstruktion wird übrigens sicherstellen, nachdem wir hier voll vermietet sind, dass das Geld wieder zurückfließt. Auch das ist ein Faktum, das wir nicht übersehen sollen. Auch da wird wieder Geld zurückkommen, da voll vermietet ist. 

Und entsprechend können wir heute durchaus zufrieden feststellen, dass wir die Beschlüsse des Gemeinderates ernst genommen haben, dass Grete Laska politisch dazu mitgeholfen hat, sie auch umzusetzen, indem Sie zuerst im Stadtsenat vom Vorschlag her diesen Ausgleich sichergestellt hat, und wir das sicherstellen können. Daher ist es natürlich auch so, dass diese Rücktrittsaufforderungen aus meiner Sicht ein politisches Spektakel sind, im Sinne von: Einmal geht es noch! Ich habe mir das letzte Mal schon gedacht, einmal geht es noch. Also, noch einmal. Es wurde aber durchaus etwas abgehandelt und beschlossen, das wiederum einstimmig beschlossen werden wird, das also einen politischen Konsens im Hintergrund hat. Daher geht es eigentlich darum, hier unsere Vizebürgermeisterin anzugreifen, ihre erfolgreiche Arbeit bei Bildung, bei Sport, bei den Kindern entsprechend auch mit anzupatzen. 

Dieses politische Spiel ist natürlich durchschaubar, aber nicht von Erfolg gekrönt. Da es absurd ist, dass gerade dann, wenn die Frau Vizebürgermeisterin den Gemeinderatsbeschluss inhaltlich umsetzt, der Rücktritt gefordert wird, werden wir ihn natürlich ablehnen. Wir sind froh, dass wir unsere Grete Laska haben. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist jetzt der Herr StR Herzog. Ich möchte Ihnen mitteilen, dass ab jetzt die Redezeit 20 Minuten beträgt. Bitte schön.

StR Johann Herzog: Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich habe nicht die Absicht, die 20 Minuten auch nur annähernd auszunützen. Ich darf zu meinem Vorredner einmal feststellen: Es freut mich und es ist schön, dass es eine begleitende Kontrolle bei den Forderungen der Gewerbetreibenden gibt. Noch viel schöner wäre es gewesen, wenn es eine begleitende Kontrolle des Projekts gegeben hätte, um die Schäden, die eingetreten sind, von vornherein zu verhindern. Das wäre doch wohl das Wesentliche gewesen.

Ich möchte aber auch noch zu den angesprochenen – einige waren nicht da - Vorfällen, die da angesprochen wurden, nur kurz Stellung nehmen. Von Vorfällen vor dem Parlament während der „Elefantenrunde“ - ich war bei strömendem Regen dort - ist mir nichts aufgefallen. Ich habe nichts davon gehört, also kann das nichts Aufregendes gewesen sein. Nur ein Freiheitlicher wollte zu den eigenen Leuten durchstoßen, das dürfte der Fall gewesen sein. Aber wir wissen jetzt, das war - bitte schön den gibt es, den Mann, ich kann ihn Ihnen auch vorstellen - ein 65-jähriger Diplomkaufmann in Pension. Also, meine Herrschaften, alles ist möglich, aber dass der 65-jährige Diplomkaufmann in Luftballons beißt, ist etwas, was nicht passiert, auch nicht in grün, meine Damen und Herren! (Aufregung bei GR Mag Rüdiger Maresch.)
Was die Vorfälle bei Störungen am Viktor-Adler-Markt betrifft, so ist das nicht nur vom schwarzen Block ausgegangen, der hier auf Besuch aus Deutschland oder vielleicht auch aus österreichischen Ressourcen war und oben, also bei der Rednertribüne links und rechts, versucht hat, massiv zu stören und es auch getan hat, wobei sich die Frage stellt, welche Rolle das subventionierte Ernst Kirchweger-Haus in diesem Zusammenhang spielen wird und ob das ein Sammelplatz für diese Leute war oder nicht. Das wäre interessant festzustellen. Die Störungen sind ja wohl auch von der angemeldeten Demo und Kundgebung der Sozialistischen Partei oder der Sozialistischen Jugend, das weiß ich nicht, ausgegangen, die hinten am Platz gestanden sind, von uns aus gesehen, und da sind sehr wohl natürlich die ganze Zeit Wurfgegenstände geflogen. Da hat es Flaschen, Knallkörper und Ähnliches gegeben. Es hat also außer der angemeldeten Demonstration, also der Kundgebung der SJ, sehr wohl massive Störungen von dieser Seite gegeben. Sie brauchen das nur im Polizeibericht nachzulesen, wo es ja auch verletzte Polizisten gegeben hat. Und ich möchte schon feststellen, dass in der letzten Zeit klar herauskommt: Gewalt der letzten Zeit ist etwas, was eindeutig von links ausgeht und von anderer Seite ist nichts passiert.

Die Sache selbst ...(Große Aufregung bei GR Mag Rüdiger Maresch.) Hören Sie mir auf, Herr Kollege! Wir reden von Störungen, von Raufereien, von Attentaten, vom Werfen von Rauchkörpern und Rauchbomben und nicht von irgendwelchen blödsinnigen Besuchern, die nicht in der Lage sind zu wissen, was sie dort konkret tun! (GRin Dr Monika Vana: Geh bitte! – GR DDr Eduard Schock: Sie haben es ja selbst gesehen! Sie haben es gesehen!) Ja, aber die achten auch nicht darauf, ob Leute es so machen und damit vielleicht eines vergangenen Regimes totalitärer Art anderer Natur gedenken. Das soll uns auch nicht interessieren, Herrschaften! Aber festzustellen ist, Gewalt ist etwas, was seit langer Zeit in Österreich, aber nicht nur in Österreich, von links aus geht. Damit ist der Schuldige nicht die FPÖ, weil die nicht gemeint ist. Aber da drüben wehren sie sich, sie werden einen Grund haben. (Weitere große Aufregung bei den GRÜNEN. – Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Meine Damen und Herren! Ich möchte nur empfehlen, Herr Stadtrat, dass Sie dann zu dem vorliegenden Akt Postnummer 47 sprechen.

StR Johann Herzog (fortsetzend): Ich bin schon dabei, das Entsprechende zu tun.

Ich wollte nur feststellen, die Debatte läuft auf den gleichen Schienen wie schon gehabt vor drei Monaten, die Aufarbeitung derselben oder ähnliche, gar keine Frage, die Wortmeldungen sind vergleichbar. Es liegt mit Garantie, das kann man nur sagen, als Generalvorwurf an Stadtrat, an die Stadträtinnen und die SPÖ-Mehrheit sicher ein Auswahlverschulden der SPÖ vor ohne Wenn und Aber. Was hier geschehen ist, ist etwas, was die SPÖ verschuldet hat und sie kann sich nicht ausreden, indem sie mit Firmenkonstruktionen versucht, die Verantwortung abzuschieben.

Vor drei Monaten allerdings ist ein Misstrauensantrag von allen drei Oppositionsparteien eingebracht worden. Jetzt liegt ein Misstrauensantrag da und vor, der allerdings nur von zwei getragen wird. Warum, das weiß ich nicht. Wir wurden nicht zur Unterschrift eingeladen, auch gut. Wir werden mitstimmen, aber die Motivation der beiden Parteien ist mir unbekannt. Vielleicht ist die Niederlage bei der Wahl so, dass sie sozusagen gemeinsam als Verlierer zusammenhalten, weil der Schmerz leichter zu ertragen ist, ich weiß es nicht. Vielleicht werden wir das von irgendwelchen Nachrednern hören.

Auf alle Fälle sind ja die Finanzfragen der ganzen Sache so geblieben, wie sie sind, und die Zuordnung der finanziellen Mittel ist ebenfalls offen geblieben. Und laut „profil" ist das offen - und dieser Hinweis und dieser Bericht ist ja ganz interessant – und es ist die Frage, ob ein Einkommensdebakel vorliegt oder ob sich da letzten Endes nicht langsam auf Grund der Tatsache, dass es ganz offensichtlich Geldflüsse ins Ausland nach Amerika gibt, ein Fall für Gerichte herausmausert.

Ich brauche jetzt die ganze Geschichte nicht noch einmal zu erzählen, weil das heute die meisten Redner schon vor mir gemacht haben - von der Europameisterschaft und den Firmenkonstruktionen und dieser Beauftragung eben der Generalunternehmerschaft mit der Explore 5D, die den Zuschlag bekommen hat -, aber völlig klar ist eines und das habe ich schon eingangs gesagt: Die begleitende Kontrolle der gesamten Abwicklung hat gefehlt und das ist etwas, was ein ganz, ganz entscheidender Fehler an der Sache ist. Und jetzt nochmals zu versuchen, sich auf Subfirmen auszureden, ist etwas, von dem ich überhaupt nichts halte. Das ist ein Abschieben der Verantwortung und eine Verschleierung der Verantwortung in Bezug auf Firmen, die man letzten Endes selbst gegründet hat. So geht es sicher nicht.

Das Ergebnis ist auf alle Fälle ein Debakel oder was es auch sonst noch wird. Die Frage ist: Für wen? Natürlich für den Steuerzahler, weil es Geld kostet, aber natürlich auch für die beauftragten Firmen, denen Konkurs droht, die Zahlungsschwierigkeiten haben und die vielleicht auch Leute in die Arbeitslosigkeit schicken müssen. Wie sollen die Klein- und Mittelbetriebe sich wehren und über diese Schwierigkeiten hinwegkommen?

Wir sind daher der Meinung, dass selbstverständlich die Stadt Wien als Gebietskörperschaft, die das eindeutige Verschulden an der Situation trägt, die Firmen, die im Vertrauen auf die Bonität einer Gebietskörperschaft sozusagen gehandelt haben, nicht im Regen stehen lässt. Ich halte das für unanständig, wenn ich das so ganz schlicht sagen darf und ich glaube, die 40 Prozent Ausgleichsquote ist auch etwas, was die Firmen hart trifft. Ich glaube, es ist notwendig, hier mehr zu tun und wir stellen unseren Antrag, einen Gesellschafterzuschuss an die Praterservice GesmbH zu geben, dass die gesamte Leistungserbringung, soweit sie natürlich vertraglich vereinbart war und vollzogen wurde, den Firmen ersetzt wird. Im Vertrauen, wie gesagt, auf eine Gebietskörperschaft darf man nicht Firmen, die hier tätig geworden sind, einfach links liegen lassen.

Wenn die ÖVP hier keine Zustimmung gibt, so ist mir das unverständlich. Ich würde sagen, das wäre ein notwendiger Akt. Ob es ein Präjudiz ist, ist die Frage. Ich frage mich, wir haben ja gerade vor drei oder vier Tagen in der Bundesrepublik massive Probleme gehabt und ich weiß nicht, ob die ÖVP, wenn zum Beispiel eine österreichische Bank in die gleichen Schwierigkeiten kommen würde wie diese Hypobank da in Bayern, in München, dann ebenfalls aus Politikgründen eine Hilfestellung verweigern würde. Ich bin der Meinung, man soll nicht nur den Großen helfen, sondern vor allem den Kleinen, denn die brauchen uns. (Beifall bei der FPÖ.) 

Daher, meine Damen und Herren, und das ist für mich das Wesentlichste, glaube ich, dass es wichtig und notwendig ist, den Firmen, die hier übrig bleiben – und das sind sozusagen die Letzten, die die Hunde beißen, würde ich sagen -, Hilfestellung zu bieten und unter dem werden wir es nicht machen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Der Herr Dipl-Ing Margulies hat sich gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Vorweg nur ein ganz ein kurzer Satz zur Gewalt und diesmal wirklich unverdächtig: Berichte aus dem Innenministerium und der Innenminister und die Frau Innenministerin waren nicht die Freunde der GRÜNEN, aber in sämtlichen Berichten der letzten Jahre ist festgehalten, dass die rechtsextreme Gewalt und die rassistische Gewalt zunimmt und de facto es keine linksextreme Gewalt in Österreich gibt. (Heiterkeit und Aufregung bei der FPÖ.) So, nur um das auf den Punkt zu bringen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Aber jetzt zurück zum eigentlichen Thema und auch zur Rede des Kollegen Vettermann. (Lautes Plenum.)
Ich möchte versuchen, die Rede des Kollegen Vettermann, 15 Minuten hat diese gedauert, ziemlich prägnant auf eine halbe Minute zusammenzufassen. Er hätte sich auch herstellen können und sagen: „Liebe Oppositionsparteien, es ist uns vollkommen egal, was ihr erzählt, es ist uns auch ganz egal, ob ihr recht habt. Wir lassen uns keinesfalls jemanden von uns aus den eigenen Reihen rausschießen. Wenn, dann sind wir es, die irgendwann einmal sagen, es reicht, aber ihr habt da nichts zu reden.“ So etwa die Kurzfassung der Rede vom Kollegen Vettermann, ausgeschmückt mit keinerlei Angaben zu den offenen Fragen, wo es darum gegangen ist, jetzt haben wir uns gewunschen, dass es tatsächlich Aufklärung über die Finanzierungsflüsse, et cetera gibt und jetzt bringen wir es tatsächlich auf den Punkt. 

Wir haben, der Kollege Neuhuber hat es schon angesprochen, in Österreich eine politische Kultur, die eigentlich unterm Hund ist. Dabei ließe es sich ganz einfach dramatisch verbessern und zwar würde es reichen, wenn jede Partei an sich selbst dieselben Maßstäbe anlegt, was politische Kultur und Verantwortung Übernehmen betrifft, wie sie es auch an jede andere Partei richtet, sobald man selbst in Opposition und die anderen in der Regierung sind. Das würde schon reichen. Es hätte gereicht, wenn in der ÖVP in der letzten Regierung mindestens drei Minister oder Ministerinnen zurückgetreten wären und es hätte gereicht, wenn in den vergangenen fünf Jahren auch in Wien zumindest zwei verantwortliche Stadträte und Stadträtinnen den Hut genommen hätten. 

Gut, es ist ein Vorrecht der Opposition, Sachen zu fordern, aber bei der politischen Kultur, die vom Kollegen Neuhuber eingefordert wurde, würde ich mir wünschen, dass die ÖVP sie selbst lebt. Ich meine, ich kann mich noch erinnern, wie der Minister Grasser mit Händen und Füßen gestützt wurde. Es war vollkommen egal, was alles nachgewiesen worden war, wie in der Eurofighter‑Debatte agiert wurde. Entschuldigung, in jedem anderen Land außer Italien wären in der vergangenen Regierung mindestens drei Leute gegangen! In Italien sind wir das gewohnt und mittlerweile in Österreich auch.

Aber jetzt kommen wir zurück und bringen die Sache tatsächlich auf den Punkt. Wir haben einen mehr oder weniger schönen Prater-Vorplatz. Wie gesagt, darüber haben wir tatsächlich in der Sondersitzung schon genug gesprochen und um das geht es jetzt überhaupt nicht. Was wir tatsächlich haben, ist eine immense Kostenüberschreitung und eine Auftragsvergabe, bei der es in Wirklichkeit zuvor keine Ausschreibung gegeben hat, sondern es war eine relativ freihändige Auftragsvergabe. Wir haben ein Konkursverfahren und niemand ist verantwortlich und schon gar niemand ist politisch verantwortlich. Okay, wenn man diese Kultur einreißen lassen möchte, ist das ja in Ordnung. Es ist nicht die grüne Kultur. Es ist im Normalfall, wie gesagt, wenn die SPÖ in Opposition ist, auch nicht die politische Kultur der SPÖ, sondern sie ist es immer nur dann, wenn die SPÖ in der Regierung ist. 

Frau Kollegin Laska, ich nehme jetzt einmal alles so, wie Sie es sagen. Ich unterstelle Ihnen ganz bewusst in dem konkreten Fall und auch in vielen anderen Geschichten nichts. Es gibt keine Freunderlwirtschaft, lassen wir das weg. Es wird alles kontrolliert und ich unterstelle nicht, wie es, glaube ich, ebenfalls der Kollege Neuhuber gesagt hat, dass Sie ein Konzept haben, mit Steuergeldern sorglos umzugehen. Denn hätten Sie ein Konzept, dann könnte man das ja ändern! Das Problem ist, es passiert! Es passiert in unglaublich vielen Bereichen in dieser Stadt! Und das als Vorbemerkung nehmend, möchte ich auf Ihren Zwischenruf, den Sie meiner Kollegin Gretner gegeben haben, tatsächlich antworten. Sie haben gefragt: Sind Sie offensichtlich nicht in der Lage oder sind Sie tatsächlich nicht in der Lage, Ihre Schwierigkeiten und diese Art des Politikmachens und in dem Fall ganz konkret die Abwicklung des Riesenradvorplatzes zu bewältigen? Angesichts einiger Punkte komme ich am Ende meiner Rede auch zu dieser Antwort. 

Im Jahr 2003 hatten wir im Sozialbereich eine gänzlich falsche Budgetierung, die dazu geführt hat, dass in Wirklichkeit Kürzungen im Sozialbereich geplant waren. Erst als die GRÜNEN aufgedeckt haben, was da passieren soll, sind Finanzmittel nachgeschossen worden und der Sozialbereich wurde ausgegliedert und von der StRin Laska zunächst einmal zur StRin Pittermann geschoben. 
In den Jahren danach haben Sie die Schulsanierung verschlafen, bis den Menschen fast sprichwörtlich die Ziegeldecken auf den Kopf gefallen sind. Bei der EURO 2008 hat man mit dem Hanappi-Stadion einen Riesenbock geschossen. Die Ankündigung der Gesamtschule ist bis heute nicht wirklich umgesetzt und beim Riesenradvorplatz haben wir wieder ein finanzielles Desaster.

Liebe Grete Laska! Es tut mir leid, ich unterstelle nichts Böses, aber ich bin nicht der Meinung, dass es offensichtlich so ist, dass Sie nicht in der Lage sind, den einen oder anderen Punkt, für den Sie Verantwortung tragen, umzusetzen, sondern ich bin tatsächlich der Meinung, dass Sie tatsächlich nicht in der Lage sind, ihn weiter umzusetzen. Und in diesem Sinne stellen wir den Misstrauensantrag und hoffen, einer politischen Kultur folgend, dass für politische Fehler auch Verantwortung übernommen wird und dieser Antrag auch durchgeht. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenbeitrag kommt von Herrn Dr Aigner. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Tatsache, dass in zwei aufeinanderfolgenden Gemeinderatssitzungen ein Misstrauensantrag gegen dieselbe Stadträtin eingebracht wird, ist etwas, was nicht alltäglich ist und die Opposition hat es sich diesbezüglich auch nicht leicht gemacht, zu diesem schärfsten Instrument zu greifen. Allein das Ausmaß des Debakels und die Art und Weise, wie darauf nicht reagiert wird, macht es erforderlich, diesen Misstrauensantrag abermals einzubringen (Beifall bei der ÖVP.), wobei uns genau bewusst ist, dass es hier nicht nur um die Frau Vizebürgermeisterin geht. Es ist ein Problem des Herrn Bürgermeisters und der gesamten Stadtregierung. Wir haben es schon notiert, dass zur Verteidigung der Frau Vizebürgermeisterin keine anderen Stadträte ausgerückt sind und dass es der Herr Bürgermeister gar nicht der Mühe wert findet, hier im Gemeinderat dabei zu sein und auch selbst das Wort zu ergreifen und zu erklären, wo die vielen Millionen hingegangen sind. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Ich habe mich schon gefreut, als mich vor zwei, drei Wochen an einem Samstag am Nachmittag der Herr Bürgermeister persönlich angerufen hat. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ach so? Wieso denn?) Als Gemeinderat ist das ja nicht etwas Alltägliches, dass man auf einmal den Herrn Bürgermeister am Telefon hat. Es war kein wirklicher Dialog, es war ein bissel ein Monolog, aber immerhin, die Stimme des Herrn Bürgermeisters hat etwas Angenehmes. Aber viel besser, als dass der Herr Bürgermeister Gemeinderäte auch zu Hause anruft, wäre es, er würde uns im Gemeinderat zuhören und Rede und Antwort stehen. (Beifall bei der ÖVP.)
Die Problematik der Firmengeflechte ist ja schon angesprochen worden und ich möchte jetzt das nicht nochmals wiederholen, was schon mehrfach gesagt wurde. Wir möchten, dass die Stadt Wien und damit die alleinregierende SPÖ endlich aufhört, hier wie eine Finanzheuschrecke GmbHs zu gründen, umzugründen, aufzulösen, woanders wieder einzubringen. Das hat doch nur den Sinn, da das Ausschreibungsrecht zu umgehen. Das hat doch nur den Sinn, das Geld von einer Hand in die andere wie ein Hütchenspieler so oft hin‑ und herzuschicken, dass am Schluss niemand mehr, offenkundig nicht einmal diejenigen, die an den Drähten oben sitzen, wissen, wo das Geld hingeflossen ist. Deshalb weg mit diesen Tochterfirmen! Wenn die Stadt Wien als Auftraggeber auftritt, dann soll sie als Stadt Wien auftreten. Sie ist privatrechtsfähig, sie hat strenge Bestimmungen einzuhalten. Und bedienen wir uns nicht eines Firmengeflechts, wo erst recht wieder der Steuerzahler die Ausfallshaftung trägt, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Stadt Wien Marketing Praterservice GmbH, vormals Riesenradplatz ErrichtungsGmbH und so weiter, und so fort, immer ein Alleingesellschafter, immer die Stadt Wien abseits des Gemeinderats, abseits der Kontrolle. Ich glaube, so etwas hat die Stadt Wien nicht notwendig. Wir sind hier nicht das Aufsichtsgremium einer Geldwaschmaschine.

In diesem Sinne bringen die GRe Anger-Koch, Alexander Neuhuber und meine Wenigkeit im Zusammenhang mit dem Debakel am Prater-Vorplatz den Antrag auf Auflösung und Liquidation sämtlicher mit der Prater-Verwaltung befassten Tochterfirmen der Stadt Wien ein. In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.)
Gesellschaftsrechtlich ist es ganz klar, dass natürlich der Alleingesellschafter Eigentümer der Sachen bleibt. Insofern geht kein Stadtvermögen verloren. Aber mir ist es wichtig, dass die Dinge, die der Stadt gehören, auch tatsächlich der Stadt gehören und nicht irgendeiner GmbH, von der man dann nicht weiß, in welche Malversationen sie verwickelt sind.

Warum es auch wichtig ist, diesen Misstrauensantrag nochmals einzubringen und abermals um Unterstützung zu bitten, ist die Tatsache, dass der sorglose Umgang mit Steuergeld im Ressort Laska ja nicht auf den Prater beschränkt bleibt, sondern auch in anderen Bereichen an der Tagesordnung ist. Ich möchte hier nur noch einmal die Fan-Zone Hanappi-Stadion in Erinnerung rufen: Kurz vor der EM lässt man sich blanko ohne ein Budget vorzulegen 8,7 Millionen EUR brutto, netto 7,3 Millionen EUR genehmigen. Für die Abwicklung der Gesamtagenden der Fan-Zone ist natürlich wieder die Stadt Wien Marketing und Praterservice GmbH zuständig. Als einzige Begründung heißt es, dass dieser zusätzliche Betrag zum Großteil zur Bedeckung der infrastrukturellen und personellen Sicherheit erforderlich ist. Ich bin ja selber in dem Ausschuss und weiß, wie sehr kleine Vereine gepiesackt werden, wenn sie 3 000 EUR brauchen. Da muss man seitenweise ausfüllen, was man mit 3 000 EUR plant und muss abrechnen, was man damit gemacht hat. Wenn man sich im Eigenbereich ohne Ausschreibung 8,7 Millionen EUR genehmigen lässt und möchte, dann heißt es halt einfach: Na, der Großteil dient der Bedeckung von Infrastruktur und Personen. Das kann jetzt die Infrastruktur im Hanappi-Stadion sein, das kann Sanität sein, das kann Security sein, et cetera. Also auch hier haben wir genau dieselbe Vorgangsweise: Blankoermächtigungen und hinterher weigert man sich noch, eine Abrechnung vorzulegen. 

Das, was mich am meisten wundert und deswegen fällt es mir persönlich eigentlich sehr schwer, diesem Antrag, der ja eh schon im Stadtsenat in Notkompetenz genehmigt wurde, heute nachträglich überhaupt zuzustimmen, denn es ist die vollkommene Ignoranz, dass man sagt, bevor man sich das Geld zusätzlich aus dem Steuertopf nimmt, könnte man doch einmal schauen, ob man das Geld nicht durch interne Umschichtungen hereinbringen kann. Gerade das Ressort Laska bietet ja genug Einsparungspotenzial: Das Presse- und Informationsdienstbudget, das Jahr für Jahr überzogen wird - eine Werbekampagne jagt die andere, wir haben heute die Büchereien, dann sind die Pflegeeltern dran, und, und, und, die Bäder, et cetera. Und so wie der Kollege Jung das vorhin auch schon gesagt hat, man lässt sich dieses Anfüttern der Zeitungen ja von einem Mal aufs andere aufs Neue genehmigen. Wenn man jetzt einen kapitalen Plutzer baut, dann denkt man nicht daran, ob man das Geld nicht vielleicht intern einsparen kann - vielleicht geht sich dann sogar eine höhere Quote aus -, sondern man greift zusätzlich in den Steuertopf! Deswegen verlangen wir naheliegenderweise, dass das Ressort der Frau Vizebürgermeisterin - es sind natürlich auch alle anderen Ressorts herzlich eingeladen, sich an dieser Suche zu beteiligen -, daraufhin durchleuchtet wird, inwiefern man nicht durch Einsparungsmaßnahmen, und zwar nicht bei den Bürgerinnen und Bürgern, sondern bei den eigenen Propagandamaßnahmen - und wir sind gerne bereit und auch das Kontrollamt gibt ja immer wieder Hinweise, wo Einsparungspotenzial zu erheben ist, dass diese Ressorts durchforstet werden -, sodass der Steuerzahler nicht zusätzlich belastet wird, damit die Gewerbetreibenden zu ihrem Geld kommen.

Die Skurrilität des Ganzen zeigt ja das: Die einen kriegen nur 40 Prozent, obwohl sie geglaubt haben, sie haben es mit der Gemeinde Wien zu tun und der Steuerzahler muss für einen noch nicht ganz fertigen Prater-Vorplatz doppelt bezahlen. Das ist doch wirklich etwas zum Haare Ausraufendes und da kann doch auch die Mehrheit bei aller Loyalität zu den eigenen Stadträten nicht einfach zur Tagesordnung übergehen. 

In diesem Sinne der Antrag „Einsparungspotenzial" Anger-Koch und meine Wenigkeit, ebenfalls zur sofortigen Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Oder wenn Sie schon ein paar Hinweise noch brauchen sollten, wo Geld genug zu holen ist, denken Sie an die ganzen Konstruktionen Medien-Fullservice, Compress Verlag, Auslandsbüros, die bestenfalls als Briefkasten dienen, wo nicht einmal Öffnungszeiten angeschrieben sind, wo sehr viel Papier produziert wird. Da gibt es mehr als genug zum Sparen und bitte suchen Sie, um den Schaden für den Steuerzahler, der ohnehin schon sehr groß ist, möglichst gering zu halten. Wenn sich noch Geld finden lässt, dann haben wir natürlich nichts dagegen, wenn die Kleinunternehmer mehr als die 40-prozentige Mindestquote bekommen 

Sie erinnern sich vielleicht, ich habe beim letzten Mal, als Sie da für die Fan-Zone die 8,7 Millionen ohne weitere Erklärungen beschlossen haben - wir haben uns ja dagegen gewehrt -, einen Akt gefunden, wo es um eine Vereinsmitgliedschaft gegangen ist. Ich glaube, ein Frauenforum war es und ein Mitgliedsbeitrag von in etwa 300 oder 400 EUR. Wir haben heute wieder eine Mitgliedschaft zu beschließen, nämlich Beitritt der Stadt Wien zum Verein „Tierschutz macht Schule". Alles sehr nett, Jahresmitgliedsbeitrag sind 100 EUR pro Jahr. Und es ist wirklich wieder so köstlich, im Antrag steht dann drin: „Der Magistrat wird ermächtigt, allfällige Erhöhungen der Mitgliedsbeiträge bis zu 10 Prozent jährlich, allenfalls auch über mehrere Jahre kumulierend, bei der angeführten Organisation nach eingehender Prüfung in den Folgejahren durchzuführen.“ Also wieder dasselbe, eingehende Prüfung, dass der Vereinsmitgliedsbeitrag um 1, 2, 3, 4 EUR erhöht wird, und bei ein paar Millionen heißt es „Schmecks" und wir wissen eigentlich selber nicht, wo das Geld ist, und wir sind beleidigt, wenn die Opposition nähere Auskünfte verlangt. Meine Damen und Herren, wenn es nicht so ernst wäre und wenn nicht so viel Geld im Spiel wäre, dann wäre es ja eigentlich zum Lachen. In Wirklichkeit ist es zum Weinen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Im Zusammenhang mit der Fan-Zone Hanappi-Stadion, ich habe es vorhin schon kurz angesprochen, ist es im Prinzip ein Vorgang, der genauso wie beim Prater schon unlängst vorhanden war, ein paar Millionen ohne ein genaues Budget. Wenn es kein genaues Budget gibt, dann kann man natürlich auch nicht vergleichen, was mit dem Geld passiert ist, weil ein Budget eben eine Übersicht über die voraussichtlichen Ausgaben ist und wie die bedeckt werden. Wenn es nur heißt, man braucht das insgesamt, dann kann man natürlich nicht kontrollieren, was mit dem Geld wirklich passiert. Man kann keinen Maßstab anlegen, man muss sich dann auch auf allgemeine Maßstäbe wie Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit zurückziehen, aber eigentlich ist das kein Budget. Es wird versprochen, im Nachhinein gibt es sehr rasch eine Abrechnung über die tatsächlichen Kosten: Was ist wirklich ausgegeben worden, wofür ist es ausgegeben worden und was passiert mit dem Geld, das überbleibt? Es kommt nicht. Also, was macht man als Gemeinderat im zuständigen Ausschuss? Man stellt eine Anfrage und wird dann eigentlich auf eine sehr schnoddrige Weise - ich nehme das jetzt auch nicht persönlich, außerdem führt der Wiederholungseffekt ja dazu, dass selbst, wenn man die Dinge anfängt und es persönlich genommen hat, nach dem dritten, vierten Mal die Haut eine dickere wird. Aber eigentlich ist das schon ein Wahnsinn, wie man hier abgespeist wird, wenn man fragt: Wann gibt es jetzt die Rechnung? Dann heißt es auf einmal: Na ja, das hat bis 31.12.2008 zu erfolgen, obwohl es vorher geheißen hat, es muss rasch gehen, wir können nicht genau sagen, wofür wir es brauchen, aber nach der EM gibt es die Abrechnung. Jetzt kann man natürlich formal sagen, auch Jahresende ist nach der EM, weil alles was nach der EM ist, ist nach der EM. Aber eigentlich hätten wir uns schon erwartet, dass man früher und in dem Moment, wo das Ereignis dann wirklich abgerechnet wird, auch die Zahlen bekommt und nicht auf das Budget vertröstet wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Deshalb bleibt uns nichts anderes übrig, als einen Antrag auf eine Kontrollamtsprüfung einzubringen. Ich hoffe wirklich auf die Mehrheit, weil das eine Sache ist, die nichts mit oppositioneller Rhetorik zu tun hat, sondern das ist im Interesse der Steuerzahler und das Kontrollamt ist ja eine Kontrolleinrichtung der Stadt Wien. Es wird möglicherweise auch, wenn das keine Mehrheit finden sollte, als Fraktionsantrag eingebracht oder vielleicht findet das Kontrollamt auch eine amtswegige Prüfung von Nöten. Wir probieren es heute mit dem Bemühen, eine Mehrheit zu bekommen: „Prüfung der EURO-Fan-Zonen durch das Kontrollamt", ein Beschlussantrag von meinen KollegInnen Anger-Koch, Wolfgang Gerstl und meiner Wenigkeit. In formeller Hinsicht wird dann die sofortige Abstimmung verlangt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, Sie sehen, der Prater-Vorplatz ist nicht ein singuläres Ereignis. Es zieht sich doch die Taktik wie ein roter Faden durch die Amtsführung in diesem Ressort, dass hier mit dem Geld sehr sorglos umgegangen wird, dass berechtigte Informationsbedürfnisse der Opposition abgeschmettert werden. In diesem Sinn tut es mir eigentlich leid, zweimal hintereinander einen Misstrauensantrag stellen und unterstützen zu müssen. Aber auch hier möchte ich, und damit möchte ich schon schließen, den Herrn Bürgermeister so zitieren. Er macht sich immer so viele Gedanken über die anderen Parteien. Eine runderneuerte ÖVP wäre dann wieder gut genug für eine Koalition. 

Herr Bürgermeister, fangen Sie mit der Runderneuerung in Ihrer eigenen Regierungsriege an! Wir haben Ihnen, glaube ich, genug Gründe aufgezeigt, warum Sie in diesem Ressort anfangen sollen. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Novak hat sich gemeldet, bitte.

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Nachdem ich heute schon gehört habe, dass meine blumigen Ausschmückungen vom Prater und zum Thema Riesenrad-Vorplatz nicht gewünscht sind und der Kollege Neuhuber das heute in seiner Rede eh schon gemacht hat, nämlich einen sehr blumigen, metaphorischen Einstieg hier gebracht hat, lasse ich es und konzentriere mich ausschließlich auf die hier getätigten Aussagen beziehungsweise auf das, was sachlich und heute auch zur Beschlussfassung vorliegt. 

Vorliegt der Akt, der in der Notkompetenz im Sommer vom Stadtsenat beschlossen worden ist und heute hier im Gemeinderat auch seine Bestätigung finden soll, weil wir vor dem Sommer hier in diesem Haus und in diesem Raum sehr intensiv über die Vorkommnisse bei Explore 5D und den Konkurs, der dort stattgefunden hat, diskutiert haben und sich der Gemeindrat dafür ausgesprochen hat, dass man die Unternehmerinnen und Unternehmer unterstützt, sich engagiert und einen Weg findet, diesen zu Schaden gekommenen UnternehmerInnen zu helfen. Das war die Ausgangslage. Das Konkursverfahren beziehungsweise der Ausgleich hat stattgefunden und findet gerade statt und es war notwendig, dass es zu einer Sicherstellung für die Maximalsumme, die heute hier auch zur Beschlussfassung ansteht, kommt. Das heißt, das Ausgleichsverfahren, und das ist der erste Vorwurf, den ich hier sofort dementieren möchte, nämlich dass die Frau Stadträtin oder die SPÖ das Ausgleichsverfahren verzögern möchte, und das hat die Frau Gretner heute hier vorgebracht. Das alles weise ich von uns, denn nichts derartiges ist dieser Antrag, der heute hier auch zur Beschlussfassung kommt, nämlich keine Verzögerung, sondern die Ermöglichung einer ordentlichen Abwicklung dieses Ausgleichverfahrens. Noch einmal, es handelt sich hier ... (Beifall bei der SPÖ.) 

Es handelt sich hier heute um eine Sicherstellung mit einer Maximalsumme. Das Verfahren läuft. Es wird jetzt geprüft, welche Ansprüche bestehen. Um was geht’s denn konkret, um welche Leistungen? Welche sind erbracht worden? Welche sind nicht erbracht worden, und so weiter. Nach Feststellung dieser Fakten kann es dann zu der eigentlichen Bezahlung kommen. Aber so weit sind wir noch nicht. Das hier ist die Sicherstellung und das ist mir wichtig, hier auch anzubringen, weil die ganze Zeit von allen Vorrednern bis auf den Kollegen Vettermann erstens mit falschen Zahlen operiert wurde, denn von einer 40 Millionen EUR-Pleite kann keine Rede sein. Dieses Haus hier - und alle, die hier anwesend sind, sollten es wissen - hat einen 15 Millionen EUR-Gesell-
schafterzuschuss beschlossen und keinen Euro mehr. Diese 15 Millionen sind hier beschlossen worden. Es wird hier immer so getan, als wären hier 40 Millio-
nen EUR beschlossen worden, die dann irgendwo versenkt worden sind, wo auch kein Wert dem entspricht. Das stimmt nicht. Jeder, der das Riesenrad und den Riesenradplatz besucht, sieht, dass es einen Gegenwert gibt, sieht, dass es dort fertige Gebäude gibt, sieht, dass der Platz fertig ist, sieht, dass hier inzwischen schon seit vielen, vielen Monaten Unternehmerinnen und Unternehmer arbeiten und wirtschaften, sieht, dass dort 150 neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter arbeiten, sieht, dass es neue Attraktionen gibt und kann dort auch selbst konsumieren und weiß auch, wenn man mir in der Vergangenheit zugehört hat, dass die zwei restlichen Projekte wie geplant, im Jahr 2006 kommuniziert und im Jahr 2007 kommuniziert, von der Frau Stadträtin im Oktober beziehungsweise bis Ende des Jahres eröffnet werden. Auch hier möchte ich den Vorwurf, dass irgendwas verschleppt, verzögert, nicht fertig, nicht rechtzeitig fertig geworden ist, noch einmal dementieren und ganz klar von uns weisen. Das ist immer kommuniziert gewesen, auch die Frage der Einbeziehung der UnternehmerInnen, die am Riesenradplatz tätig sind, und deren Wünsche. Natürlich, und das war immer klar kommuniziert, ist es der Wunsch der SPÖ gewesen, dass die Unternehmerinnen und Unternehmer im Prater in diesen Prozess eingebunden sind und das sind sie auch beim Riesenradplatz und das waren sie auch beim Riesenradplatz und das werden sie auch weiterhin sein. Die sind ja nicht nur mit ihrem Geld beteiligt, sondern auch mit ihren Ideen und Wünschen. Und auch diese haben sie in diesen Prozess eingebracht. 

Spannend finde ich bei der ÖVP in der Rede des Kollegen Aigner allerdings - und ich entnehme das derselbigen und bin ein klein wenig verwundert -, dass die ÖVP anscheinend jetzt gerade auf der Suche nach neuen Inhalten und neuen Wegen in ihrer Politik ist, denn bis jetzt habe ich immer geglaubt, die ÖVP ist durchaus ein Fan von Ausgliederungen und GesmbHs und Privatisierungen. Das ist jetzt nicht so. Der Kollege Aigner hat sich ganz klar gegen jegliche Form von GesmbHs und Ausgliederungen hier ausgesprochen. Das nehme ich auf. Das wird vielleicht die Bundes-SPÖ sehr freuen, dass Sie hier einen solchen neuen politischen Weg gehen. 

Wir hier haben aber - und da war die ÖVP immer mit der SPÖ gemeinsam im Boot -, was die Frage der Stadt Marketing und Praterservice GesmbH betrifft, gemeinsam, dass wir ein Instrument schaffen, das effizient und gut die Veranstaltungen hier am Riesenradplatz, aber auch Großveranstaltungen an anderen Orten der Stadt abwickelt. Das haben wir hier gemeinsamen auch beschlossen und da war immer Konsens. Die Stadtmarketing macht hier hervorragende Arbeit, noch einmal: Und wir haben auch hier gemeinsam beschlossen, dass diese selbe GesmbH auch die Entwicklung des Praters voranbringen und operativ umsetzen soll. Auch das war an sich immer Konsens. Aber ich merke, dass die ÖVP davon jetzt abgeht.

Noch ein paar Worte zu den Punkten, die nicht eigentlich zum Prater selbst gehören, sondern zu anderen Bereichen im Ressort hier vorgebracht wurden: 

Zum Hanappi-Stadion. Es ist keine schnoddrige Antwort, wenn man auf die Frage, wann gibt es die Abrechnung, die sachlich fachlich korrekte Antwort bekommt, wie auch hier im Haus kommuniziert und als Beschlussfaktum hier auch vorgelegen, nämlich den Vertrag zum selbigen Projekt: Bis Ende des Jahres 2008 muss diese Abrechnung da sein, weil das auch Beschlussfassung ist. Das ist keine schnoddrige Antwort, das ist eine sachlich fachlich korrekte. Aber vielleicht ist der Herr Kollege Aigner ein klein wenig sensibel geworden. Das kann schon sein. 

Das heißt, es gibt meiner Meinung nach überhaupt keine Veranlassung, nicht einmal für eine Oppositionspartei, bevor überhaupt eine Abrechnung vorliegt, die ganz korrekt abläuft und auf den Grundlagen der Beschlussfassung dieses Hauses ist, jetzt schon herzugehen, irgendwas zu unterstellen, irgendwas zu vermuten und das Kontrollamt einschalten zu wollen. So, meine ich, versucht man künstlich einen neuen Skandal zu erzeugen, der überhaupt nicht da ist und den man sich jetzt gerade ausdenkt, weil man irgendein Thema braucht. Eigentlich finde ich es ja schon wieder eine Frechheit. Es ist frech, herzugehen und noch bevor überhaupt eine Abrechnung zeitgerecht hier vorliegen wird, daraus wieder irgendeine Geschichte konstruieren zu wollen! Aber das ist inzwischen Wahlkampf. Also ich meine, ich gehe davon aus, die ÖVP befindet sich auch schon im Wahlkampf für 2010. Und das ist das Stilmittel, das uns wahrscheinlich auch die nächsten zwei Jahre begleiten wird, wie die ÖVP hier Politik macht. 

Also noch einmal: Es wurde immer alles kommuniziert und es ist immer alles auf Basis der Beschlüsse dieses Hauses gemacht worden. Die politische Verantwortung wurde immer getragen, denn die politische Verantwortung wurde von Beginn an getragen zu sagen, das ist ein wichtiges Stadtentwicklungsgebiet und hier will man etwas weiterbringen. Die Frau Stadträtin hat natürlich die politische Verantwortung wahrgenommen, den Gremien hier, sprich, Aufsichtsrat, wenn ich den Herrn Neuhuber hier auch zitieren möchte, die notwendigen Beschlüsse vorzulegen, die Unterlagen vorzulegen, die Projekte voranzutreiben und auch die Projekte zu kommunizieren. Das ist durchgängig beweisbar, wenn man sich ein bisserl im Internet hinsetzt und recherchiert. Es ist alles kommuniziert worden, die Projekte auch weiter zu entwickeln und immer wieder hier in dieses Haus zu kommen und sich dafür auch die notwendigen Beschlüsse zu holen. Das ist in der Vergangenheit immer passiert. Und dann, wo es klar geworden ist, dass es Probleme bei der Umsetzung eines Projekts gibt, wurde auch die politische Verantwortung wahrgenommen, indem man nämlich schon vor der Diskussion, die auch in der Sondersitzung in der Dringlichen Anfrage stattgefunden hat, nämlich im Vorfeld sagt: Okay, es gibt ein Unternehmen, das kann dieses Projekt nicht mehr umsetzen, also machen wir es mit diesem nicht mehr, weil uns zur Kenntnis gebracht wurde, dass es Probleme gibt. Das ist politische Verantwortung. 

Die kaufmännische, betriebswirtschaftliche Verantwortung, die Verantwortung eines ordentlichen Kaufmanns liegt sicher nicht dort, wo die politische Verantwortung liegt. Das ist der kleine Unterschied, über den wir hier diskutieren und den weder die ÖVP noch die GRÜNEN noch die Freiheitlichen zur Kenntnis nehmen wollen. Deshalb gibt es überhaupt keinen Grund, einem Misstrauensantrag gegen die Frau StRin Laska zuzustimmen, geschweige denn einem Antrag zuzustimmen, das Kontrollamt zu beauftragen, etwas zu überprüfen, wo nicht einmal noch irgendwie ein Anlassfall ist, irgendetwas zu überprüfen, nur weil die ÖVP einen neuen Skandal konstruieren möchte. Deshalb empfehle ich auch die Ablehnung beider Anträge. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Anger-Koch, bitte schön.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich darf Sie schon korrigieren, Frau Kollegin: Politik hat sehr wohl auch wirtschaftliche Verantwortung! (Beifall bei der ÖVP.) 

Zusammenfassend: Wir haben ein bewilligtes Budget von 32 Millionen EUR, zugeschossen werden noch einmal 7,9 Millionen EUR, der Herr Mongon hat 1,5 Millio-
nen EUR bekommen und jetzt haben wir noch einmal 8,7 Millionen EUR beim Hanappi-Stadion. Das alles auf Kosten der Steuerzahler! 

Meine Damen und Herren! Ich sage Ihnen jetzt, bis Jahresende bekommen Sie kein Gehalt mehr. Sie können keinen Christbaum zu Weihnachten kaufen, Sie können Ihre Miete nicht mehr bezahlen, Sie gehen abgelaufene, daher vergünstigte Lebensmittel einkaufen und bald wird Strom und Gas abgedreht werden, weil Sie auf Mahnungen nicht reagiert haben. Sie müssen aber trotzdem jeden Tag zur Arbeit gehen. So fühlt sich ein Handwerker, der jetzt bei dem Prater-Projekt der Frau Laska mitgearbeitet hat! Der Einzige, der Geld bekommen hat, ist der Herr Mongon, der darf ein feudales Weihnachtsfest feiern. Das ist keine soziale Politik. Viele kleine Unternehmer und deren Angestellte und deren Familienangehörige zahlen für einen, der zur richtigen Zeit mit den richtigen Leuten verhandelt hat und diese kennt. 40 Prozent Ausgleichszahlung ist eine Farce. (Beifall bei der ÖVP.)
Wo bleibt Ihre soziale Kompetenz, auf die Sie immer so stolz sind? Wo bleibt Ihre Unterstützung für die Leute, die jeden Tag aufstehen und den Karren für Sie ziehen?

Was sehen wir heute im Prater? Der Prater ist ein amerikanisiertes Wahrzeichen geworden. Ein 200-jähriges Erholungs- und Vergnügungsgebiet für die Wiener und Wienerinnen kann nicht in wenigen Monaten in ein Disneyland umgewandelt werden. Es ist ein sozialistischer Baugrößenwahn, der sich mit wirtschaftlicher Inkompetenz paart. Keine Nachhaltigkeit, sondern Denkmal, das wollen Sie sich setzen. Nur, dieses Denkmal wird ein Mahnmal für all diejenigen, die bei dieser Prater-Sanierung mitgemacht haben und die dort wirklich reelles Geld verloren haben und das sind die Unternehmer. Jetzt kommen die doppelten Gehälter zu zahlen. Wie sollen sie die aufbringen? Die Krankenkassen müssen bezahlt werden. Was ist die Folge? Insolvenz, Arbeitslosigkeit und Unzufriedenheit. Das alles ist sehr weit ab von einer sozialen Gesellschaftspolitik. 

Aber auch in dem Ressort gibt es andere Bereiche, wo missgewirtschaftet wird, zum Beispiel die personellen Ressourcen im Jugendamt, was wir schon lange einfordern, auch die notwendigen Sozialarbeiter und Psychologen in den Schulen. Nicht zuletzt möchte ich auch die Wiener Kindergärten erwähnen, wo Sie Tarife verlangen, die sich die Jungfamilien nicht mehr leisten können, denn auf Grund der ständigen Gebührenerhöhungen durch die Stadt Wien sind das Leben und die damit verbundenen Lebenshaltungskosten nicht mehr leistbar. Aber Hauptsache Sie wollten die Abschaffung der Studiengebühren, die weniger ausmachen als ein Kind im Wiener Kindergarten im Monat kostet. Die Hauptsache sind teure Kampagnen für Hallenbäder, Sauna, Büchereien, und so weiter. Nicht zu vergessen natürlich die Fan-Zone, die dementsprechend finanziert wurde. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Danke für die soziale Stadt Wien. Disneyworld lebt, aber nicht in Wien und schon gar nicht im Prater! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Mir liegt jetzt keine Wortmeldung mehr vor. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf sein Schlusswort.

Damit kommen wir zur Abstimmung. Ich lasse zunächst über den Abänderungsantrag der FPÖ abstimmen. 

Wer für den Abänderungsantrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle hier die Zustimmung bei der FPÖ fest. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Ich lasse jetzt den Verhandlungsgegenstand abstimmen. Wer für den Antrag des Berichterstatters ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Damit kommen wir jetzt zu den drei Beschluss- und Resolutionsanträgen der ÖVP. 

Ich beginne mit dem betreffend SPÖ-Debakel Neugestaltung Prater-Vorplatz, Auflösung und Liquidation sämtlicher mit der Prater-Verwaltung befassten Tochterfirmen der Stadt Wien. Wer für den Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Es gibt die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und den GRÜNEN. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP betreffend Prüfung der EURO-Fan-Zonen durch das Kontrollamt. Wer ist dafür? – Es gibt hier die Zustimmung von allen Fraktionen. Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Ich lasse nun den ÖVP-Antrag betreffend SPÖ-Debakel Neugestaltung Prater-Vorplatz, Durchforstung des Ressorts Laska nach Einsparungspotenzial, abstimmen. Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich die Zustimmung von ÖVP und FPÖ fest. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Ich lasse nun über den Misstrauensantrag abstimmen. Ich stelle fest, dass mehr als die Hälfte der Gemeinderäte im Saal anwesend ist. Wer für den Misstrauensantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und den GRÜNEN fest. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. (Beifall bei der SPÖ.)
Wir kommen zur Postnummer 13, Bewerbung der Angebote der Bücherei in Wien. Berichterstatter ist Herr GR Baxant. Ich ersuche ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Jung. Herr Gemeinderat, bitte schön.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Es lässt sich kurz machen. Es ist eine Fortsetzung des Systems Laska, das wir heute bereits angesprochen haben und des „Anfütterns“, von dem auch bereits vom Kollegen Aigner geredet wurde.

Hier geht es wieder um 1,2 Millionen EUR. Wenn ich junge Leute zum Lesen bringen will, dann muss ich in der Volksschule und in der Schule beginnen und dort ansetzen und nicht vor allem die Büchereien am Stadtrand zusperren, weil kein Geld dafür da ist und das Geld dann in kostspielige Inserate zu investieren. Da werden wir nicht zustimmen, Frau Stadträtin. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Weitere Wortmeldungen habe ich keine. Damit hat der Herr Berichterstatter das Schlusswort.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Meine Damen und Herren! 

Ich möchte mich ganz kurz halten. Ich denke, alles, was dazu beiträgt, dass mehr Bildung in dieser Stadt stattfindet und dass soziale Ungleichheiten auch im Bildungsbereich behoben werden, nämlich über die zusätzliche Attraktivierung der Angebote in den Büchereien und auch die Bewerbung der Büchereien kann nur gut geheißen werden. 

In diesem Sinne bitte ich um die Zustimmung zum Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag des Berichterstatters. Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und den GRÜNEN fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 17, Campus Donaufeld Nord. Berichterstatter ist Herr GR Mag Wutzlhofer. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Mag Jürgen Wutzlhofer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner, bitte schön.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ungewöhnlich, dass ich zu dieser Geschäftsgruppe spreche, aber es geht um ein Schulprojekt, das sich in einem Stadtentwicklungsgebiet befindet, wo mir scheint, dass doch einige Ungereimtheiten bestehen. In dieser Beschlussvorlage ist ein Plan dabei. Nur für diejenigen, die es nicht wissen (Die Rednerin zeigt einen Plan.): Es soll in diesem hier gekennzeichneten Areal ein Schulbauplatz gefunden werden. Man geht bei der Errichtung einer Schule einen relativ ungewöhnlichen Weg, indem man sagt, man sucht das Grundstück und den Bauträger. Man hat in meinen Augen nicht rechtzeitig Vorsorge für diesen Schulbauplatz getroffen, obwohl wir vor nicht allzu langer Zeit genau in diesem Bereich einen Schulbauplatz gewidmet haben, nämlich auf dem Areal des Bombardier-Geländes an der Donaufelderstraße. Das Grundstück würde der Größe nach entsprechen. Wir haben es vorhin nochmal nachgemessen. Es wird in dem Akt davon gesprochen, dass so zwischen 8 000 und ich glaub’ 12 000 m² benötigt werden, um dieses Campusmodell zu realisieren. Laut Flächenwidmungsplan und unseren Berechnungen sind das eben rund 8 000 m², also muss man schon sagen, dass Bombardier da einen gewissen Wettbewerbsvorteil hat, wenn man nämlich bedenkt, dass in diesem Areal eben sonst kein Schulbauplatz gewidmet ist, der noch nicht bebaut ist.

Diese Tatsache hat mich ein wenig skeptisch gemacht, was diesen Akt betrifft. Bei näherer Durchsicht ist mir dann auch etwas aufgefallen, wo ich sagen muss, da müsste man auch noch mal drüber reden, ob das so ein tolles Modell ist. Man macht zwar einen Realisierungswettbewerb und stellt dann eine begleitende Kontrolle an die Seite, an und für sich eine gute Idee, nur sucht man für diese Kontrolle einen Rechtsanwalt aus, der hier auch namentlich genannt ist, wo mir aber nicht ganz klar ist, wodurch genau er sich dafür qualifiziert hat, dieses Kontrollorgan zu sein. Es gab nämlich in ganz ähnlichen Verfahren, wo er auch beteiligt war, durchaus Schwierigkeiten in der Stadt. Und das ist ein weiterer Punkt unserer Skepsis.

Die Hauptkritik richtet sich aber eigentlich darauf, dass man sagt, sobald klar war, dass Bombardier von diesem Standort absiedeln wird, haben sich zum Beispiel schon Bauträger um die Grundstücke bemüht. Die Gesiba war da sehr rasch. Man wundert sich ja immer, wie sie zu so guten Grundstücken kommt, aber offensichtlich hat sie ganz gute Hinweise bekommen. Ich frage mich, wieso da nicht die Stadt Wien schon früher auf die Idee gekommen ist, vielleicht mit Bombardier zu verhandeln und dieses Grundstück zu erwerben, um eben dieses Campusmodell an diesem Standort zu realisieren. Deshalb unsere Skepsis und Ablehnung zu diesem Aktenstück. - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Aigner.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Wir haben prinzipiell mit solchen Megaschulen ein gewisses Problem. Wir haben das in der Debatte um den Monte Laa auch schon gehabt. Es gibt offenkundig eine Mehrklassengesellschaft in der angeblich klassenlosen Wiener Schullandschaft. Es gibt einige wenige Prestigeprojekte. Da wird der Geldhahn aufgedreht und es gibt Geld in Hülle und Fülle. Und es gibt viele Pflichtschulen, die in einem sehr, sehr schlechten Bau- und Erhaltungszustand sind. Wer von Ihnen, und das werden wahrscheinlich viele auch gemacht haben, am Wahltag in seinem Schulsprengel den Wahlsprengel besucht hat, kann sich da wieder ein Bild machen, in welchem Bauzustand viele Wiener Pflichtschulen sind. Hier wäre es wichtig, dass wir mehr Geld in die Erhaltung der bestehenden Schulen hineinstecken und dann bei den Prestigeprojekten entsprechend auch sparsame Varianten führen. Das ist der erste Grund.

50 Millionen EUR Monte Laa sind 700 000 Millionen Schilling. Die teuerste HTL hat meiner Recherche nach 22 Millionen EUR gekostet. Also ein Campus im Pflichtschulbereich kostet doppelt so viel wie eine sehr aufwendige höhere Schule im Bundesschulbereich.

Zweiter Einwand, wenn es um solche Großschulen geht, ist, dass seitens der Gemeinde Wien überhaupt nichts getan wird, dass der administrative Mehraufwand, den solche Großschulen mit sich bringen, abgegolten wird. Es gibt kein adäquates Sekretariat, das müsste natürlich die Stadt zahlen, das geht nicht über die Lehrerdienstposten. Das heißt, die Schule ist in etwa 50 Prozent größer und hat 50 Prozent mehr Klassen als eine normale Volksschule. Es ist schon in einer normalen Volksschule die Ausstattung der Schule mit Nichtlehrerpersonal sehr dürftig und es wird nichts dazu getan, dass das in diesen Großschulen funktioniert.

Der größte Einwand, den wir haben ist, dass wir bei der Ausschreibung und bei der Vergabe dieser Bauaufträge schon ein Präjudiz für die spätere Schulform schaffen. Warum lässt man es nicht offen, ob es eine verschränkte Schule sein soll oder eine Schule mit Vormittagsschule und am Nachmittag Schulbetreuung, sondern bereits in der Ausschreibung wird präjudiziert, dass es eine Ganztagsvolksschule sein muss. Daher, wir brauchen dort entsprechende Pflichtschulplätze, wir brauchen natürlich Kinderbetreuungsplätze. Aber besser ist es, mehrere Standorte zu suchen, wir haben dann auch nicht so den großen Platzbedarf, und dadurch auch den Eltern die Wahlfreiheit zu ermöglichen. Ist in meinem fußläufig erreichbaren Bereich eine Schule mit einer verschränkten Möglichkeit des Unterrichts und der Betreuung oder gibt es die klassische Form mit Unterricht am Vormittag und Betreuung am Nachmittag. Eine Megaschule nimmt den Eltern diese Freiheit und ich glaube, Freiheit ist das, was man gerade im Bereich der Kindererziehung und der Schule am dringendsten braucht. Daher ein Nein seitens der ÖVP zu dieser Megaschule. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Das Wort hat Frau GRin Mag Kato.

GRin Mag Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! 

Ich nehme zur Kenntnis, dass die ÖVP von normalen Schulen ausgeht und offensichtlich auch eine Idee hat, was abnormale Schulen sind. Ich nehme zur Kenntnis, dass ÖVP und GRÜNE nicht all jenen von denen, die sich in dem Gebiet eine Wohnung genommen haben - und wir sprechen von bereits 1 300 fertiggestellten Wohneinheiten und noch 1 200 in etwa, die in Planung sind -, sozusagen zubilligen wollen, dass es auch eine Schule an diesem Wohnstandort gibt, die die Anforderungen, die Menschen im 21. Jahrhundert an ein Schulsystem zurecht haben, erfüllt. 

Worum geht’s bei dem Akt? Wir schreiben einen Wettbewerb aus, um eine Schule zu bauen, die 13 Volksschulklassen anbieten soll, die 9 Kindergartengruppen anbieten soll, ein Gelände-, ein Campusmodell. Es gibt eine Synergie, was die Freiflächennutzung angeht. Es gibt eine gute öffentliche Verkehrsanbindung. Es ist für rund 500 Kinder - für rund 500 Kinder, ich wiederhole nur! Sie wollen sie ja alle nicht betreut wissen oder vielleicht nur „normal“ betreut wissen, was auch immer das aus Sicht der ÖVP sein mag - ein ganztätiges Angebot, das natürlich nicht nur alle pädagogischen Stückerl spielen wird, die Schulen der Stadt Wien und Kindergärten der Stadt Wien anbieten, sondern das auch die Freizeit und damit auch den freizeitpädagogischen Bereich restlos erfüllt. Es wird ungefähr 5 000 m² Freifläche geben, unter anderem auch Gartenbeete, die die Kinder dort setzen. Bedanken können sie sich auch für ein gerade im städtischen Raum sehr gutes Projekt. 

Dass hier von den GRÜNEN etwas noch herangezogen wird, was ich in wirklich jeder Hinsicht nicht nachvollziehen kann, sei dahingestellt. Es gibt de facto und auch de iure auf diesem Gebiet kein Grundstück, das der Stadt Wien gehört, wonach wir also dort damit auch als Schulbauträger auftreten können. Es gibt eine bewusste Entscheidung dafür, hier ein Finanzierungsmodell zu wählen, das heißt, dass wir für jemanden ausschreiben, der auch die Schule errichtet, auf dass wir sie dann anmieten können. Ich verstehe auch nicht diese Gegenrechnung, dass man gegen Schulneubauten ist, weil man denn meint, dass in die Schulsanierung zu wenig investiert wurde. Wir haben es zur Kenntnis genommen, dass die ÖVP-Wien 600 Millionen EUR Investitionen im Altschulbestand nicht wichtig findet oder es ihr vielleicht nicht wichtig genug sind. 

Ich bitte um Zustimmung zu dem Akt und hoffe, ich konnte darlegen, warum wir das so beschließen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Wortmeldung liegt mir keine mehr vor. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf sein Schlusswort. Damit kommen wir sofort zur Abstimmung. 

Wer für den Bericht des Antragsstellers, des Berichterstatters ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Es gibt die Zustimmung von FPÖ und SPÖ, damit ist der Antrag mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 18 der Tagesordnung, Zuschüsse für die Errichtung von Kinderbetreuungsplätzen. Berichterstatter ist Herr GR Vettermann. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bitte um Zustimmung zum eben einreferierten Aktenstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich möchte es relativ kurz machen. Wir stimmen diesem Geschäftsstück natürlich zu, weil wir immer schon für den Ausbau der Kinderbetreuungseinrichtungen in Wien, vor allem auch für die unter-drei-jährigen Kinder in dieser Stadt waren. Ich möchte nur noch einmal auf das Thema zurückkommen, das auch schon in der Fragestunde von mir angerissen wurde beziehungsweise auch von der Frau Vizebürgermeisterin beantwortet wurde, nämlich die Kinder betreffend, die hier Förderbedarf im Moment haben. 

Und so möchte ich schon noch einmal darauf hinweisen, dass das heute das erste Mal von Ihnen, Frau Vizebürgermeisterin, auch öffentlich hier in diesem Raum gesagt wurde, dass das Personal nicht in dieser Menge vorhanden ist, wie wir es sonst zum Anfang eines Kindergartenjahres haben. Das finde ich schon erfreulich, dass hier offensichtlich jetzt auch einmal von der Realität gesprochen wird, dass wir eine angespannte Personalsituation haben – ich habe ja auch heute in der Fragestunde von einer angespannten Personalsituation gesprochen –, dass sich diese, wenn wir weiter ausbauen, damit es mehr Kindergartenplätze gibt in dieser Stadt, wofür wir sehr, sehr sind, weiter verschärfen wird, und dass wir hoffen, dass jenes Personal, das jetzt angeworben wurde über die Ausbildungsoffensive, dann auch wirklich das mitbringt, was wir uns von KindergartenpädagogInnen erhoffen. 

Dazu möchte ich allerdings schon anmerken, dass sich bei dieser Ausbildungsoffensive jetzt vielleicht auch Menschen in diesen Beruf begeben, die dafür nicht ganz so geeignet sind, denn soweit man aus dem AMS hören kann, wird Menschen, die sich dort arbeitsuchend melden, sehr, sehr ans Herz gelegt, um nicht zu sagen, sie werden gezwungen – unter Anführungszeichen –, in diese Ausbildungsoffensive hineinzugehen. Auch das hat es schon gegeben, dass Menschen, die eigentlich von sich aus sagen, sie fühlen sich nicht wirklich geeignet, als Kindergartenpädagoge oder -pädagogin zu arbeiten, vom AMS nahegelegt wird, doch in diese Ausbildungsoffensive, in diese Ausbildungskurse zu gehen. Ich glaube nicht, dass das gescheit ist, und ich hoffe auch, dass das nur einzelne Fälle sind und das AMS nicht versucht, Leute für einen Job zu verpflichten, in dem es dringend notwendig ist, sich auf Kinder einstellen zu können und die Arbeit für Kinder und mit Kindern auch mit Freude und Engagement zu machen.

Es ist zwar gut, dass wir diese Ausbildungsoffensive haben, ich glaube aber, dass wir den PädagogInnen, die jetzt in den Kindergärten und in den Kindertagesheimen arbeiten, trotzdem zusätzliches Personal zur Verfügung stellen müssen. Sie haben zwar gesagt, dass es für die Förderung, die ja jetzt in den Kindergärten angelaufen ist beziehungsweise am 6. Oktober anlaufen wird für jene, die nicht im Kindergarten sind, zusätzliches Personal geben wird. In den Kindergärten ist denen nichts davon bekannt. Die sagen von sich, es gibt kein zusätzliches Personal, zumindest ist es noch nicht dort angekommen. Vielleicht kommt es ja noch in den nächsten Tagen und Wochen, aber noch gibt es kein zusätzliches Personal für diese Fördereinrichtungen, sondern es ist so, dass die KindergartenpädagogInnen versuchen, das in ihren Kindergartenalltag einzubauen, dass sie versuchen, die Kinder zu fördern, soweit es ihnen möglich ist. 

Diese Kinder in Kleingruppen zu fördern, ist zwar ein hehres Ziel, das aber so wahrscheinlich nicht umgesetzt wird. Und das finde ich schade, denn wenn es kein Personal gibt, dann hätten wir uns das Ganze mit dem Screenen und Fördern und den Eltern vorzumachen, dass da etwas passieren wird, gleich sparen können. 

Also ich hoffe, es wird das zusätzliche Personal kommen, ich hoffe, dass diese Screenings und die Förderung auch den Effekt zeigen, den wir uns alle davon erhoffen. Ich hoffe auch, dass jene, die jetzt in diesen Ausbildungsprogrammen ausgebildet werden, dann auch wirklich die Freude und die Hilfe für diesen Beruf mitbringen. Ich hoffe aber auch, dass sich die Arbeitsbedingungen für die PädagogInnen in diesem Bereich ändern. Denn auch das haben Sie heute gesagt, Frau Vizebürgermeisterin, dass manche abgewandert sind, und Sie wissen auch, warum sie abgewandert sind. Das war nicht nur deshalb, weil sie in Wohnortnähe arbeiten wollen, sondern weil die Arbeitsbedingungen einfach besser sind. Es wird dort anders bezahlt. Das ist so, vor allem in Niederösterreich. (VBgmin Grete Laska: Aber für weniger Stunden! Das wissen Sie auch!) Natürlich haben sie weniger Stunden, aber es wird auch anders bezahlt und die Kindergruppengröße ist auch eine andere.

Erst neulich hat wieder eine Kindergartenpädagogin, bei der eine unserer Kolleginnen jetzt ein Kind in Betreuung hat, gesagt, ich gehe nach Korneuburg, dort habe ich andere Arbeitsbedingungen, dort habe ich nicht diese großen Gruppen. Ich habe auch eine Wertschätzung von den Zuständigen, dass ich dort meinen Beruf ausübe. 

Ich glaube daher, dass wir wirklich darüber nachdenken sollten – und das habe ich schon öfter hier gesagt –, dass die Gruppen in Wien in den Kindergärten zu groß sind, dass die PädagogInnen mehr Zeit brauchen, um sich mit den Kindern zu beschäftigen, und deswegen auch mehr PädagogInnen notwendig sind. Ich hoffe auch, dass es irgendwann einmal der Fall sein wird – nämlich in absehbarer Zukunft –, dass die PädagogInnen in Wien auch jene Arbeitsbedingungen vorfinden, die sie sich erhoffen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. – VBgmin Grete Laska: Da wären sie gar nicht glücklich, wenn unseren PädagogInnen die niederösterreichischen Arbeitsbedingungen hätten! Da wären sie gar nicht glücklich, denn da wären sie nämlich allein in der Gruppe!)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gelangt Frau GRin Riha. – Bitte schön.

GRin Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Nach doch einigen unerfreulichen Themen heute freut es mich, dass ich über etwas Positives sprechen darf, und das Positive betrifft den Ausbau der Kindergartenplätze. 

Seit mehreren Jahren fordert die ÖVP den Ausbau von Kindergartenplätzen, und nicht zuletzt durch die Finanzmittel des Bundes – immerhin 60 Millionen in drei Jahren – ist es jetzt gelungen, diesen Ausbau voranzutreiben. In Wien werden in diesem und im nächsten Jahr – so habe ich das der Zeitung entnommen – 2 600 neue Plätze geschaffen, und das ist auch wirklich dringend notwendig. Ich habe zwar von 1 838 und 800 Plätzen gelesen, was laut meinen Rechenkünsten nicht 2 600 ausmacht, sondern nur 2 438, aber sei's drum. Auch das ist eine wirklich große Menge an Plätzen, und ich glaube, dass die Wiener Kinder das dringend brauchen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn ich mir den vorliegenden Akt betreffend die Errichtung zusätzlicher Kindergartengruppen ansehe, dann finde ich es besonders erfreulich, dass hier in Wien so viele unterschiedliche Institutionen unterwegs sind, die im Bereich der vorschulischen Bildung und Betreuung von Kindern aktiv sind. Es ist gut, dass es eine Vielfalt von Kindergärten und Kindergartengruppen gibt; auf der einen Seite die städtischen, auf der anderen Seite die privaten Träger. Es gibt hier auch – und in Anbetracht der Wahlergebnisse finde ich das besonders gut – einen jüdischen Kindergarten, der ausbaut. Also das finde ich ein sehr gutes Zeichen. 

Es braucht Vielfalt, um den Versorgungsgrad in der Kinderbetreuung auszubauen und zu sichern, denn erstens wird der Bedarf an Betreuungsplätzen weiter steigen und zweitens – das habe ich ohnehin in meinen letzten Wortmeldungen schon ausreichend ausgeführt – ist Wien weit davon entfernt, eine flächendeckende Abdeckung von Kindergartenplätzen zu haben. In allen Altersgruppen fehlen mindestens 10 Prozent, bei den jüngeren Altersgruppen weiß ich das auch aus der Praxis von den verschiedensten Trägern, dass jeden Tag Mütter und Väter vor der Türe stehen, die für ihre Kinder keinen Platz finden.

Es gibt aber – und es ist mir wichtig, das hier anzuführen – nicht nur die quantitative Komponente, es gibt auch die qualitative Komponente. Die Anforderungen an den Kindergarten sind gestiegen, einerseits an die Bildungsinstitution, aber auch an das Können von Kindergartenpädagoginnen und Kindergartenpädagogen. 

Damit die elementare Bildung aber gelingen kann, muss der Ausbildungsgrad der pädagogischen Fachkräfte stimmen. Der muss auf höchstem Niveau stattfinden, und es muss regelmäßige Fort- und Weiterbildungen geben. Es gibt derzeit in Wien keine öffentliche Möglichkeit zur Fort- und Weiterbildung. Es gibt alle möglichen Trägerinitiativen, die ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ausbilden, aber es gibt keine öffentliche Fort- und Weiterbildungsstätte für KindergartenpädagogInnen in dieser Stadt. 

Das finde ich schade, gerade auch im Zusammenhang mit der sprachlichen Frühförderung, die doch jetzt in den Kindergärten ein breites Angebot findet. Daher ist es auch notwendig, dass Kindergartenpädagoginnen und Kindergartenpädagogen in dieser Stadt die Möglichkeit haben, sich in diesem Bereich fortzubilden. Auch die Ausbildung der KindergartenpädagogInnen findet nach wie vor immer noch in Bildungsanstalten für KindergartenpädagogInnen statt. Auch das ist schade, denn gerade in Zeiten des eklatanten Mangels an KindergartenpädagogInnen – und das wird ja jetzt doch auch von der Stadt zugegeben; vor einem halben Jahr hat es noch geheißen, es gibt keinen; es gab schon im letzten Jahr einen eklatanten KindergartenpädagogInnenmangel, und in diesem Jahr ist er extrem gestiegen – wäre dies besonders notwendig. Ich weiß von vielen Kindergartengruppen, die einfach keine Fachkräfte drinnen haben, die Sondergenehmigungen bekommen. Das muss auch so sein, es können die Kinder nicht auf der Straße stehen. Es ist aber besonders wichtig, sich auch da zu überlegen, ob es für die Menschen, die sich für diesen Beruf interessieren – und da gibt es genug –, nicht ein größerer Anreiz wäre, wenn die Ausbildung auf tertiärer Ebene stattfände.

Noch ein Wort zur Fort- und Weiterbildung. In diesem Schuljahr sollte es einen Fort- und Weiterbildungskurs an den Pädagogischen Hochschulen geben, einen einzigen Kurs zur sprachlichen Frühförderung, aber sogar dieser Kurs kam wegen Wirrnissen wegen der Zuständigkeiten für KindergartenpädagogInnen und LehrerInnen nicht zustande. Für die Lehrerfortbildung ist der Bund zuständig, für die Fortbildung der KindergartenpädagogInnen das Land – so steht es im Gesetz –, und nur für die Ausbildung der KindergartenpädagogInnen ist wieder der Bund zuständig. Das ist ziemlich schwierig, denn es heißt, man muss zwischen Ausbildung und Fortbildung unterscheiden. 

Dabei kann ein Kurs, ein Lehrgang für beinahe 10 000 KindergartenpädagogInnen in Wien nicht ausreichen, um die Qualifizierung zu erlangen, die unsere Fachkräfte aber dringend brauchen. Wien wird daher Geld in die Hand nehmen müssen, um Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fachlich weiterzuqualifizieren. Es geht hier immerhin nicht um irgendetwas. Es kann doch nicht sein, dass auf dem Rücken der Bildung unserer Kinder quasi die Zuständigkeiten hin- und hergeschoben werden. Es geht darum, in einem zunehmenden Bildungswettbewerb, auch innerhalb Europas, zu bestehen, und der Kern jeder Bildungseinrichtung sind nun einmal bestgeförderte Kinder, die Freude am Lernen haben und die sowohl auf die Schule als auch auf das Leben gut vorbereitet sind. Frühkindliche Bildung kann nicht beliebig sein.

Daher ist auch das Thema Vergleichbarkeit ein wichtiges Thema. Wir brauchen eine Form von inhaltlicher Vergleichbarkeit. Ausbau, Quantität ist eine Seite, aber Sicherung der Qualität ist die andere Seite. Wir haben nichts davon, wenn die Qualität in Kindergärten von Standort zu Standort wechselt. Das schafft auch bildungspolitische Ungerechtigkeit. Es braucht daher in Wien einen Bildungsplan, der für alle vorschulischen Bildungseinrichtungen Ziele und Inhalte vorgibt, und die müssen verbindlich sein. Derzeit ist angedacht, einen Bildungsplan in Wien auf freiwilliger Basis einzuführen. Das ist schön und das ist auch ein wichtiger erster Schritt, aber es ist meiner Meinung nach zu wenig, um sicherzustellen, dass vorschulische Bildung wirklich die Bildungschancen aller Kinder sichert. 

Wenn es nun in Wien bereits einen Bildungsplan gibt und sich meinetwegen auch Träger freiwillig dazu verpflichten und es irgendeine Form von Zertifikation gibt, dann braucht es auch ein Controlling-System. Der Bildungsplan wird ja sonst zur Farce, wenn eigentlich niemand nachschauen kommt, ob diese Bildung, die da drinnen steht, auch vermittelt wird, und dann ist der ganze Bildungsplan das Papier nicht wert, auf dem er steht.

Wenn wir das Thema Bildung und Bildungsprobleme in dieser Stadt ernst nehmen, dann muss es ein Anliegen sein, die Qualität der frühkindlichen Bildung zu verbessern. Und wenn wir von Verbessern sprechen – da möchte ich die Kollegin Smolik unterstützten –, dann müssen wir uns auch die Rahmenbedingungen anschauen. Die Rahmenbedingungen, die es gibt, sind ein elementarer Faktor für die Qualitätssicherung, und da sind 25 Kinder in einer Gruppe einfach zu viel.

Auch international ist das mittlerweile anders. Ich war vorige Woche in Berlin. Da gibt es in den Kindergartengruppen 15 Kinder – und Berlin ist ja durchaus eine Stadt, die auch von einer sozialdemokratischen Regierung geführt wird – mit zwei Fachkräften, und zwar verpflichtend und auch gesetzlich gesichert. Wenn man von qualitativer Arbeit spricht, dann muss man eben auch Rahmengrößen, Gruppengröße, Personalschlüssel, aber natürlich auch so etwas wie eine Vorbereitungszeit sichern. In Wien gibt es für KindergartenpädagogInnen keine einzige Stunde Vorbereitungszeit, die gesetzlich vorgegeben ist. 

Also ein verbindlicher Bildungsplan, eine verbesserte Ausbildung auf Hochschulebene, der Ausbau von Qualitätssicherung, verbesserte Rahmenbedingungen: Auf diesen Säulen müssen die Weiterentwicklung des Kindergartens und die vorschulische Bildungsarbeit aufbauen.

Ich kann daher nur an die Stadt Wien appellieren, den Weg in Richtung Qualitätssteigerung bei all diesen Säulen energisch einzuschlagen. Er ist notwendig, um den Kindern jenes Potenzial mitzugeben, das sie brauchen, um in einer ungewissen Zukunft bestehen zu können. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gelangt Herr GR Mag Wutzlhofer.

GR Mag Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Auch ich möchte gleich zu Beginn sagen, dass ich mich sehr darüber freue, dass wir in den letzten, sagen wir einmal, zwei bis drei Jahren mindestens genauso oft über das Thema Kindergärten hier sprechen und diskutieren, wie in den fünf Jahren davor, in denen ich im Gemeinderat sein durfte, und noch mehr freut es mich, dass wir das in der Regel im Zusammenhang mit Aktenstücken tun, über die wir uns im Grunde genommen alle freuen, wenn ich das so sagen darf, so wie ja heute auch. Wir beschließen einen Ausbau der Kinderbetreuungsplätze im Zusammenhang mit der 15a-Verein-
barung, im Zusammenhang aber auch – das muss auch gesagt werden – mit dem klaren Ziel der Stadt, mit unserer Absicht, eine Stadt zu sein, die für alle Kinder Kinderbetreuungsplätze zur Verfügung stellt, die ideal fördern, bilden und betreuen können. 

In diesem Sinn schlagen wir die Errichtung der 338 Kinderbetreuungsplätze und der Kindergruppen vor, die jetzt in dem Akt sind. In dem Sinn besteht aber natürlich auch eine Politik, wie wir sie in Wien im Grunde genommen immer machen. Alleine in der Amtszeit der Frau VBgmin Laska – ich habe das nachgeschaut – wurden 11 000 Plätze neu errichtet; allein heuer sind es 1 800 mehr.

Jedoch bei aller Kritik von Ihnen und auch bei allen konstruktiven Vorschlägen – das Bessere ist immer der Feind des Guten – möchte ich schon festhalten, wie die Fakten sind. Wir geben nach wie vor die höchsten Mittel von allen Bundesländern aus. Wir haben nach wie vor die meisten Plätze. Wir haben mit Abstand die meisten Krippenplätze, und – und das ist für mich schon des Pudels Kern, gerade nachdem Kollege Aigner beim letzten Geschäftsstück darüber gesprochen hat, dass doch die Schulen, die zu Mittag zusperren, ein Wert an sich sind – die Qualität bei den Kindergärten ist für uns des Pudels Kern. In Wien – und das ist unser Ziel – bieten nahezu alle Kindergärten ganztägige Betreuung an, in Wien haben die Kindergärten nicht elf Wochen zu und so weiter und so fort. 

Ich möchte jetzt gar nicht auf dem üblichen Spiel herumreiten, dass wir das mit den anderen vergleichen. Natürlich sind Probleme nicht wegzureden, natürlich müssen wir uns immer weiter nach vorne entwickeln, und das tun wir auch. Gerade das Personal ist ein gutes Beispiel. Wien hat sehr früh auf die Situation reagiert. Wir haben es nicht schöngeredet, sondern wir haben die Schulungen geschaffen, wo jetzt im Programm „Pick up" und „Change" 90 pro Schulung sind. Ich glaube, nächstes Jahr im September kommen die ersten 90 aus dem Programm „Change" heraus. Jedes Jahr kommen 90 dazu, und das sind ja die Pädagoginnen und Pädagogen, die zusätzlich zu den bestehenden Einrichtungen kommen. Ich habe es mir herausgeschrieben, das sind 450 Absolventen von der BAKIP, 60 gibt es von den Collegs, 30 von den SonderkindergartenpädagogInnen und 30 HortpädagogInnen im Jahr, also eine Situation, die, sagen wir einmal so, mit dem Problem umgeht.

Was nicht heißt, dass wir nicht alle gemeinsam gerade auf Grund der Rahmenbedingungen, wie zum Beispiel Bevölkerungswachstum – was ja eigentlich eine erfreuliche Sache ist –, wie zum Beispiel der permanente Ausbau der Kinderbetreuungsplätze gemeinsam daran arbeiten können, was man verbessern kann. Da gebe ich Frau Kollegin Riha zu 100 Prozent recht, und du weißt es ja von den vielen Diskussionen, die wir hier schon geführt haben auch, dass auch wir es ideal finden, wenn die Betreuung der KindergartenpädagogInnen so wie die Betreuung aller Pädagoginnen und Pädagogen auf akademischer Ebene geführt werden kann. 

Man kann auch immer offen sein für ein Drehen an anderen Rahmenbedingungen, offen sein für alle Diskussionen, aber gerade in einer Situation – und das möchte ich schon einmal sagen –, in der die Personalsituation zumindest angespannt ist, zu sagen, wir wollen die Gruppengrößen noch verkleinern, halte ich zumindest nicht für die Lösung dieses konkreten Problems, sondern wenn man das einfach nachrechnet, dann würde dies das Problem momentan noch verschärfen. Daher glauben wir, es ist nicht die richtige Zeit für genau diese Diskussion.

Ein letztes Wort noch zur Einschreibung. Die Zahlen haben wir schon bei der Fragestunde heute gehört, doch eine Zahl davon möchte ich schon noch einmal herausnehmen. Wir haben bei den bis jetzt gescreenten Kindern zirka 20 Prozent Sprachförderbedarf festgemacht, und von diesen Kindern mit Sprachförderbedarf – das ist eine Zahl, die ich gerne immer wieder nennen würde in diesem Zusammenhang – haben zirka 20 Prozent die Muttersprache Deutsch, was nur zeigt, dass oft so einfache Erklärungen, wie sie von der FPÖ kommen – Ausländer seien der Schlüssel für alle Probleme, und wenn es das schlechte Wetter ist –, nicht reichen in der Bildung. Man muss sich die Dinge schon genauer anschauen, man muss dann auch konkrete Angebote machen, um die Probleme zu lösen. Was die Einschreibung betrifft beziehungsweise Screening, sind diese Angebote jetzt zum Beispiel die Chance, immerhin für 20 Prozent der Kinder spezielle Förderung anzubieten.

Liebe Claudia Smolik, ich habe da gerade noch einmal nachgefragt und kann dir sagen, 50 PädagogInnen für diese gesonderte zusätzliche Förderung in den Kindergärten sind bereits eingesetzt. Allerdings – und das vielleicht als Schluss, denn VBgmin Laska hat es in der Früh ja gesagt – gibt es noch immer ein paar Eltern, die ihre Kinder nicht fördern lassen wollen, aus welchem Grund auch immer, noch immer gibt es ein paar Kinder, obwohl es weniger geworden sind als noch in den Jahren davor, als es dieses Fördermodell noch nicht gegeben hat, die gar nicht zu diesem Screening gekommen sind. 

Um das zu verbessern, kann man mehr werben, um das Problem endgültig zu lösen, bräuchten wir ein verpflichtendes Vorschuljahr. Ich glaube, das ist ein Punkt, der genauso wie die Ausbildung von PädagogInnen auf akademischem Level von uns eigentlich gemeinsam gegenüber der neuen Bundesregierung, so es sie dann gibt, durchgesetzt und gefordert werden könnte. Ich glaube, da hat es ja durchaus positive Signale in den letzten Wochen gegeben. 

In diesem Sinne habe ich mich sehr gefreut über diese konstruktive Diskussion. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Damit kommen wir zur Abstimmung. - Wer für den Antrag des Berichterstatters ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung von allen vier Fraktionen fest. Somit ist der Antrag einstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 40, Sachwertdotation durch die Stadt Wien an die WSE, Wiener Stadtentwicklungsgesellschaft mbH. Berichterstatter ist Herr GR Niedermühlbichler. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Georg Niedermühlbichler: Ich bitte um Ihre Zustimmung!

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Danke. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Frank. Bitte schön, Frau Gemeinderätin!

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Diesem Geschäftsstück, bei dem es wieder einmal um eine Dotation geht, und zwar an die WSE zur Entwicklung von Immobilienprojekten in der beträchtlichen Höhe von 4 136 000 EUR, sollen wir wieder einmal im guten Vertrauen auf die Stadt Wien zustimmen. 

Wir geben diese Zustimmung nicht, und das hängt wieder einmal zusammen mit dem Zauberwort Kontrolle. Kontrolle sind für mich zwei Punkte. Erstens: Wem vertraue ich das Geld an? Das kontrolliere ich einmal als Erstes. Und die zweite Art der Kontrolle ist: Was wurde mit dem anvertrauten Geld tatsächlich gemacht? 

Wir haben ja heute schon von einer Menge von Fällen gehört, sei es jetzt über die MA 7, über den Prater, aber – was viele schon vergessen haben – wir hatten auch schon im Jahr 2003 einen Art Skandal, als es um 4,6 Millionen bei der GSD ging. All das sind Mittel, die einfach zur Verfügung gestellt wurden, ohne konkreten Auftrag oder wenn mit konkretem Auftrag, dann auf keinen Fall mit konkreter Kontrolle.

Und dann gab es ja auch noch den Fall der SEG. Bei diesem Fall ist es aber schon so, dass man sich als Stadt Wien nicht einfach aus der Verantwortung stehlen kann, indem man sagt, na ja gut, das war ein Wohnbauträger, der hat die Wohnbauförderung bekommen, denn auch hier kontrollieren Sie nie. Ausgesehen hat das Ganze dann so, dass die Leute zwei Monate vor Unterzeichnung ihrer Verträge sich noch bei der Stadt Wien rückversichert haben, ob die SEG sicher ist. Es wurde ihnen zugesagt, aber die SEG war es nicht. Die Leute, vor allem jene aus der Kirschenallee, blieben zurück mit einer extrem schlechteren Qualität ihrer Wohnausstattung, dafür mit extrem höheren Mitteln, um überhaupt noch ein bisschen etwas von den schon einbezahlten Geldern zu haben, bevor alles verloren war.

Bei dieser Gelegenheit wurde den Leuten auch versprochen, dass man vorne Glasfronten hochzieht als Lärmschutz, als Witterungsschutz und so weiter, doch passiert ist leider nichts, weil sich die Stadt Wien dann völlig von diesem Projekt verabschiedet hat. 

Deshalb möchte ich hier mangels Kontrolle der Stadt Wien jetzt einen Antrag einbringen, dass zumindest dieser eine Punkt bei der SEG in der Kirschenallee erfüllt wird, nämlich die versprochene Glaswand hochgezogen wird.

Die SEG sitzt ja mittlerweile im warmen Bett und hat sich wieder kommod eingemietet in der Spittelauer Lände im Objekt der Zaha Hadid. Auch das ein Projekt, wo viel gegeben wurde, aber mangels Kontrolle wollte es eigentlich nachher niemand, aber man hat halt ein schönes Projekt.

Und nun zum WSE-Fall. 4,1 Millionen sollen wir jetzt ohne irgendwelche Unterlagen vergeben, aber diese 4,1 Millionen genügen Ihnen letztlich nicht einmal, sondern da hat die Stadt Wien noch schnell vorher ein 20 m²-Büro mit 168 000 abgelöst und ein 51 m²-Büro plus Parkfläche mit 288 000; das ist von 1 700 000 zurückgegangen. Aber insgesamt sind es eben jetzt nicht mehr 4,1 Millionen, sondern jetzt sind es schon 4,5 Millionen EUR, und das nur, um ein Entwicklungsprojekt – wie gesagt, es weiß ja niemand, wie es aussehen soll – jetzt finanziell zu unterstützen. 

Offensichtlich sind Sie überhaupt nicht mehr geneigt, uns von der Opposition Unterlagen zu geben, und Fazit von dem Ganzen wird sein, dass Sie wieder Hochglanzbroschüren herausgeben mit ganz super Projekten, wo sich die Leute dann letztlich einkaufen, ausschauen wird es ganz anders, Kontrolle wird es keine geben, und das Geld ist wieder einmal weg. – Dafür sind wir nicht zu haben! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Stürzenbecher.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Geschätzter Berichterstatter! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Also zu meiner Vorrednerin: Natürlich kann die WSE als hundertprozentige Tochter der Wien Holding GesmbH vom Kontrollamt geprüft werden, es kann der Rechnungshof grundsätzlich hier prüfen. Also dass es keine Kontrolle gibt oder möglich ist, stimmt einmal nicht. Und die Unterlagen, die Ihnen gefehlt haben, hätten Sie natürlich im Akt anschauen können, dann wüssten Sie vielleicht auch mehr. 

Grundsätzlich ist es so, dass durch dieses Projekt ein Auftrag der Stadt Wien an die Wien Holding GesmbH beziehungsweise ihre hundertprozentige Tochtergesellschaft WSE erfolgt und dieser lautet, die Weiterentwicklung des Wirtschaftsstandortes Wien durch Immobilienprojekte voranzutreiben. Das ist natürlich eine Sache, die eine Gesellschaft dieser Art besser kann, als wenn es der Magistrat selbst macht. Das ist ja an sich einleuchtend. Es ist einfach nicht sinnvoll, dass man praktisch absolut jede wirtschaftliche Tätigkeit bei den sicher sehr hochqualifizierten Beamten im Magistrat lässt, sondern dass man solche spezifische Tätigkeiten eben diese Personengruppe machen lässt. 

Es ist ja so, dass eine Schwerpunktentwicklung geplant ist. Einerseits soll Biochemietechnologie entwickelt werden, andererseits so genannte Creative Industries, also etwa Filmindustrie. Es wäre zu wünschen, dass sich dazu ein Cluster bildet, dass der Wirtschaftsstandort Wien wirklich gestärkt wird, dass sich dort wirklich etwas entwickelt und so etwas weitergeht. Dafür braucht man dort spezifische Spezialisten, und das kann eben über das Projekt mit der WSE besser geschehen, als wenn es über eine Magistratsabteilung ginge. Insofern glaube ich, dass das eine gute Sache ist.

Es ist auch so, dass auf dem Areal des ehemaligen Schlachthofes St Marx den Vorgaben des Stadtentwicklungsplanes STEP 5 und nachhaltigen wirtschaftlichen Kriterien folgend ein moderner, multifunktioneller Standort mit diesen von mir genannten Schwerpunkten entstehen soll: Life Sciences, Medien, IKT. Damit das entstehen kann, haben wir eben jetzt diesen Weg gewählt, der am erfolgträchtigsten ist, der wirtschaftliche Zukunftsmöglichkeiten bietet und der Wien in die richtige Richtung auch in diesem Bereich weiterentwickelt.

Deshalb glaube ich, dass das ein sehr gutes Projekt ist, und ersuche natürlich um Zustimmung. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. – Er verzichtet.

Damit lasse ich zunächst einmal den Verhandlungsgegenstand abstimmen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Für diese Post ist die SPÖ. Der Antrag ist mehrheitlich angenommen. 

Es gibt nun einen Zuweisungsantrag der FPÖ betreffend Lärmschutzmaßnahmen in der Eßlinger Hauptstraße. Wer für die Zuweisung dieses Beschlussantrages ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung aller vier Fraktionen fest. Damit ist dieser Antrag zugewiesen. 

Postnummer 20: Kulturverein Österreichischer Roma. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. Wir können sofort zur Abstimmung kommen. 

Wer für den Gegenstand ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung fest bei ÖVP, SPÖ und Grünen. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 21: Subventionen an verschiedene Theatervereine. Auch hier gibt es keine Wortmeldung. Wir kommen sofort zur Abstimmung. 

Wer für die Post ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Es gibt die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und der Grünen. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 22: Förderungen an diverse Theatergruppen und -institutionen und Einzelpersonen in Form von Jahressubventionen, Projektzuschüssen und Beratungskosten. Berichterstatterin ist Frau GRin Klicka. 

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. – Bitte schön. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es wird Ihrer Aufmerksamkeit nicht entgangen sein, dass wir den Subventionen beim letzten Akt zugestimmt haben. Es ist ja nicht so, dass wir, so wie andere Parteien in diesem Saal, grundsätzlich gegen Theaterförderungen wären. Im konkreten Fall geht es aber um eine Summe von 540 000 EUR, über deren, sagen wir, weitere Verteilung uns nicht ausreichend Auskunft im Ausschuss gegeben werden konnte. Und da es eine langjährige Kritik der Grünen ist, dass rund um die im Zuge der Theaterreform gegründeten Gremien Gelder vergeben werden, ohne dass die Jury oder die Theaterkuratoren entsprechen darüber beschlossen hätten, werden wir diesen Akt einmal vorsichtshalber ablehnen. 

Lassen Sie mich auch noch ein paar Worte zu den Anträgen sagen, die in der Folge eingebracht werden, und zwar einerseits zum Thema widmungsgemäße Verwendung von Subventionsgeldern im Kultur- und Wissenschaftsbereich. Wir haben ja in der Aktuellen Stunde und auch im Verlauf der Debatte zum Thema Prater durchaus heftig darüber debattiert, wie in dieser Stadt kontrolliert wird. Wir glauben, dass eine weitere Verbesserung dieser Kontrolle dringend notwendig und wichtig ist. Daher werden wir diesen Antrag der ÖVP sehr, sehr gerne unterstützen. 

Das zweite Thema, das in einem der Anträge angesprochen wird, ist das Thema Kabarettszene. Tatsächlich ist es ja so, dass uns in den letzten Wochen Hilferufe erreicht haben; Hilferufe einerseits des Theaters am Alsergrund, andererseits auch der Kulisse, und auch einige anderer Bühnen im Kabarettbereich klagen darüber, dass sie in den letzten Jahren immer weniger Unterstützung bekommen haben und dass vor allem – und ich glaube, das ist ein wichtiger Punkt – das mühsam gezimmerte Konzept des Sponsorings durch die Fernwärme Wien ganz offensichtlich nicht mehr funktioniert. 

Sie erinnern sich vielleicht, vor einigen Jahren gab es eine große Krise. Daraufhin hat der Stadtrat sich bemüht und die Fernwärme als Sponsor für die Kabarettbühnen gewonnen. Das war, glaube ich einmal, grundsätzlich gut gemeint und hat auch eine Zeit lang funktioniert. Zwischendurch gab es – sagen wir es einmal freundlich – ein bisschen Schluckauf, weil jene Firma, die das abwickeln sollte, in einem fürchterlichen Desaster geendet hat. Nichtsdestotrotz hat es den Kabarettbühnen in den letzten Jahren geholfen. Sie haben einige zehntausend Euro über das Sponsoring der Fernwärme Wien bekommen, und das war gut und richtig so. Nur jetzt werden diese Gelder immer weniger, sie werden immer geringer, und das bringt die Kabarettbühnen in eine ganz schwierige Situation. 

Jetzt möchte ich durchaus vorausschicken, dass ich nicht der Meinung bin, dass wir deshalb gleich einmal reflexartig sagen sollten, sie sollten Subventionen bekommen. Ich glaube, hier im Saal waren wir mehrheitlich immer der Meinung, dass die Kabarettbühnen so etwas wie einen, sagen wir, kulturellen Anspruch haben, aber sicherlich auch durchaus mit einem gewissen kommerziellen Anspruch dahinter. 

Offensichtlich hat sich diese Situation verändert. Jene, die früher einmal florierende Unternehmen waren, tun sich jetzt immer schwerer. Das hat natürlich auch mit der geänderten Landschaft zu tun, und ich glaube, dass wir darüber nachdenken sollten, wie wir hier der Kabarettszene unter die Arme greifen können. 

Wir haben anlässlich des Hilferufes des Theaters an Alsergrund und auch der Kulisse einen Runden Tisch eingefordert. Ich glaube, dass es Sinn machen würde, genau dieses Instrument heranzuziehen, sich gemeinsam hinzusetzen und darüber nachzudenken: Wie können wir die Kabarettbühnen unterstützen – ich glaube, dass sie ein wesentlicher und wichtiger Teil der kulturellen Vielfalt dieser Stadt sind –, welche Mittel und Wege gibt es, wo sind genau die Probleme, wo sind vielleicht auch die strukturellen Probleme versteckt? 

Ich glaube, dass das ein guter, richtiger und wichtiger Weg wäre, und deshalb würden wir uns sehr freuen, wenn der Herr Stadtrat dieses Angebot von unserer Seite annehmen würde, da gemeinsam weiterzudenken. 

Der ÖVP-Antrag geht in eine ähnliche Richtung, auch wenn das Wort Runder Tisch nicht drinnen steht, und deshalb werden wir ihn gerne unterstützen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf. – Bitte sehr. 

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die gesamte heutige Gemeinderatssitzung kreist um das Thema Kontrolle oder, besser gesagt, um die mangelnde und fehlerhafte Kontrolle, die die Mehrheitsfraktion zu verantworten hat. Die Stichworte, die heute genannt wurden – „Club of Vienna“, Prater, Fan-Zone et cetera – sind Ihnen ja gut in Erinnerung, und auch dort geht es teilweise um so genannte Rahmenbeträge. Da geht es darum, dass Sie die Genehmigung haben wollen, einige hunderttausend oder im Fall der Fan-Zone mehrere Millionen Euro zur freien Verfügung überantwortet zu bekommen. Was dann herauskommt, sehen wir des Öfteren, und da ist es mit Mauern und Schönreden nicht getan. 

Ich bin ja schon gespannt, was Sie in wenigen Wochen, wenn die Frau VBgmin Laska zurücktreten wird, sagen werden, warum das ehrenhaft ist, dass sie zurückgetreten ist, und wie toll das alles ist. Auf diese Geschichte bin ich schon gespannt, aber wir werden es ja in absehbarer Zeit erleben. 

Rahmenbeträge sind also von der Definition her nicht geeignet, Transparenz zu bieten, und auch nicht geeignet, Kontrolle zu ermöglichen. Daher werden wir diesen vierten Rahmenbetrag zur Finanzierung der Wiener Theaterreform – es geht immerhin um mehr als 500 000 EUR – ablehnen. Wir werden ihn ablehnen, weil eben genau jene Detaillierung und jene Klarstellung, wofür das Geld verwendet wird, nicht vorweg geliefert wird. Beim vorhergehenden Poststück – Marie Ringler hat es ja auch gesagt – gilt auch für uns: Wo klare Aufgliederungen und Auflistungen vorhanden sind, stimmen wir zu, weil wir der Meinung sind, dass man hier dann nicht nur Transparenz gewahrt hat, sondern auch weiß, in welche Richtung die Subventionen laufen. 

Ich bringe daher gemeinsam mit Marie Ringler von der Grünen Alternative einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein betreffend eine begleitende Kontrolle der widmungsgemäßen Verwendung von Subventionsgeldern im Kultur- und Wissenschaftsbereich.

Der amtsführende Stadtrat wird ersucht – wir sind höflich, er wird ersucht –, Möglichkeiten zu prüfen, eine begleitende Kontrolle der Verwendung und ordnungsgemäßen Abrechnung der vergebenen Subventionsgelder im Bereich der Magistratsabteilung 7 einzurichten. 

Und um es Ihnen noch leichter zu machen, fordern wir nicht die unmittelbare sofortige Abstimmung, sondern die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe für Kultur und Wissenschaft. (Beifall bei der ÖVP.) 

Nach diesem konstruktiven Beitrag der Opposition ein weiterer konstruktiver Beitrag, nämlich der Antrag betreffend Erstellung eines Förderkonzepts für die Wiener Kabarettszene. Ich kann mich dem, was Marie Ringler gesagt hat, anschließen. Es geht darum, dass diese Szene in den letzten Wochen und Monaten zunehmend unter finanziellen Druck geraten ist, dass dringend Maßnahmen notwendig sind, weshalb wir meinen, dass der Stadtrat gefordert ist, ein umfassendes Konzept für die kontinuierliche Weiterentwicklung und finanzielle Absicherung der Wiener Kabarettszene zu erarbeiten oder erarbeiten zu lassen. Ich nehme an, er wird es nicht selbst machen. In formeller Hinsicht wird auch für diesen Antrag die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft beantragt. (Beifall bei ÖVP.)
Mit diesen beiden Anträgen geht es uns darum – um es kurz zu wiederholen –, Kontrolle sicherzustellen und einen Bereich, der für das Wiener Kulturleben essentiell ist, nämlich das Kabarett – denken Sie an die Zwischenkriegszeit, was da alles entstanden ist –, zu sichern. Ich würde Sie, nämlich die Mehrheitsfraktion, ersuchen, diesen Anträgen beizutreten und die Möglichkeit einer kontinuierlichen Weiterentwicklung zu geben. – Danke schön. (Beifall bei ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Stefan.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich meine, dass wir nicht nur heute, sondern praktisch immer über Subventionen sprechen und über die Problematik der Vergabe und der Kontrolle. Das ist unser ewiges Thema, und es ist vor allem gerade im Kulturbereich auch das starke Thema, dass die Intransparenz sehr groß ist. Wir haben immer wieder eingefordert, dass wir Informationen über abgelehnte Subventionsanträge bekommen, dass wir näheren Einblick bekommen in die abgerechneten Subventionsanträge. Das wurde weitgehend verwehrt oder vollkommen abgelehnt. Da liegt also das große Problem in unserem Bereich. 

Es wäre doch einmal sehr zielführend, ein Kulturförderungsgesetz auch in Wien zu etablieren, das ganz klare Richtlinien vorgibt, nach denen man sich auch orientieren kann, damit man weiß, in welcher Form ein Subventionsansuchen und eine Genehmigung ablaufen, damit wir auch hier einmal echten Einblick hätten. – Das ist das grundsätzliche Problem.

Dann hat man halt hier im Konkreten jetzt die Theaterreform, die ja ursprünglich ein bisschen in die richtige Richtung gegangen ist, nämlich zu sagen, man vergibt Subventionen nach einer Juryentscheidung, sozusagen relativ objektiv, aufgeteilt auf mehrere Personen, die Fachleute sind. Es hat sich aber sehr schnell herausgestellt, dass man auch hiermit Schindluder treiben kann. Wenn man eine Jury entsprechend etabliert und sich darauf verlassen kann, dass diese Personen dann so agieren, wie man es sich wünscht, dann ist die Jury natürlich auch nicht so viel wert, wie man es sich theoretisch eben vorgestellt hat. So läuft es hier. Und wenn die Jury dann einmal nicht so entscheidet, wie man es sich wünscht, dann macht man einfach nebenher eine Entscheidung und umgeht die ganze Theaterreform. Und auch das sehen wir hier. 

Im Ergebnis jedenfalls sehen wir, dass sich die Mittelbühnen sehr eingeschränkt fühlen. Sie empfinden das, was passiert, als Enteignung. Die freien Theatergruppen sind auch völlig verunsichert. Also wirklich ein genialer Doppelschlag, den die Theaterreform letztlich gebracht hat, auf beiden Seiten nur Verunsicherung herbeizuführen. 

Lustigerweise hat die KPÖ diese Theaterreform als neoliberale Theaterreform bezeichnet. Auch das ist ein nettes Bonmot, mit dem die Roten und Roten leben müssen. (GR Mag Jürgen Wutzlhofer: Wir werden uns das überlegen!) Überlegen Sie das? Gut! Das habe ich mir fast gedacht. Allerdings auch nicht ohne Friktionen, wie man merkt.

Zwei Anträge liegen vor. Beide unterstützen wir. Wir sind für eine begleitende Kontrolle der Subventionen. Das ergibt sich auch aus meiner Wortmeldung. 

Zum Konzept zur Förderung der Kabarettszene kann ich nur anmerken: Ich habe vor einigen Jahren immer wieder gehört, wie die Kabarettisten voller Stolz gemeint hätten, sie brauchen keine Subventionen, sie bekommen keine, sie sind unabhängig, und man kann ihnen hier nicht vorwerfen, dass sie sich auf Grund der Zuschüsse vielleicht so oder so zu Wort melden. Jetzt ist es doch anders. Ich habe nichts dagegen. Ich bin gerne dafür, dass wir ein Konzept beschließen, allerdings fällt dann wieder ein weiteres Argument weg, wenn man hier vielleicht allzu politisch agitiert. 

In diesem Sinne ist jedenfalls klar, dass wir dem Antrag nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gelangt jetzt Frau GRin Zankl. – Bitte schön.

GRin Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich muss meine Wortmeldung ein bisschen teilen. Ich möchte zuerst zu unserem Poststück sprechen, zur Post 22, die einen Rahmenbetrag vorsieht, um unser Budget zu erfüllen. Das an die Adresse der ÖVP, wo immer besonders darauf geachtet wird, dass das Budget erfüllt wird. Wir haben in unserem Budget einen Rahmen von 5,2 Millionen EUR für diese Off-Szene, und wir haben das in Tranchen beschlossen. Wir haben im September 2007 1,5 Millionen EUR beschlossen, wir haben im Dezember 2007 2 Millionen EUR beschlossen, im Mai 2008 zirka 1,2 Millionen, und um auf dieses Budget zu kommen, beschließen wir heute noch 540 000 EUR. 

Das ist der Rahmenbetrag, auf Grund dessen die Jury arbeitet, und es ist eine Unterstellung, Kollege Stefan, wenn Sie der Jury, die unabhängig ist, Parteilichkeit vorwerfen, nur weil sie vielleicht halt nicht so entscheidet, wie Sie sich das wünschen würden. Aber wir haben ja durch die Theaterreform, von der Sie sogar noch gesagt haben, das war ein Schritt in die richtige Richtung, seinerzeit die Weichen gestellt, indem wir gesagt haben, die Stadt hat die Aufgabe, das Geld zur Verfügung zu stellen, und wir möchten gerne, dass unabhängige Gremien bestimmen, wer dieses Geld bekommen soll.

Die freien Gruppen sind verunsichert, wenn sie nicht wissen, ob sie überhaupt etwas kriegen oder nicht, obwohl sie von der Jury empfohlen wurden, denn das ist der Grund für diesen Rahmenbetrag. Aber ich habe da schon sehr oft und sehr lange darüber gesprochen, und ich habe es jetzt aufgegeben, den Kollegen das noch einmal zu erklären. Ich habe ja gehört, dass Kollege Stefan in den Nationalrat wechselt, also habe ich vielleicht in nächster Zeit Gelegenheit, einen neuen Kollegen oder vielleicht noch lieber eine neue Kollegin einzuschulen. Vielleicht versteht die dann unsere Vorstellungen von den freien Gruppen.

Jetzt möchte ich aber auf die Anträge zu sprechen kommen, und zwar zuerst zu dem, der die Kontrolle betrifft. Sie verlangen in diesem Beschlussantrag, dass der amtsführende Stadtrat ersucht wird, Möglichkeiten zu prüfen, eine begleitende Kontrolle bei der Verwendung und ordnungsgemäßer Abrechnung der Subventionsgelder einzurichten. 

Es ist nicht mehr notwendig, den Herrn Stadtrat zu bitten, dass er etwas prüft, sondern der Herr Stadtrat hat ganz im Gegenteil schon seit längerer Zeit extra eine Mitarbeiterin der MA 7 dafür abgestellt, dass sie die laufenden Abrechnungen und die Vergaben prüfen soll. Das heißt, wir brauchen diesen Antrag nicht, er ist bereits erfüllt.

Der zweite Antrag: die Kabarettszene. Ich möchte vorausschicken, dass wir diesem Antrag zustimmen, weil wir natürlich wollen, dass es der Kabarettszene gut geht, aber es ist ja nicht so, dass die Stadt für die Kabaretts bis jetzt nichts getan hat. Wir waren zwar alle der Meinung, dass die Kabaretts ohne Subventionen arbeiten sollen, aber haben bei Bedarf immer geholfen, vorwiegend mit Investitionszuschüssen. Wir haben zusätzlich zwischen dem Jahr 2005 und 2008 mit über 2 Millionen EUR Kabaretts in verschiedenster Form gefördert. Die Kulisse hat – anders, als es dargestellt wurde – seit 2006 100 000 EUR bekommen. 

Das heißt also, wir tun gerne weiter, denn die Kabarettszene wird immer griffiger, je schlimmer Sie – wie soll ich das ausdrücken, damit ich keinen Ordnungsruf bekomme –, also die Kabarettszene wird leben in der nächsten Zeit, wenn man daran denkt, wie sich der Nationalrat zusammensetzen wird, und deswegen unterstützen wir den Antrag betreffend Förderkonzept für die Kabarettszene.

Außerdem bitte ich wieder einmal und zum wiederholten Male – ich muss einmal zählen, wie oft das war, vielleicht habe ich ein rundes Jubiläum –, dass Sie sich einmal dazu durchringen, den Rahmenbeträgen zuzustimmen, denn das dient wirklich den Künstlern, und niemand von uns steckt sich irgendetwas in die Tasche. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Mir liegt jetzt keine weitere Wortmeldung mehr vor. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. – Sie verzichtet darauf. Damit kommen wir zur Abstimmung über das Geschäftsstück. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Ich stelle die Zustimmung fest bei der SPÖ. Damit ist der Antrag der Berichterstatterin mehrstimmig angenommen. 

Ich habe nun noch zwei Zuweisungsanträge der ÖVP. Ich lasse zunächst jenen betreffend begleitende Kontrolle, widmungsgemäße Verwendung von Subventionsgeldern im Kultur- und Wissenschaftsbereich abstimmen. Die Zuweisung ist beantragt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung fest bei ÖVP, FPÖ und den Grünen. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Ich komme nun zum Zuweisungsantrag Erstellung eines Förderkonzepts für die Wiener Kabarettszene. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich die Zustimmung von allen vier Fraktionen fest. Damit ist die Zuweisung einstimmig beschlossen.

Postnummer 26, Subvention an den Verein Depot, Verein zur Förderung der Diskurskultur in der Gegenwartskunst. Wortmeldung liegt mir nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer ist dafür? – Es gibt die Zustimmung von SPÖ und den Grünen. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 28, Subvention an die Technische Universität Wien. Berichterstatterin ist GRin Mag Straubinger. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Danke schön. Zu Wort gelangt Frau GRin Smolik.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ganz kurz. Mit diesem Geschäftsstück soll die Technische Uni Wien mit einer Stiftungsgastprofessur beziehungsweise mit einer Aufteilung mehrer Stiftungsgastprofessuren über vier Jahre betraut werden. Prinzipiell finden wir es gut, wenn es Stiftungsgastprofessuren gibt, ich halte nur den Weg für einen falschen, denn unserer Meinung nach müssen die Universitäten genügend Mittel von Bundesseite bekommen, um ihre Professorenstellen, ihre wissenschaftliche Arbeit und auch die Lehre zu finanzieren. Das ist nicht so. Das haben wir in den letzten Jahren gemerkt, dass die Universitäten immer weniger Geld bekommen. Wir haben das auch immer kritisiert, hier wie im Nationalrat, und es kann nicht sein, dass die Stadt Wien jetzt quasi die Aufgaben des Bundes übernimmt und Professuren finanziert, auch wenn sich jene mit Stadtkultur und öffentlichem Raum beschäftigen. Es gibt noch viele andere Institute, die sich ebenfalls mit Themen beschäftigen, die die Stadt betreffen. Da könnten wir sehr viele Professuren bezahlen. 

Dass jetzt die TU in den Genuss kommt, eine Förderung für die Stiftungsgastprofessuren zu erhalten, ist für uns nicht einzusehen, nämlich dass genau jene finanziert werden, andere nicht. Abgesehen davon, dass die Universitäten offensichtlich unterschiedlichen Zugang zu den Fördergebern haben. Es gibt Universitäten oder Institute, wie zum Beispiel auch das Publizistikinstitut, die über gute Kontakte zur Stadt verfügen, die auch Professuren bräuchten, die aber diesen Weg nicht wählen, den offensichtlich die TU hier gewählt hat und mit dem sie versucht, hier an Ressourcen zu kommen. 

Für uns braucht es eine öffentliche, gut ausgestattete Universität und nicht ein Einspringen der Stadt, wenn der Bund versagt. Deswegen werden wir diesem Geschäftsstück nicht zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Mir liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Das Schlusswort hat die Frau Berichterstatterin.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Hier auch ganz kurz, denn es ist sozusagen eine altbekannte Position der Frau GRin Smolik. 

Wissenschaftspolitik ist an sich Bundessache, aber die Stadt macht sehr viel im Bereich der Wissenschaft, weil wir es auch als unsere Verantwortung sehen, weil es für die Stadt auch sehr wichtig und wesentlich ist. In diesem Fall geht es um eine Stiftungsprofessur zum Thema Stadtkultur und öffentlicher Raum an der Fakultät für Architektur und Raumplanung. Das hat natürlich sehr viel mit der Stadt zu tun. 

Es geht bei der Stiftungsprofessur auch darum, dass es eine Auseinandersetzung gibt mit den Fragen der Öffentlichkeit in Wien, aber auch in anderen europäischen Metropolen, und vor allem geht es auch darum, dass eine Stiftungsprofessur eine Art Transferstelle sein soll, die einen Know-how-Austausch mit der Stadt vornehmen und Fragen der Urbanität, des öffentlichen Raums noch stärker organisiert bündeln und mit der Stadt austauschen soll. 

Ich glaube, das ist eine sehr gute Idee, eine gute Einrichtung, die für die Stadt etwas bringt. Sollte sozusagen auch der Bund einmal bereit sein, hier zusätzliche finanzielle Mittel für solche Projekte, für solche Stiftungsprofessuren in die Hand zu nehmen, dann sind wir natürlich auch nicht traurig darüber. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wer ist für den Antrag der Frau Berichterstatterin? – Ich stelle die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 10 der Tagesordnung: Sachkrediterhöhung für den Ausbau der „Messe Wien Neu". Berichterstatter ist Herr GR Ekkamp. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zur Postnummer 10.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Danke. Es hat hier mehrere Streichungswünsche und Reihungswünsche und neue Wortmeldungen gegeben. Ich teile mit, dass ich jetzt folgende Reihenfolge habe: Maresch, Gretner, Madejski, Neuhuber. Nur dass man sich darauf einstellen kann. 

Ich erteile jetzt das Wort Herrn GR Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Wir werden diesem Geschäftsstück nicht zustimmen, und zwar aus gutem Grund. Es ist im Grunde genommen die Besieglung oder das Ende des 21ers. Jetzt kommen die Schienen raus aus der Ausstellungsstraße, jetzt kommen die Schienen raus aus dem Elderschplatz, und das war's dann. 

Ich möchte nur kurz ein paar Worte verlieren an den rühmlichen oder vielmehr unrühmlichen Ausgang der Geschichte. Es hat ja einen Mehrheitsbeschluss in Richtung einer Abstimmung der Betroffenen im Bezirk gegeben, dann hat die ÖVP dieses Bündnis verlassen und hat sich mit der SPÖ darauf geeinigt, dass sich mit einem kleinen Antrag oder mit einem kleinen Autobus oder einer kleinen Verbesserung die Geschichte erledigen lässt. Die Rechnung haben die beiden Parteien bezahlt. Die SPÖ hat ein exorbitantes Minus von 7,5 Prozent in der Leopoldstadt hingelegt. Nicht ohne! Das übertrifft sogar das Minus im ganzen Wiener Durchschnitt. Aber man sollte vielleicht einmal nachdenken, ob das wirklich so klug war. Die Grünen haben letztendlich ein Plus im 2. Bezirk, zwar ein kleines, aber immerhin ein Plus. Sie liegen im 2. Bezirk besser als der Durchschnitt in Wien. Das wird wohl darauf zurückzuführen sein, dass wir im 2. Bezirk eine bessere Verkehrspolitik gemacht haben als die SPÖ. 

Also noch einmal: 21er-Schienen raus, und dann kommt eine kleine Autobahn, auf der dann in Wirklichkeit die Leute drei- oder vierspurig ein bisschen schneller fahren können. Das lehnen wir zunächst einmal ab. Das ist einmal das Erste. 

Das Zweite ist: Wenn ich mich nicht täusche, sind auch die Radwege wieder dort, wo sie normalerweise nicht sein sollten, nämlich nicht fahrbahnseitig, sondern weiter drinnen. Es gibt immer wieder Probleme bei Kreuzungen, bei Rechtsabbiegern. 

Also wie gesagt, noch einmal: Wir lehnen dieses Geschäftsstück ab. 

Ich möchte aber dieses Geschäftsstück zum Anlass nehmen, einen Antrag einzubringen, der einen Missstand beheben soll, und zwar im 22. Bezirk. Es geht um den 26A. Beim 26A ist es so, dass nach der Hauptverkehrszeit nicht jeder Kurs nach Groß-Enzersdorf gefahren wird. Für viele Leute heißt es dann aussteigen an der Gunterstraße, an der Stadtgrenze, und dann warten sie einmal 20 Minuten auf den nächsten Bus. 

Ich finde das irgendwie völlig bizarr, wenn man sich überlegt, dass die Stadt Wien gleichzeitig ja immer der Meinung ist, es muss sozusagen der Modal-Split ins Umland verbessert werden. Ich möchte nur noch einmal in Erinnerung rufen, der ist spiegelverkehrt zum Wiener Modal-Split, wo die Stadt Wien immer so stolz darauf ist, dass bei uns viel mehr Leute, auch wir selbst, mit den Öffis fahren als mit dem Auto, aber ins Umland ist es genau umgekehrt. Und gerade in der Donaustadt ist es noch einmal ärger. 

Deswegen halten wir es für dringend notwendig, dass jeder Bus des 26A nach Groß-Enzersdorf fährt, und deswegen unser Beschlussantrag – ich lese ihn noch einmal vor:

„Die Frau amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird ersucht, sich in Verhandlungen mit den Wiener Linien und dem Land Niederösterreich dafür einzusetzen, dass der 26A nicht mehr kurzgeführt wird, sondern alle Kurse in Groß-Enzersdorf ihre Endstation haben, und dafür auch die notwendigen finanziellen Mittel bereitzustellen.

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke.“ 

Also noch einmal: Ich möchte Sie daran erinnern, dass Lippenbekenntnisse eines sind, aber in Wirklichkeit den Bus nur bis zur Guntherstraße zu führen, ein anderes. Wir selbst haben vor Kurzem eine Aktion gehabt da draußen und haben einen Bus fahren lassen in der Zeit, in der die Wiener Linien ihren Bus nur bis zur Guntherstraße geführt haben. Es war übrigens auch ein Bus, der der Stadt Wien gehört hat, und zwar von den Wiener Lokalbahnen, und die sind im Besitz der Stadt Wien. 

Es war nicht so, dass ein böser Privater es gemacht hat, sondern die Wiener Lokalbahnen, und wenn die GRÜNEN für kurze Zeit da einige Passagiere hinbringen – und der Bus war eigentlich fast immer voll, mit dem wir gefahren sind -, dann müsste die Stadt Wien ja eigentlich durchaus bemerken, dass vielleicht doch weniger Leute mit dem Auto über die Landesgrenze nach Wien hereinfahren, die bei uns nicht nur die Gegend verstellen, sondern auch die Luft etwas mehr verpesten. Und wir glauben - im Sinne einer Verbesserung des Modal-Split -, dass es so in Wirklichkeit schon besser wäre.

Also, wie gesagt, noch einmal: Werbung für unseren Antrag. Und wie gesagt, noch einmal: Es hat sich wohl gerächt, den 21er so zu verraten. Deswegen auch die Niederlage der ÖVP und der SPÖ in der Leopoldstadt. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm. (GR Dr Herbert Madejski: Jetzt schon?)

Die Frau GRin Gretner hat sich streichen lassen, das ist der Grund. (GR Dr Herbert Madejski: Schade!)

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Stadtrat! Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter!

Wäre die Österreichische Volkspartei nicht bei der Linienführung des 21ers hier umgefallen und hätte sich hier nicht mit der SPÖ verbündet, hätten wir vielleicht eine Chance gehabt, wenn auch nur eine geringe, aber wir hätten sicher eine Chance gehabt, das vielleicht zu erhalten. Da das aber nicht passiert ist, muss man auch als Politiker - auch wenn es schwer fällt - Realitäten anerkennen und diese Realitäten haben wir anerkannt, und man muss auch Ersatzlösungen anbieten, ob sie uns gefallen oder nicht gefallen, die sind einmal hier.

Und aus diesem Grunde werden wir jetzt der Position Nummer 10, dem Tagesordnungspunkt 10, womit die Verkehrsinfrastruktur im Bereich Messe Wien Neu Neu gestaltet werden soll, dieser Sachkrediterhöhung, zustimmen. 

Wir werden selbstverständlich auch dem Antrag der GRÜNEN auf die Nicht-mehr-Kurzführung des 26A, also zur Verlängerung seiner Linienführung, zustimmen, weil das auch im Sinne der Bürgerinnen und Bürger ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Verkehrsinfrastruktur im Bereich oder Verkehrsinfrastruktur überhaupt, was gehört da dazu: Unter anderem gehören Fußgeherzonen dazu, selbstverständlich. Auch eine Fußgeherzone gehört zu einer Verkehrsinfrastruktur dazu, und es wird heute noch ein Kollege der Sozialdemokraten hier einen gemeinsam mit uns gefassten Beschlussantrag einbringen, dass hier bei der Finanzierung der wichtigsten Fußgeherzone in Wien eine neue Regelung greifen soll, die dringendst notwendig ist. 

Das Ergebnis der Dezentralisierung ohne Mittel, so würde ich es einmal nennen, meine Damen und Herren, sehen wir bei den Schulsanierungen, wir sehen es bei den Parkanlagen, wir sehen es bei den Straßen, für welche die Bezirke verantwortlich sind, und wir sehen es unter anderem bei den jetzt schon bestehenden Fußgeherzonen in Wien. 

Jedes Jahr steigt die Anzahl jener Bezirke, die mit Minus bilanzieren und jedes Jahr kommen ein oder zwei Bezirke dazu, die sich verschulden und dann in der Liste hier aufsteigen, von den positiv bilanzierenden in die negativ bilanzierenden, meine Damen und Herren, und dadurch ihre eigenen bezirksspezifischen Aufgaben, die vielleicht kleinräumig seien, aber für die Bevölkerung gut wären, überhaupt nicht mehr erfüllen können. 

Daher sind so große Brocken wie Sanierungen von Fußgeherzonen überhaupt nicht aus dem Bezirksbudget, egal, mit welchem bisherigen Schlüssel, finanzierbar.

Meine Damen und Herren, daher müssen wir in Zukunft die Zuweisungsschlüssel, die Anteile, bei der Dotation aus dem Zentralbudget in die Bezirke neu überlegen. 

Das betrifft die Schulen, und es kommt darauf an, ob ein Bezirk ein Schulbezirk ist, ob er viele Grünflächen zu erhalten hat, ob er Ampelanlagen hat, viele Kreuzungen, bezirkseigene Straßen und Fußgeherzonen, meine Damen und Herren. Fußgeherzonen sind ein Sittenbild, sind ein Spiegelbild der Gemeinde und der Bezirke, was die Bezirks- und die Stadtwirtschaft, aber auch die Gesellschaftspolitik betrifft. Dort kann man ablesen, wie es in einer Stadt, wie es in einem größeren Sprengel, wo es kleinere Fußgeherzonen auch gibt, oder wie es im Bezirk ausschaut.

Meine Damen und Herren, diesem Antrag, den wir hier gemeinsam einbringen, wird unverständlicherweise die Österreichische Volkspartei nicht zustimmen - wenn das richtig ist, was ich gehört habe - und die Grüne Fraktion ist nicht darauf eingegangen, wird aber, soweit ich informiert bin, hier auch zustimmen. 

Hier gibt es zwei Besonderheiten, auf die ich schon großen Wert lege, weil sie ganz wichtig für die Zukunft dieser Stadt sind. Meine Damen und Herren, das erste ist die Begrenzung von 5 000 m² aufwärts. Das heißt, wenn Sie heute diesem Antrag zustimmen, liebe Freunde auch von der Österreichischen Volkspartei, dann wird in Zukunft der neue Schlüssel 90 zu 10 sein. Das ist ein Schlüssel, den es in Wien bei Schulen immer schon gegeben hat, diese 90 zu 10, und den es auch in anderen Bereichen gegeben hat, wo die Stadt nur abgewichen ist auf 60 zu 40. Das war ja auch ein Grund, dass die Bezirke durch diese Schulsanierungen so verschuldet sind. 

Das Nächste ist in jenen Bezirken gegeben, die Fußgeherzonen haben und diese sanieren müssen. Es steht eine ganz rasch vor der Türe, das ist die in Favoriten, und die zweite in Meidling steht ebenfalls in den nächsten zwei bis drei Jahren an. Ich weiß das selber, weil ich dort im Umfeld wohne. Für diese 5 000 m², also ab 5 000 m², wenn in Zukunft ein Bezirk Fußgeherzonen plant, und wenn die Verkehrsplanung, die Stadtplanung, das hier so vorsieht und wir einer Meinung sind, dass in einem Bezirk eine Fußgeherzone kommen soll, zum Beispiel in Aspern - es könnte ja sein, dass im neuen Ortsteil oder im neuen Stadtteil, Entschuldigung, Stadtteil Aspern, es könnte aber auch sein, falls es überhaupt jemals in Rothneusiedl zu einem Stadtteil kommt, dass es dort Flächen gibt, Fußgeherzonen, die über 5 000 m² oder ab 5 000 m² positioniert werden, dann gilt auch der Schlüssel, wenn Sie diesem Antrag heute zustimmen würden, dass nämlich die Stadt jetzt 90 Prozent und der Bezirk nur mehr 10 Prozent zu bezahlen hat, und das ist eine doch erkleckliche Erhöhung gegenüber 80 zu 20 oder 60 zu 40.

Warum sage ich 80 zu 20? Es kann doch nicht sein, dass hier ein Bezirk, auch wenn er ein geringes Budget hat, meine sehr geehrten Damen und Herren, das sehe ich ja alles ein, weil er nicht ausreichend dotiert ist, weil er nicht gerecht dotiert ist, der 1. Bezirk, es kann aber nicht sein, dass wir in jedem Bezirk jede Fußgängerzonen-Sanierung mit eigenen Verträgen, mit eigenen Verhandlungen hier, finanzieren. Das wäre ungerecht, meine Damen und Herren. 

Gerecht ist, eine einheitliche Lösung darüber zu stülpen und wir glauben, dass hier durch diesen Antrag, den der Kollege der Sozialdemokratie dann einbringen wird, hier eine durchaus sinnvolle, wenn auch nicht optimale – ja, was ist schon optimal -, aber eine maximale Lösung hier gefunden wurde, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.)
Und wenn wir alle nicht wollen, dass von den Bezirken in den nächsten Jahren einer nach dem anderen in die Schuldenfalle tappt, sodass es am Schluss nur mehr ums Ranking geht, wer am meisten verschuldet ist, meine Damen und Herren, dann müssen wir uns, was ich zuerst gesagt habe, in den nächsten Monaten sachpolitisch, fachlich qualifiziert, innerhalb der Fraktionen überlegen, und uns dann übergreifend unterhalten, wie wir die Bezirke dotieren, wie wir die Dezentralisierung gestalten, dass sie überhaupt noch Sinn macht, meine Damen und Herren. Um das werden wir nicht umhin kommen. Und nicht umsonst stehen in dem Antrag natürlich auch die Favoritner Fußgeherzone und die Meidlinger Fußgeherzone neben der Fußgeherzone in der Kärntner Straße und Graben hier im Text. 

Warum: Die beiden Bezirke Favoriten und Meidling haben einen Spitzenplatz, was nämlich das Ranking der verschuldetsten Bezirke in Wien betrifft. So weit ich mich erinnern kann, ist Meidling der drittgrößte verschuldete Bezirk und Favoriten, glaube ich, steht noch ein bisschen über uns, meine Damen und Herren, die könnten sich demnach überhaupt keine Sanierung mehr leisten. 

Und, meine sehr geehrten Damen und Herren, daher macht dieser Antrag wirklich Sinn, Sinn für die Bezirke, Sinn für die Wirtschaft, Sinn für die Arbeitsplätze und Sinn für den Tourismus. Das ist gar keine Frage, und ich darf Sie daher alle noch einmal herzlich einladen, insbesondere die Kollegen der Österreichischen Volkspartei, dem zuzustimmen und sich hier nicht von der Stenzel am Bandel ziehen zu lassen. Das sind eigene Interessen, ich wüsste nämlich nicht im 1. Bezirk, wo man noch unter 10 Prozent gehen sollte. Es heißt ja nicht, dass die Frau Stenzel das Geld erstens aus ihrer eigenen Tasche nimmt, sondern sie kriegt es sowieso vom Zentralbudget – wenig, aber doch -, aber das muss sie ja nicht auf einmal zahlen, da kann man durchaus Verhandlungen führen, meine Damen und Herren. Auch das kann man in Zukunft hier in einer neuen Dezentralisierungsfinanzierung aufnehmen, dass, wenn ein Bezirk einen gewissen Verschuldungsgrad hat, man auch gewisse Schulden ans Zentralbudget zum Beispiel, wie es im Geschäftsleben oder Privat normal und üblich ist, auf einen längeren Zeitraum aufteilt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie sehen, die FPÖ ist natürlich trotz Wahlkampfes nach dem Wahlkampf am ersten Tag immer wieder für sachliche Zusammenarbeit, für sachliche Politik zu haben. 

Meine Damen und Herren. Wir brauchen keinen zweijährigen Wahlkampf. Den hat Bgm Häupl hier eröffnet, und, meine Damen und Herren, wir sind bereit, wenn der Bürgermeister das will. Das müssen wir zwar nicht unbedingt haben, aber wenn er es will, meine Damen und Herren, dann machen wir einen kurzen Wahlkampf, lösen wir dieses Haus auf, Herr Bürgermeister, unsere Stimmen haben Sie genauso wie zu diesem Antrag. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Neuhuber. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich fange, weil es ja hier um einen Infrastruktur-Tagesordnungspunkt geht, mit einem weiteren Thema an, das nicht direkt mit der Kärntner Straße zu tun hat, und da geht es um die Schulen, die sind ja schließlich auch aus dem Bezirksbudget, was die Sanierungen betrifft, zu bezahlen und erlaube mir, mit meinem Kollegen Wolfgang Aigner und Kollegin Anger-Koch einen Beschlussantrag einzubringen, der da lautet: 

„Die amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird in Zusammenwirkung mit der amtsführenden Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport ersucht, ein auf vier Jahre angelegtes und zur Gänze von der Stadt Wien finanziertes Sonderbudget für Generalsanierungen, Sanierungen und laufenden Betrieb von Pflichtschulen im Ausmaß von 1 Milliarde EUR zu erstellen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP) 

Ich komme von den Schulen jetzt zu einem anderen Bezirksthema, das Kollege Madejski hier schon angesprochen hat, nämlich die Sanierungen der Fußgängerzonen, insbesondere die der Fußgängerzone Kärntner Straße. 

Also, Kollege Madejski, wenn das gerecht ist, dass die Hälfte, jetzt immer noch die Hälfte, eines Jahresbudgets des 1. Bezirks für die Sanierung der Kärntner Straße draufgeht, dann haben wir eine unterschiedliche Wahrnehmung, was Gerechtigkeit sein soll, nur um einmal die Kirche im Dorf zu lassen. Nach dem alten Vorschlag, der vom Herrn StR Schicker kam, eine 80 zu 20-Regelung, die bis vor Kurzem auf dem Tisch lag, hätte das praktisch bedeutet, dass der Bezirk ein ganzes Jahresbudget für die Sanierung ausgibt. Das kann sich aber nicht ausgehen, und auch wenn man das auf ein paar Jahre aufteilt, drei Jahre, fünf Jahre, was auch immer, das ist nichts anderes als die Ausdünnung, das Zur-Ader-Lassen eines Bezirks in finanzieller Hinsicht. 

Wenn man es ernst nimmt mit der Dezentralisierung und auch will, dass die Bezirke Aufgaben übernehmen, egal, ob die Schulsanierung, die Straßensanierung oder die Renovierung von Fußgängerzonen, dann muss man sie auch mit den entsprechenden Mitteln ausstatten. Und da bin ich jetzt bei dir, ja, da bin ich jetzt bei dir, darüber ist in diesem Haus dringendst zu reden, weil das ist momentan eine Scheindezentralisierung, was hier gespielt wird. 

Was den 1. Bezirk betrifft, meine Damen und Herren: So weit wären wir ja gar nicht mehr möglicherweise von einer Regelung entfernt. Wie gesagt, die 10 Prozent sind noch immer hart, noch immer die Hälfte eines Jahresbudgets, aber man hätte mit uns als ÖVP hier darüber diskutieren können, wenn es wenigstens eine Deckelung gegeben hätte. Das wäre einmal eine Grundvoraussetzung. 

Warum? Wir haben jetzt 18,6 Millionen veranschlagt, aber wir sind jetzt schon weiser geworden. Wenn ich mir so den Prater-Vorplatz anschaue, wie teuer der geworden ist, nun ja, was weiß man, wie teuer die Kärntner Straße-Sanierung dann in letzter Konsequenz noch werden könnte. Bei 27 Millionen, hätten wir 10 Prozent, dann wären es für den Bezirk schon 2,7 Millionen. Also, man wird wachsam in diesem Haus, und deshalb hätten wir uns - meine Damen und Herren von Grün und FPÖ, ich verstehe deshalb ja auch nicht, dass Sie dem in dieser vorgelegten Form zustimmen - zumindest eine Deckelung gewünscht, dass man sagt, bei den 10 Prozent von 18,6 Millionen wird ein „Cap“ eingezogen, es wird also der Betrag eingefroren. So, das wäre der erste Punkt gewesen. 

Zweitens einmal ist auch die Klarstellung wichtig, dass es sich um ein Gesamtprojekt Kärntner Straße – Stock-im-Eisen-Platz – Graben und Stephansplatz handelt und nicht auch dann auch vielleicht etwas über die 18,6 Millionen dazukommen würde. Dass es ein zinsenfreies Darlehen ist, das, glaube ich, über einige Jahre aufgeteilt wird, über das könnte man durchaus Konsens herstellen. Und was ich auch vermisse, ist letzten Endes, dass man über die Gesamtgestaltung offensichtlich gar nicht mehr reden will. Auch da ist der Bezirk und sind die Bezirksparteien zum Teil anderer Meinung. Es hat einen Wettbewerb gegeben, richtig, aber ich glaube nicht, dass der Bezirk mit allem, was aus diesem Wettbewerb hervorgegangen ist, insbesondere was die Möblierung betrifft, so happy ist. Da sind ja noch nicht alle Details geklärt. 

Also, ich denke, auch das wäre zu diskutieren und nicht jetzt in einem Persilschein a priori schon alles freizugeben. Und am meisten wundert mich, ehrlich gesagt, dass es erst vor kurzer Zeit einen Antrag im Bezirksparlament gegeben hat, auch von GRÜNEN und Freiheitlichen mitunterstützt, sowie von der ÖVP, der ganz andere Zahlen vorgesehen hat. Ich nehme einmal an - du nickst – (In Richtung GR Dr Herbert Madejski.) also ihr kennt ihn zumindest, die Grünen werden ihn auch kennen, nehme ich einmal an. Also, das ist auch ein klares Overrulen eurer Bezirksorganisationen. Wir nehmen zur Kenntnis, dass euch, genauso wie der SPÖ, die Dezentralisierung, die Bezirksorganisationen, nicht wichtig sind. Und das ist der Grund, wieso wir diesen Antrag hier heute ablehnen. Allerdings in der Hoffnung – und das sage ich auch dazu, denn es gibt am Freitag noch einmal hier ein Gespräch, glaube ich, zwischen dem Bezirk und dem Herrn Stadtrat -, dass man in dieser wichtigen Frage für den Bezirk und für ganz Wien zu einer gütlichen Einigung kommt. Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr Dipl-Ing Margulies. Ich erteile es ihm. 

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Kollege Neuhuber, ich kann Sie beruhigen, wir stimmen nach Rücksprache mit unserer Bezirksgruppe im 1. Bezirk zu. Es stimmt natürlich, dass sie den Antrag im 1. Bezirk unterstützt hat, denn ihr ist lieber so ein Beschluss als überhaupt kein Geld, und aus diesem Grund hat uns unsere Bezirksorganisation ersucht, zuzustimmen. (Beifall von den GRen Dr Herbert Madejski und Anton Mahdalik.) Mir ist nur wichtig, sozusagen darauf hinzuweisen. 

Der nächste Punkt, und insofern werde ich mich auch auf die Frage Fußgängerzone beziehungsweise prinzipiell Dezentralisierungsbudget beschränken, denn wir haben auch bei uns im Klub natürlich angesichts der Notwendigkeit darüber nachgedacht. Ich meine, bei der Kärntner Straße sieht man, das übersteigt sowieso jedes Bezirksbudget, aber es gibt ja im Bereich der Dezentralisierung mehrere Bereiche in der Kompetenz der Bezirke, wo immer wieder gesagt wird, nein, wir haben kein Geld. 

Und das ist eigentlich dasjenige, was uns doch einige Zeit hat nachdenken lassen, ob wir diesem Antrag jetzt zustimmen sollen, denn momentan läuft die Evaluierung der Dezentralisierung, und diese sollte in Wirklichkeit seit gut drei Monaten abgeschlossen sein. Dann haben wir gemeinsam gesagt, auf Grund der EURO und auf Grund anderer terminlicher Schwierigkeiten gehe es sich nicht aus bis Ende Juli, aber im August erhält jede Fraktion, schon zum Vorberaten einmal, einen Abschlussbericht, damit wir das dann gemeinsam diskutieren können.“ 

Jetzt haben wir Ende September, der Abschlussbericht liegt noch nicht vor, und der nächste Termin der Evaluierungskommission ist, wie gesagt, am 21. Oktober oder am 23. Oktober. Was mich jetzt tatsächlich wundert, ist, es gibt viele Bereiche, wo wir gesagt haben, wir schauen uns das an. Es wurde ja auch schon vom Bürgermeister durch die Blume im Sommer gesagt: „Ja, es wird mehr Geld für die Bezirke geben.“ Wieso dann in so einem Fall nicht einmal die Ergebnisse der Dezentralisierungskommission abgewartet werden, sondern einfach – und da hat man dann plötzlich das Geld - gesagt wird, okay, 90 zu 10, 90 Prozent Stadtbudget, 10 Prozent Bezirksbudget. 

Jetzt sind wir froh über diese Entlastung der Bezirksbudgets und man muss bei der Kärntner Straße bedenken - und es wird auch auf die Favoritenstraße und auf die Meidlinger Hauptstraße zutreffen -, dass sich ein Teil der Bezirksgelder nach Arbeitsstätten richtet, und da sind Fußgängerzonen ein durchaus spannender Teil, sozusagen relativ kleinräumige Arbeitsstätten. Die Bezirke profitieren ja auch davon, wenn Fußgängerzonen wieder sinnvoll, schön, neu hergerichtet, gestaltet werden und deshalb ist tatsächlich ein bisschen ein Selbstbehalt auf der Bezirksebene durchaus zumutbar. 

Aber ganz bewusst habe ich auch in der Wortwahl diesmal versucht, auf ein anderes wichtiges, oder zumindest ebenso wichtiges Thema hinzuweisen wie die Fußgängerzonen, denn Wiens Pflichtschulen, sie stehen in unserem Antrag, sollen nicht nur ein Aushängeschild der Stadt sein, sondern sie sind vielmehr wichtige Bildungsinstitutionen. Diese große Bedeutung erfordert auch eine besondere Gestaltung und ein ansprechendes Design. Ich denke, die Begründung kommt Ihnen bekannt vor. Das im Jahr 2007 beschlossene Schulsanierungspaket soll diesem Anspruch auch Rechnung tragen, schlägt sich jedoch in deutlich höheren Kosten für die Bezirke nieder. Wie die aktuelle Diskussion um die Schulsanierung zeigt, sind Sanierungspakete dieser Art für die Bezirke alleine nicht leistbar und machen eine Unterstützung aus dem Zentralbudget notwendig. 

Also, eine Argumentation, die für Fußgängerzonen recht ist, sollte zumindest für die Schulen und für die Schüler und Schülerinnen in Wien ebenfalls billig sein. (Beifall bei den GRÜNEN.) Wir haben im 10. Bezirk - schauen wir uns einmal das Polytechnikum am Viktor-Adler-Markt an, also direkt neben dem Viktor-Adler-Markt - eine Schule, die von außen aussieht, als ob da wirklich seit 40 Jahren niemand irgendetwas getan hätte, und wir haben eine Schule, die schaut auch von innen aus, als ob seit 40 Jahren niemand was in dieser Schule getan hätte, (GRin Henriette Frank: Ja, das stimmt!) und das ist tatsächlich eine Schande, dass diese Schule nicht schon längstens saniert ist. Es gibt andere, moderne, polytechnische Schulen in Wien, wirklich neu gebaut, schön. Und dann haben wir im 10. Bezirk - aber vielleicht weil da tatsächlich in diesem Grätzel viele Arbeiter und Arbeiterinnen wohnen, vielleicht auch weil es viele Ausländer und Ausländerinnen, ausländische Kinder, Kinder mit Migrationshintergrund gibt, ich weiß es nicht - eine andere Schule. Warum lässt man genau diese eine Schule verfallen, sodass man sich geniert, wenn man diese Schule als Gemeinderat betritt und gefragt wird, warum macht ihr nichts, und dann noch hört, seit zehn Jahren versuchen wir eine Sanierung dieser Schule zu erreichen und jeder und jede, mit dem wir gesprochen haben, stelle sich taub. 

Sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ, mir ist die Fußgängerzone in der Kärntner Straße durchaus wichtig, mir ist auch eine Sanierung der Fußgängerzone in der Favoritenstraße durchaus wichtig, insbesondere deshalb, weil die letzte Sanierung ordentlich in die Hose gegangen ist. Aber mir sind die Schulen in Wien, insbesondere die seit mehr als einem Jahrzehnt auffälligen Schulen in Wien, für unsere Kinder mindestens ebenso wichtig. Und in dem Sinn sage ich ganz bewusst, auch weil das Ergebnis der Dezentralisierungs-Studie so lange hinausgezögert wurde, dass wir den Antrag stellen: 

„Der Wiener Gemeinderat möge beschließen, abgehend von der bisherigen Beschlusslage für das Schulsanierungspaket 2008 bis 2017, die Finanzierung verstärkt aus dem Zentralbudget bereitzustellen und zwar im Verhältnis 90 zu 10 Zentralbudget zu Bezirksbudget." 

Was uns für die Fußgängerzonen recht ist, sollte uns für unsere Schulen billig sein. 

Und abschließend noch eine Bemerkung: Kollege Tschirf ist, nachdem er unseren Antrag gelesen hat, zu mir gekommen und hat gesagt, wir machen auch was für die Schulen. Darauf habe ich gesagt, soll so sein, ist ja in Ordnung, wenn das als gute Idee gefällt. Aber ich habe gerechnet, es wird ein ähnlicher Antrag sein, wie wir ihn stellen. Ich halte es tatsächlich für vermessen, jetzt zu sagen, innerhalb der kommenden vier Jahre 1 Milliarde EUR auszugeben. Wir haben ein Schulsanierungspaket mit einem Gesamtvolumen von 600 Millio-
nen EUR beschlossen. Was in Diskussion war, ist der Verteilungsfaktor, wie viel soll aus dem Zentralbudget kommen, wie viel soll aus dem Bezirksbudget, aber ich habe damals von niemandem gehört, jetzt brauchen wir plötzlich 1 Milliarde auf 4 Jahre. 

Die ÖVP sollte ein bisschen vorsichtiger bei ihren Anträgen sein. Ich habe mir jetzt die Anträge der ÖVP aus dem letzten halben Jahr zusammengerechnet. Wir bräuchten mittlerweile - und das ist die Wirtschaftspartei, die ständig Senkungen, Senkungen, Senkungen verlangt - ein Wien-Budget von 13 Milliarden EUR jährlich, um die Wünsche der ÖVP zu befriedigen. Liebe ÖVP, mir sind die Fußgängerzonen ein Anliegen, mir sind die Schulen ein noch viel größeres Anliegen, aber wenn man so wie Sie und wie wir, zu Recht, die Frau StRin Laska kritisiert, dann darf man Wien nicht in Wirklichkeit in den Konkurs führen. Also bitte, überlegen Sie sich tatsächlich, ob das Sinn macht, rein populistisch immer höher zu lizitieren und Summen zu nennen, die vollkommen unrealistisch sind. 

In diesem Sinne ersuche ich um Zustimmung zu unserem Schulsanierungsantrag. Wir werden dem Antrag bezüglich finanzieller Aufteilung der Fußgängerzonen zustimmen. Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist GR Niedermühlbichler. Ich erteile es ihm. 

GR Georg Niedermühlbichler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Wir haben jetzt einiges Interessantes gehört und es geht zwar bei diesem Akt um den Messevorplatz, der aber, man kann durchaus sagen, eine Erfolgsgeschichte ist, und wo auch was weitergeht. Anders schaut es diesbezüglich in der Kärntner Straße und am Graben im 1. Bezirk aus. Und wenn Kollege Neuhuber sagt, dieser Antrag sei nicht weitreichend, 90 zu 10 sei für die Bezirke nicht leistbar, so muss ich dazu schon sagen, dass das jener Betrag ist, der mit der Frau Bezirksvorsteherin ja schon vereinbart war, nämlich zu den 80 zu 20 wären noch Leistungen dazugekommen, die die Stadt Wien übernommen hat, die ungefähr den 10 Prozent entsprechen, und wir als Gemeinderat der Stadt Wien werden natürlich die Vereinbarung einhalten. 

Was aber schon ein bisschen traurig stimmt, ist, dass wir uns jetzt als Gemeinderat damit befassen müssen, weil offensichtlich der Bezirk nicht in der Lage ist, dieses doch wichtige Thema zu erledigen. 

Ich erinnere daran, dass die Generalsanierung der Kärntner Straße ja schon weitaus länger ein Thema ist, nämlich schon seit meiner Zeit als Bezirksvorsteherstellvertreter. Da haben wir schon darüber diskutiert, und seit über zwei Jahren ist klar, dass die Kärntner Straße und der Graben generalsaniert werden müssen. Es hat eine Jury gegeben, in der auch Frau Bezirksvorsteherin Stenzel dabei war, es hat Wirtschaftlichkeitsbesprechungen gegeben, wo der Bezirk immer zugestimmt hat, und die Angelegenheit war eigentlich auf einem guten Weg. Es hat Gespräche mit den Kaufleuten gegeben, dass wir für diese wichtige Fußgängerzone auch eine Lösung finden, denn was wir nicht mehr wollen, ist diese alljährliche Baustelle, und wir wollen nicht mehr den alljährlichen Hürdenlauf. 

Und dann ist es passiert - und das wundert mich eigentlich nicht -, dass der Bezirk kurz vor Schluss gesagt hat, das gelte alles nichts mehr, alles retour, wir stimmen hier nicht mit. Und wenn Kollege Margulies davon gesprochen hat, so hat mich das ein bisschen bei diesem Vorredner verwundert, dass es hier nur um Zahlen gegangen ist. Es ist nur darum gegangen, kann sich der Bezirk das leisten, kann er es sich nicht leisten, können sich die Bezirke die Dezentralisierung leisten oder nicht. Wie Buchhalter seid ihr mir vorgekommen, aber hier bei der Kärntner Straße ist ein ganz besonders wichtiger Aspekt übersehen worden, nämlich die Bauzeit. Wir sind hier dazu verpflichtet - denn die Vorarbeiten werden ja schon gemacht, es ist ja schon eine Baustelle -, jetzt schnell zu handeln, und das tun wir heute mit diesem Beschluss im Gemeinderat, damit die Kärntner Straße rasch fertiggestellt werden kann, damit die Geschäftsleute dort und das Weihnachtsgeschäft nicht gestört werden, das Ostergeschäft nicht gestört wird, und dass wir nächstes Jahr zu Weihnachten mit dieser Einkaufsstraße, mit dieser Fußgängerzone, fertig sind. Das ist ganz wichtig, und daher brauchen wir heute den Beschluss, und daher war es auch nicht mehr möglich, weiter zu verhandeln. 

Und weil auch immer wieder gesagt wird, hier würden die Bezirke stiefmütterlich behandelt, oder die Bezirke müssten mit Jahresbudgets Großvorhaben decken. Da möchte ich schon daran erinnern, dass die Stadt Wien immer zu den Bezirken auch großzügig war. Wir haben auch schon ein Schulpaket gehabt mit 90 zu 10, wo auch zum Beispiel im 1. Bezirk die Renngasse generalsaniert wurde, und zwar erfolgreich generalsaniert wurde, und viele andere Schulen auch. Also, die Stadt Wien weiß um die Verantwortung, die sie auch gegenüber den Bezirken hat. 

Aber hier geht es darum, dass wir jetzt diesen Beschluss fassen müssen. Erfreulich ist, dass zwei weitere Bezirke, nämlich der 10. Bezirk und der 12. Bezirk, hier auch in den Genuss dieser Regelung kommen, und ich bedanke mich auch bei jenen Fraktionen, die diesem Antrag zustimmen und hier Vernunft zeigen. 

Einen Seitenhieb auf den 1. Bezirk und auf Frau Stenzel kann ich mir allerdings nicht verkneifen. Denn dass im 1. Bezirk nichts weitergeht, wundert mich nicht, denn das Problem von Ursula Stenzel ist ja hier nicht, dass sie mit der Stadt Wien nicht verhandeln kann, wir haben immer wieder Gespräche geführt, es hat Vereinbarungen gegeben, und bezüglich der Handschlagsqualität der Frau Bezirksvorsteherin haben wir schon vor zwei Jahren zur Kenntnis nehmen müssen, dass diese nicht die größte ist, aber wenn ich mir anschaue, wie innerhalb des Bezirkes, innerhalb der ÖVP-Fraktion gestritten wird - und da darf ich schon zitieren, dass der Vorsitzende des Finanzausschusses, der auch wesentlich für diesen Akt zuständig ist, und der auch der Bezirksvorsteher-Stellvertreter ist, nämlich Mag Mag Markus Figl, an die Mitglieder des Finanzausschusses folgende E-Mail verschicken musste, und ich zitiere: „Da die Büroleitung die Unterlagen heute nicht mehr ausschicken wollte, darf ich Ihnen die Einladung zur kommenden Sitzung des Finanzausschusses sowie das Protokoll der letzten Sitzung übermitteln.“ 

Das heißt, der Vorsitzende des Finanzausschusses, Bezirksvorsteher-Stellvertreter muss selbst die Einladung und die Unterlagen ausschicken, weil sich das Büro der Bezirksvorsteherin einfach weigert. (GRin Nurten Yilmaz: Das ist banal!) Und dann muss ich sagen, dass das ja nicht eine Einladung zur Fraktionssitzung war, sondern dass es hier um eine Finanzausschusssitzung gegangen ist, und dass sich die ÖVP auch nicht scheut, so eine 
E-Mail an alle Fraktionen zu schicken, und es damit öffentlich macht. Ich sehe das als Hilfeschrei, auch des Vorsitzenden des Finanzausschusses, um damit die Unterstützung des Büros der Bezirksvorsteherin zu erreichen. 

Eine zweite E-Mail, kurz darauf folgend, wieder von Mag Figl an alle Mitglieder des Finanzausschusses geschickt, und ich zitiere: „Soeben stelle ich mit großem Erstaunen fest, dass der Nachtrag des Finanzausschusses verschickt wurde, ohne mit mir als Vorsitzendem darüber Rücksprache zu halten. Ich darf daher offiziell festhalten, dass die Tagesordnung des Finanzausschusses vom Vorsitzenden bestimmt wird und nicht vom Sekretariat. Ich hoffe, dass dies ein einmaliges Versehen bleibt.“ 

Also, wenn man innerhalb des Bezirkes und innerhalb der ÖVP zu solchen Mitteln greifen muss, dann wundert es mich nicht, dass man hier nichts für den ersten Bezirk weiterbringt. Und das ist in Wirklichkeit das Traurige, meine sehr verehrten Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ. – GR Harry Kopietz: Erschütternd!) 

Und jetzt geht es aber darum - und das ist auch ein neues Kapitel in der Stadtpolitik -, dass erst einmal der Gemeinderat mit einem Beschluss dafür sorgen muss, dass eine ureigenste Aufgabe des Bezirkes, nämlich eine Sanierung einer Fußgängerzone, zeitgerecht über die Bühne gehen kann. Und ich erinnere auch daran, dass die Stadt Wien immer wieder im 1. Bezirk, gerade im 1. Bezirk, großzügige Unterstützung geleistet hat. 

Bei der Ringstraßensanierung haben es der damalige Bezirksvorsteher Franz Grundwalt und ich als Bezirksvorsteher-Stellvertreter in Verhandlungen erreicht, dass sogar 95 Prozent bezahlt wurden. Frau Ursula Stenzel scheint dazu nicht in der Lage zu sein, (GR Mag Alexander Neuhuber: Oh ja!) und das ist halt ein großer Schaden für den 1. Bezirk. Kollege Neuhuber, da können Sie noch so schreien, ich weiß ja auch, dass Sie selbst nicht glücklich sind mit den Zuständen im 1. Bezirk innerhalb der ÖVP, aber kümmern Sie sich darum, dass das Verhältnis dort einmal besser wird, dass man dann auch eine Vorstellung hat und in der Lage ist, ordentliche Verhandlungen mit der Stadt Wien zu führen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Da wir eben wollen, dass die Kärntner Straße und der Graben zeitgerecht saniert und fertig werden, weil wir eben die Wirtschaft im 1. Bezirk, die Geschäftsleute im 1. Bezirk zum Unterschied von der ÖVP nicht im Stich lassen, stelle ich hier einen Beschlussantrag, der da lautet: 

„Der Wiener Gemeinderat anerkennt die Leistung, welche die Bezirke für ihre Bezirksbevölkerungen erbringen und beabsichtigt, sie bei der Erfüllung Ihrer Aufgabe zu unterstützen.“ Und jetzt kommt der wichtigste Punkt: „Der Wiener Gemeinderat beschließt daher, dass Fußgängerzonen mit einer Größe von mehr als 5 000 m² im Falle einer grundlegenden Neugestaltung und Sanierung im Verhältnis 90 zu 10 Zentralbudget, Bezirksbudget, finanziert werden.“ 

Ich möchte mich auch bei der FPÖ bedanken, die hier sachlich auch mit uns gemeinsam diesen Antrag einbringt, möchte mich nochmals auch bei der Grünen Fraktion dafür bedanken, dass sie diesen Antrag auch mit unterstützt und ersuche die ÖVP, in sich zu gehen und sich vielleicht doch einen Schups zu geben, die Wirtschaft im 1. Bezirk zu unterstützen und dafür zu schauen, dass die Kärntner Straße und der Graben rechtzeitig saniert werden können. Es liegt bei Ihnen, auch bei der Fraktion des Wiener Landtags der ÖVP, ob Sie sich weiterhin Wirtschaftspartei nennen dürfen oder nicht. Wenn Sie hier dem Antrag nicht zustimmen, haben Sie meiner Meinung nach das Recht darauf verwirkt. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ – GR Harry Kopietz: Das haben sie schon!) 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. Danke schön. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen daher zur Abstimmung der Postnummer 10. - Wer der Postnummer 10 die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ so unterstützt, und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Es liegen einige Beschluss- und Resolutionsanträge, die zur Postnummer 10 abgegeben wurden, vor. Ich versuche, sie in der Reihenfolge des Einlangens abzustimmen. 

Der erste Beschluss- und Resolutionsantrag betrifft die Buslinie 26A, eingebracht von den Grünen. Hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gefordert. - Wer diesem Beschluss- und Resolutionsantrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GrüneN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. (GR Mag Rüdiger Maresch zur SPÖ: Aber geh!) 

Der nächste Beschluss- und Resolutionsantrag betrifft Sonderbudget für Generalsanierungen, Sanierungen und laufenden Betrieb von Pflichtschulen, eingebracht von der ÖVP. Auch hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der nächste Antrag, eingebracht von den Grünen betrifft Finanzierung von Schulsanierungen. Auch hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und GrüneN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Und der Antrag, der von SPÖ und FPÖ zu diesem Geschäftsstück eingebracht wurde, ist vor Kurzem vorgestellt worden und betrifft die Finanzierung von Sanierungen für Fußgängerzonen ab einer Größe von 5 000 m². Auch hier wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von SPÖ, FPÖ und GrüneN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 32 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Vereinbarung über die Behandlung von Abfällen im Umweltzentrum Simmering. Eine Wortmeldung dazu liegt mir nicht vor. 

Ich komme daher zur Abstimmung. - Wer diesem Geschäftsstück zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 34 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Wiener Naturwacht. Auch hier liegt keine Wortmeldung vor. 

Ich komme daher zur Abstimmung. - Wer der Postnummer 34 die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Unterstützung von ÖVP, FPÖ und SPÖ fest, und damit die ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 5 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Förderung an den Verein Homosexuelle Initiative Wien. Auch hier liegt keine Wortmeldung vor. 

Ich komme daher zur Abstimmung. - Wer diesem Poststück die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von ÖVP, SPÖ und GrüneN unterstützt und hat eine ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 6 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Förderung an den Verein Volkshilfe Wien. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Krotsch, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Mag Nicole Krotsch: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Kowarik. Ich erteile es ihm.

GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Gleich vorweg, wir werden dieses Poststück ablehnen, da wir nicht glauben, dass diese zu fördernde Institution, nämlich der Verein Sophie, eine Verbesserung des Prostitutionsproblems bringen wird. Wir haben bezüglich des Vereins Sophie schon Erfahrungen gemacht im 15. Bezirk. Sie werden wissen, meine Damen und Herren, oder vielleicht auch nicht, dass gerade im 15. Bezirk sehr große Probleme mit der Prostitution bestehen. 

Gerade im Grätzel der Äußeren Mariahilfer Straße, vor dem Technischen Museum, erleiden die Anrainer, vor allem in der warmen Jahreszeit, fast täglich Lärmbelästigungen durch Freier, aber auch durch Prostituierte, und Verschmutzungen liegen an der Tagesordnung und gehören dort fast zum täglichen Leben. Sie können sich vorstellen, dass die Lebensqualität dadurch sehr eingeschränkt ist. 

Wir haben sehr oft und sehr intensiv auf diese Missstände aufmerksam gemacht, und auch viele Bürger haben schon sehr oft ihre Probleme artikuliert und auch bei der Bezirksvorstehung und anderen Stellen vorgesprochen. Es gibt inzwischen auch eine Bürgerinitiative, die diese Anliegen vertritt. 

Festzustellen ist, dass vor allem die derzeitigen gesetzlichen Bestimmungen des Wiener Prostitutionsgesetzes für diese Situation ungenügend sind. Entscheidend ist hier der Abs 2 des § 4 des Wiener Prostitutionsgesetzes, wo eben die Anbahnung der Prostitution an mehreren Plätzen verboten wird. 

Ich werde Ihnen nichts Neues erzählen, hier wird von Schutzobjekten gesprochen, nämlich Kirchen, beziehungsweise Gebäuden die religiösen Zwecken gewidmet sind, Kindertagesheimen, Schulen und so weiter und so fort sowie Heil- und Pflegeanstalten. Dort ist die Anbahnung verboten, und auch in einem so genannten Schutzbereich im Radius von 150 m Luftlinie rund um eines dieser Schutzobjekte ist die Anbahnung der Prostitution verboten. Tatsache ist, dass diese Regelung leider Gottes fast nicht exekutierbar ist, weil ich glaube, es wird kaum eine Prostituierte, aber auch ein Polizist, nicht genau wissen, wo jetzt dieser 150 m-Radius rund um eine Kirche oder rund um einen Jugendspielplatz oder um eine Pflegeanstalt aufhört und wo er beginnt. Also diese Regelung ist etwas unglücklich. 

Die FPÖ hat hier schon öfters eine andere Variante oder eine Novellierung des Gesetzes vorgeschlagen, die folgendermaßen ausschauen soll: Es soll ein generelles Verbot der Anbahnung der Prostitution im Wohnbereich geben, und einzelne Gebiete sollen konkret per Verordnung nach Anhörung der jeweiligen Bezirksvertretung definiert werden, wo Prostitution erlaubt werden kann, damit es eine klare Richtlinie und auch eine klar zu vollziehende und exekutierbare gesetzliche Bestimmung gibt. 

Interessant ist in diesem Zusammenhang wieder einmal die Linie der SPÖ. Diese Problematik ist auch dem Bezirksvorsteher nicht neu. Er hat schließlich und endlich auch erkannt, dass das ein Riesenproblem ist und hat kurz vor den Wahlen, es war auf ORF.at, ein Interview gegeben, in welchem auch er meint, dass Prostitution im Wohnbereich nichts zu suchen habe und dass eine gesetzliche Änderung hier notwendig wäre. Das ist erfreulich, auch wenn es zufällig gerade vor der Wahl publiziert wurde, aber es ist einmal erfreulich, dass hier Bewegung ins Spiel kommt und dass auch der SPÖ-Bezirksvorsteher endlich die Leiden der Anrainer ernst nimmt und dementsprechend auch weiterdenkt. 

Tatsache ist auch, dass es offensichtlich aber unterschiedliche Wahrnehmungen in der SPÖ gibt. Ich darf an einen Pressedienst der Kollegin Straubinger erinnern, die festgestellt hat: „Die bestehende Rechtsgrundlage gegen illegale Prostitution ist ausreichend.“ 

Ich habe Ihnen dargestellt, es ist nicht ausreichend, und das sehe nicht nur ich so, sondern auch der Herr Bezirksvorsteher in unserem Bezirk, der tagtäglich mit den Anrainern und den Problemen der Anrainer konfrontiert wird. Sie haben auch festgestellt, Frau Kollegin, Ihre Einstellung zu der Sache sei, dass es die einzige Aufgabe, die die Stadt Wien in diesem Zusammenhang übernehmen kann, ist, bessere Lebensbedingungen für Prostituierte zu ermöglichen. 

Da sagen wir, das ist falsch. Es ist nicht die einzige Aufgabe der Stadt Wien, die Lebensbedingungen der Prostituierten zu verbessern, sondern es wäre auch Aufgabe der Stadt Wien, und vordergründige Aufgabe der Stadt Wien, die Anliegen und die Probleme der Anrainer und der Bürger, die dort wohnen, ernst zu nehmen und darauf zu reagieren. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ist das so einfach?) Sie haben auch … Bitte? (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ist das so einfach?) Ein sehr qualifizierter Beitrag, Herr Kollege, aber mehr habe ich von Ihnen nicht erwartet. Tatsache ist, dass eben durch diese Änderung des Prostitutionsgesetzes, die jetzt nicht in Händen der Polizei liegt, sondern eben Aufgabe des Wiener Gesetzgebers wäre, sehr wohl eine Verbesserung möglich wäre. 

Zum Verein SOPHIE: In unserem Bezirk gibt es schon eine Einrichtung dieses Vereines in der Ölweingasse. Der Bezirk hat damals, auch im Hinblick gerade eben auf diese schwierige Situation bei uns in der äußeren Mariahilfer Straße, diese Institution ebenfalls unterstützt. Wir können inzwischen feststellen - zumindest aus unserer Wahrnehmung -, die Erfolge dieses Vereines sind leider Gottes relativ bescheiden. 

Eine der wichtigen Aufgaben dieses Vereines wäre es natürlich auch, den Prostituierten beizubringen, beziehungsweise mit denen das zu besprechen und klarzumachen, wie auf Anliegen der Anrainer einzugehen ist. Das wäre eigentlich nicht so schwer, man müsste nur keinen Lärm erzeugen und dafür sorgen, dass Belästigungen unterbleiben. 

Tatsache ist, dass man dort bei dem Verein vielleicht Beratungen bekommt und in verschiedenen Sprachen auch Beratungen bei Schulden oder sonst irgendetwas bekommt, aber die eigentliche wesentliche Aufgabe, nämlich auch im Sinne der Anrainer eine Lösung dieses Problems herbeizuführen, ist leider Gottes überhaupt nicht eingetreten. 

Man hat in Wien sehr oft den Eindruck, dass Probleme nicht nur schöngeredet werden und gar nicht versucht wird, sie zu lösen, sondern ganz im Gegenteil, man hat das Gefühl, das wird verwaltet und gehegt und gepflegt und man setzt immer am falschen Punkt an, und anstatt die Probleme zu lösen, subventioniert man nur irgendwelche Vereine, trifft aber keine gesetzlichen Maßnahmen. 

Zu den Anträgen von den GRÜNEN: Selbstverständlich werden wir dem Poststück nicht zustimmen, wie wir auch dem ersten Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN nicht zustimmen werden. 

Zum zweiten Antrag, betreffend Abschaffung der Sittenwidrigkeit in der Prostitution: Da werden wir sehr wohl der Zuweisung zustimmen. Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau StRin Dr Vana. Ich erteile es ihr. 

StRin Dr Monika Vana: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Im Gegensatz zum Kollegen der Freiheitlichen Fraktion begrüßen die GRÜNEN die Subvention für „SOPHIE BildungsRaum für Prostituierte“. Wir glauben, dass es sehr wichtig ist, eine niederschwellige Beratungseinrichtung gerade für eine so marginalisierte und auch stigmatisierte und zum Teil auch kriminalisierte Zielgruppe in Wien zu haben. Der Bedarf ist groß. 6 000 bis 9 000 Sexarbeiterinnen arbeiten in Wien nach Schätzungen der Bundespolizeidirektion. 

Wir GRÜNEN wollen uns für die Verbesserung der Lebensrealitäten dieser Gruppe von Frauen einsetzen, für das Empowerment dieser Gruppe von Frauen, und deshalb begrüßen wir sehr, dass es diesmal zu einer etwas höher dotierten Jahressubvention von 150 000 EUR kommt, die eigentlich nur die Minimalausstattung ist für das, was es braucht, nämlich von der Krisenintervention über Sozial- und Arbeitsmarktberatung, über Gesundheitsförderung bis zu Streetwork. All dies bietet die Beratungseinrichtung SOPHIE. 

Wir glauben allerdings, dass für ein langfristiges und kontinuierliches Arbeiten und auch für die Unabhängigkeit eines Vereins und auch für die Sicherung der Qualität, für langfristige Sicherstellung von Qualität, eine Mehrjahresfinanzierung notwendig wäre. Und insofern stellen die GRÜNEN heute den Antrag, den Verein 
SOPHIE, so wie viele andere Fraueneinrichtungen in dieser Stadt, da dieser schon sehr lange besteht und sehr gut und erfolgreich gearbeitet hat, ab nächstem Jahr mit einer Mehrjahresfinanzierung auszustatten. 

Unser zweites Thema heute, das uns sehr wichtig ist - ich werde es ganz kurz machen – ist ein Thema, das jetzt durch die neue Regierungsbildung, welche Regierung auch immer kommen mag, nicht unter den Tisch fallen soll, und das ist die Abschaffung der Sittenwidrigkeit der Prostitution. 

Wir stehen immer noch vor der grotesken rechtlichen Situation in Österreich, dass Prostitution, also Sexarbeit, zwar erlaubt ist, aber immer noch laut OGH-Judikatur als sittenwidrig gilt. Das heißt, es werden zwar Einkünfte aus der Sexarbeit besteuert, aber es können gar keine rechtswirksamen Verträge abgeschlossen werden. Das heißt, Sexarbeiterinnen können ihren Lohn nicht einklagen, ihr Entgelt nicht einklagen, Honorare nicht einklagen, haben keine arbeitsrechtliche und sozialrechtliche Absicherung, da - entgegen der Rechtslage in anderen europäischen Ländern - Sexarbeit in Österreich immer noch nicht als Arbeit oder als Gewerbe anerkannt ist. Und zu diesem Schluss, dass dies eigentlich eine groteske Situation ist, die es auch rechtlich zu beenden gilt, kommen nicht nur die GRÜNEN seit Jahren, sondern auch eine Experten/Expertinnengruppe verschiedenster Ministerien, wo auch Länder und Sozialpartner eingebunden waren. Diese Arbeitsgruppe hat seit Mai 2007 im Rahmen der Task Force Menschenhandel getagt und ist zu dem Schluss gekommen, dass eigentlich die Sittenwidrigkeit längst abgeschafft gehört. Wir haben auch entsprechende Signale von Staatssekretärin Marek, aber auch aus der SPÖ erhalten und hoffen - und auch darauf bezieht sich unser zweiter Antrag heute - dass trotz neuer Regierungsbildung die Arbeit dieser Task Force nicht unter den Tisch fällt. Ich denke, dass die Prostitution etwas Wichtiges für Wien ist, und insofern stellen wir als zweiten Antrag den Antrag, dass sich der zuständige Gemeinderatsausschuss mit dieser Thematik befassen soll. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Straubinger. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Das Thema Prostitution beschäftigt uns ja immer wieder, und ich würde schon ganz gerne zwei Ebenen unterscheiden. Das eine ist die rechtliche Ebene, von der der Kollege aus der FPÖ gesprochen hat, nämlich dass es da neue gesetzliche Bestimmungen braucht. Sie haben in Ihrer Presseaussendung, die Sie Anfang September herausgegeben haben, davon gesprochen, illegaler Prostitution endlich einen Strich durch die Rechnung zu machen. Da möchte ich Ihnen schon sagen, illegale Prostitution ist verboten. Es ist nichts, das man mit einer neuen gesetzlichen Regelung auf Wien-Ebene ändern könnte oder ändern möchte, sondern das ist etwas, was verboten ist und was von der Polizei auch geahndet werden muss. Wir haben ein Wiener Prostitutionsgesetz, und wir haben ein Sicherheitsgesetz. Das sind Regelungen, die festsetzen, unter welchen Voraussetzungen Prostitution legal ist. Da haben Sie schon die Schutzzone vor oder rund um Kirchen und Kindertagesheime erwähnt und so weiter, dass Schutzzonen in öffentlichen Gebäuden bestehen, da gibt es gesundheitliche Bestimmungen, wie der vielzitierte Deckel, womit einmal wöchentlich Gesundenkontrolle erfolgt, und die Art und Weise, wie Prostitution in der Öffentlichkeit angebahnt werden darf, nämlich nicht in aufdringlicher Weise und nicht in belästigender Weise. Und all das sind gesetzliche Bestimmungen, die wir haben, die polizeilich und verwaltungstechnisch auch ein Strafmaß aufweisen und die sozusagen ausreichen. Da gibt es nichts, was man ändern müsste, sondern das gibt es alles schon. 

Und die andere Geschichte ist die Altersbestimmung. Herr GR Walter hat sich da auch noch kurz in die Presseaussendungen eingeschalten und gemeint, man müsse jetzt Kinderprostitution bekämpfen. Kollege Walter ist, glaube ich, nicht da, aber auch Kinderprostitution, ich glaube, das ist auch jedem klar in diesem Raum, ist etwas, das illegal ist. Da gibt es ein Schutzalter von 18 Jahren und auch da braucht es keine neue gesetzliche Regelung dafür. 

Für die Polizei gilt das auch, die ahndet das sozusagen auch, die kontrolliert auch immer wieder. Sie kontrolliert in den betroffenen Bezirken, und das sind vor allem der 15. Bezirk, und vor allem auch der 2. Bezirk, das Stuwerviertel sowie der 15. Bezirk hinter dem Westbahnhof. Da gibt es regelmäßig Kontrollen. Es gibt immer wieder auch Schwerpunktaktionen gemeinsam mit dem Magistrat, wo auch die Lokale kontrolliert werden. Im September erst war eine solche Aktion im 15. Bezirk. Damals gab es 45 Anzeigen und 2 Festnahmen und zwar nach dem Prostitutionsgesetz, nach dem Fremdenpolizeigesetz und nach dem Ausländerbeschäftigungsgesetz. Also, es gibt sehr viele gesetzliche Rahmenbedingungen, die zum Tragen kommen. 

Ein Problem ist natürlich, dass man das öfter machen könnte. Aber das ist ein Problem, und auch wenn sie mir jetzt vorwerfen, dass die Sozialdemokratische Fraktion das immer wieder erwähnt, denn das werden wir auch so lange erwähnen, bis hier die Ablöse geschaffen ist, nämlich dass wir zu wenig Polizeibeamte hier in Wien haben, die solche Aktionen auch vielleicht öfter durchführen können.

Die zweite Ebene aber ist eine soziale Ebene. Da geht es natürlich zum einen um die Bevölkerung. Und das weiß ich, und das wissen wir alle, und vor allem auch die Vertreter der Sozialdemokratie aus dem 15. Bezirk, dass die Bevölkerung durchaus belastet ist. Da kommt es zu Problemen, wie zum Beispiel zu Belästigungen, aber nicht nur durch die Prostituierten selbst, sondern durch die Freier, von denen Frauen auf der Straße angesprochen werden. Da gibt es zum Beispiel eine Bestimmung im Prostitutionsgesetz, die auch noch zu wenig bekannt ist, nämlich dass man auch Anzeige erstatten kann, wenn man auf der Straße von einem Freier oder von einem vorbeifahrenden Auto belästigt wird. Das heißt, diese Möglichkeit kann man auch nutzen, aber es gibt natürlich auch Probleme wie Lärm oder auch bei Drogen, aber auch hier ist es nicht so, dass es sozusagen keine Handhabe gibt. Darum gibt es auch diesen Akt, drum gibt es auch diesen Beschluss für diese Beratungseinrichtung Sophie, die zum einen natürlich für die Frauen da ist, die in diesem Bereich arbeiten, die eine, wie die Kollegin Vana auch gesagt hat, marginalisierte Gruppe von Frauen sind, die unter schlechtesten Bedingungen arbeiten, die keinerlei rechtliche Absicherungen in vielen Fällen haben, und dafür sind sie auch da, hier Hilfe zu leisten, hier zu beraten, soziale Hilfe, auch Beratung im Bereich Gesundheit, aber auch Beratung im Bereich Umstieg und Ausbildung sowie Weiterbildung zu leisten. Aber Sophie ist auch ein Ansprechpartner für die betroffenen Bezirke, für den 15. Bezirk, für den 2. Bezirk. Sophie hat auch Streetworker, das heißt, sie sind unterwegs, die reden natürlich auch mit den Frauen. Und natürlich sind auch Themen wie Lärm, zum Beispiel, ein Thema, und wir hatten ja auch schon Arbeitskreise im 15. Bezirk gehabt, da war ich auch dabei, wo auch diese Beratungseinrichtungen eingebunden waren. Und da geht es nicht nur um Sophie, da gibt es auch noch Lefö, die sich besonders auch um Migrantinnen kümmern, und da gibt es auch Streetworkerinnen vom STD-Ambulatorium, es gibt Streetworkerinnen im Sucht- und Drogenbereich, und es gibt auch noch eine mobile Einsatzgruppe, die ja auch am Westbahnhof jetzt unterwegs ist. 

Das heißt, es geht darum, dass wir hier nicht Gruppen gegeneinander ausspielen, weil es durchaus berechtigte Anliegen, nämlich jene der Frauen, die in diesem Bereich arbeiten und der Personen, die dort auch wohnen, gibt. Wenn Sie jetzt von einem Verbot sprechen und von klar definierten Zonen, wo das dann außerhalb der Wohngebiete stattfinden kann, dann sage ich Ihnen aber auch, reden Sie einmal mit der Polizei. Die ist nicht dafür, dass es solche klar definierten Gebiete gibt außerhalb irgendwo an der Peripherie, weil das natürlich ein Sicherheitsrisiko ist. Zum einen für die Frauen, aber zum anderen natürlich auch sozusagen, dass diese auch noch weiter weg sind und noch weniger kontrollierbar sind und weniger Einblick für die Polizei selbst bieten. 

Und dann muss man sich natürlich auch anschauen, wenn man sich dann zusammensetzt mit den einzelnen Bezirken, welcher Bezirk dann auch will. Dort, wo sozusagen genug Platz ist, können wir das gerne machen. 

Das heißt, es gibt nicht eine einfache Lösung, es ist nicht einfach ein Verbot oder eine Verbotszone, die die Lösung darstellen. Es gibt keine vollkommene Lösung des Problems, und deshalb, zum Beispiel, schaut sich jetzt auch das Ressort der Frauenstadträtin sehr genau an, wie andere Städte, andere europäische Hauptstädte, also jetzt nicht die kleinen Städte, wie das dort gelöst worden ist, und ich sage Ihnen, es ist natürlich nirgends völlig friktionsfrei. Es wird so keine hundertprozentige Lösung geben, aber man kann sich anschauen, wie haben das andere Städte gelöst, gibt es vielleicht Modelle, die man auch auf Wien anwenden kann. 

Und zu den Anträge der GRÜNEN, die ja beide auch auf Zuweisung sind, denen stimmen wir gerne zu. Nur zwei Worte dazu: Zum Antrag gegen die Sittenwidrigkeit, das ist ja auch schon lange der SPÖ ein Anliegen. Dass das für mich eine rechtlich völlig vertrackte Situation ist, dass es einerseits legal ist, aber auf der anderen Seite sittenwidrig und nicht einklagbar, da sind wir ganz einer Meinung, das ist aber eine Kompetenz, die beim Bundesgesetzgeber liegt, und ist deshalb auch an diesen gerichtet. 

Und zum anderen der ExpertInnenbericht, der ja auch über Federführung der Frauenabteilung im Frauenressort zum Thema Prostitution erstattet wurde: Auch dem stehen wir sehr positiv gegenüber, aber da möchte ich schon anmerken, dass auch bei diesem ExpertInnenbericht selbst festgehalten wurde, oder zumindest die Personen, die da auch beteiligt waren, festgehalten haben, dass das jetzt nicht alles Lösungen sind, die man so sofort umsetzen kann, sondern da muss man auch noch vertiefend diskutieren, vor allem auch mit Einbindung der Ausländerebene. 

Und zum Thema Dreijahresvertrag für Sophie, die es auch für andere Fraueneinrichtungen gibt: Ich habe das auch vorhin schon mit Kollegin Puller besprochen, die das eigentlich einbringen wollte, oder wird sie es noch, das habe ich jetzt nicht mitbekommen, oder ist es schon eingebracht worden. Haben Sie schon? (StRin Dr Monika Vana: Es sind zwei Anträge!) Ach ja, genau, die beide Anträge dann einbringen wird. 

Es ist jetzt schon klar, dass es ab 2009, das haben wir auch gesagt, zu einem Dreijahresvertrag mit Sophie kommen wird. Das heißt, es ist sozusagen schon ein erfüllter Antrag, wir werden aber der Zuweisung trotzdem zustimmen, die Frau Stadträtin macht es gerne auch noch einmal schriftlich; wir sind da ja inhaltlich durchaus einer Meinung. 

Abschließend möchte ich nur festhalten, dass man hier nicht die Interessen verschiedener Gruppen in Wien gegeneinander ausspielen soll, dass es die notwendige Hilfe für Frauen braucht, die in der Sexarbeit tätig sind und die in diesem Bereich sozusagen auch leben, mit diesen Problemen auch leben, dass es eine ganz wichtige Maßnahme ist, dass wir SOPHIE haben, die sich um diese Frauen auch kümmert und hier Hilfestellung leistet. Und ich freue mich daher sehr, dass wir diesen Beschluss heute fassen können, für Wien eine niederschwellige Beratungseinrichtung zu finanzieren. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Puller. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ganz kurz: Ich habe heute nur eine formelle Aufgabe, und diese ist, die zwei Anträge einzubringen, die von meiner Kollegin Monika Vana bereits erläutert wurden.

Der erste Antrag betrifft einen Dreijahresvertrag für das Projekt SOPHIE, den wir trotzdem gerne schwarz auf weiß hätten.

Der zweite Antrag betrifft die Abschaffung der Sittenwidrigkeit in der Prostitution.

Ich bitte um Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Frauenfragen, Integration, KonsumentInnenschutz und Personal.

Das war es auch schon. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Ich komme daher zur Abstimmung der Postnummer 6. - Wer der Postnummer 6 die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN fest, das ist mehrheitlich so angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung der beiden erwähnten Beschluss- und Resolutionsanträge. Beide Anträge sind Zuweisungsanträge.

Der eine Antrag befasst sich mit einem Mehrjahresvertrag für das Projekt „SOPHIE BildungsRaum für Prostituierte". Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Der zweite Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Abschaffung der Sittenwidrigkeit in der Prostitution. Auch dies ist ein Zuweisungsantrag. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 7 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an die waff Programm Management GmbH. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Krotsch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Nicole Krotsch: Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. Ich erteile es ihr.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Wir werden der Postnummer 7, dieser Subvention für den WAFF, in der es um eine Höhe von 140 200 EUR geht, unsere Zustimmung nicht geben. Wir haben ja bereits im Februar eine ähnliche Subvention in der Höhe von 286 200 EUR für selbiges Projekt gehabt. Es geht hier um die Aus- und Weiterbildung von Asylberechtigten beziehungsweise subsidiär Schutzberechtigten. 

Wenn man sich das Projekt durchliest, dann kommen wir wieder zu dem Punkt, über den wir heute schon einige Male gesprochen haben, nämlich der Kontrolle und dem Hinterfragen der Anlage von Geldern im Hinblick auf ihre Sinnhaftigkeit beziehungsweise auch darauf, ob diese Gelder richtig eingesetzt sind und ob nicht vielleicht andere Projekte beziehungsweise andere Subventionshöhen sinnvoller und wirtschaftlicher wären. Ich gehe auf zwei Punkte aus diesem Akt ein; da sollte man sich schon seine Gedanken machen, ob bei dem Projekt auch wirklich alles stimmt. 

Es ist erstmalig beschlossen worden, für diese Weiterbildungseinrichtung pro Person etwa 500 EUR für Aus- und Weiterbildungszwecke anzulegen oder vorzusehen. Man ist aber dann im Lauf der Zeit draufgekommen, dass dieses bestehende Angebot ganz offensichtlich für die Zielgruppe überhaupt nicht passt: dass sie einerseits überfordert sind, dass es sprachliche Barrieren gibt und so weiter. Statt nun dieses Angebot zu überdenken und bei dem Leistungsvolumen zu bleiben, ist man auf die Idee gekommen, man erhöht auf der anderen Seite sozusagen den Mitteleinsatz auf ungefähr 700 EUR pro Person. Ich glaube, das ist der falsche Weg, so kann das nicht sein. Es scheinen ganz offensichtlich auch die Projekte nicht richtig an dieser Zielgruppe orientiert zu sein. Da würden wir vorschlagen, es wären doch diese Programme zu überdenken, aber nicht ganz einfach die Mittel zu erhöhen. Das ist sicher nicht der richtige Weg.

Weiters finden wir in diesem Akt auch vieles aufgelistet, er zeigt die Herkunftsländer oder die Ausbildungsdaten der einzelnen Personen an. Die Ausbildungsabschlüsse werden einerseits durch vorgelegte Dokumente beziehungsweise die eigenen Angaben der Betroffenen so vorgenommen. Ich glaube, das ist nicht immer eine realistische Darstellung der tatsächlichen Kenntnisse und Fähigkeiten, und ich glaube, hier wäre innerhalb dieses Projektes einiges zu überdenken.

Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sie haben erst gestern einen Pressedienst gemacht, in dem Sie - und das gehört ja auch zum Bereich der Integration - sagen: Wir lassen uns die Integrationsarbeit nicht schlecht machen. Das ist allerdings in Richtung der grünen Klubobfrau gegangen, aber darum geht es gar nicht. Mir geht es darum, was Sie gerade auch in diesem Bereich Integration tun, und ich wage hier zu behaupten, dass letztlich das Wahlergebnis nicht unwesentlich mit der Integrationsarbeit in Wien zusammenhängt - oder mit der Nichtintegrationsarbeit in Wien zusammenhängt, die sehr viele Bürger verdrießlich gemacht hat und die auch sehr viele Bürger dazu gebracht hat, die SPÖ in Wien nicht mehr zu wählen, weil sie eben darunter leiden, dass Integration in Wien in weiten Bereichen nicht stattfindet. 

Sie sagen, das Vergrößerungsglas sollte man nicht auf Problemlagen richten. Ja, wohin denn, bitte? Selbstverständlich muss man das Vergrößerungsglas genau auf Probleme richten! Genau bei diesen Problemen muss man ansetzen und den Zug in eine andere Richtung bewegen. Nur dann wird es gelingen, hier wirklich zu Verbesserungen zu kommen.

Wir werden jedenfalls dieses Poststück ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Hoch. Ich erteile es ihm.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Wir werden dieses Poststück ablehnen. Das hat aber keine inhaltlichen Gründe. Ich bin im Gegensatz zu meiner Vorrednerin schon der Meinung, dass jeder Versuch begrüßenswert ist, Menschen aus anderen Herkunftsländern zu integrieren. Warum wir dieses Projekt diesmal ablehnen, hat zwei Gründe. Erstens gibt es keine Evaluierung der vorangegangenen Jahre: Wie viele der Personen haben diese Schulung – 704 Personen werden in dem Antrag genannt - wirklich beendet? Wie viele haben sich dadurch beruflich verbessert beziehungsweise einen Job-Einstieg geschafft?

Wenn ich mir das in unserem Nachbarbundesland Niederösterreich anschaue: Da gibt es dieses „Job konkret" des AMS Niederösterreich, da weiß man es immer sehr genau. Wenn dort jedes Jahr um eine neue Förderung angesucht wird, ist im Antrag immer auch eine Evaluierung des vorangegangenen Projektes drinnen. Dort haben sie ein ähnliches Projekt gehabt, und da steht dann ziemlich genau drin: 88 Prozent der Kursteilnehmerinnen und -teilnehmer haben eine Anstellung durch diese Schulung bekommen und haben auch so und so viel an Einkommen. Das fehlt hier, wie immer bei diesen Projekten, bei denen der Wiener Arbeitnehmer Förderungsfonds seine Hände im Spiel hat.

Der zweite Grund dafür, dass wir diesmal dieses Poststück ablehnen, ist einfach die verwirrende Struktur dieses Projektes, die sich zeigt, wenn ich mir anschaue, dass da fünf Ebenen notwendig sind, um dieses Projekt abwickeln zu können. Um die Finanzierung auf regionaler Ebene zum Beispiel kümmert sich die WAFF-Geschäftsführung; die Finanzverantwortung und die Administration dieses Projektes macht die waff Programm Management GmbH; um die Koordination kümmert sich die MA 17; die Bildungsmaßnahmen werden vom AMS bereitgestellt; die Akquisition von Zielpersonen macht der Fonds Soziales Wien und ein bisschen die MA 40; und die operative Abwicklung des gesamten Projektes wird vom Beratungszentrum für Migranten und Migrantinnen vorgenommen. 

Das ist ein Wirrwarr, in dem Fehler passieren. Ich habe in den letzten Tagen selbst ein bisschen nachtelefoniert, und da hört man dann, wenn man sich intern erkundigt, dass sie gerade für dieses Projekt zum Beispiel auf Föderansuchen warten, die sie auch positiv bewilligen würden, aber diese kommen einfach nicht. Das ist jetzt nicht die Schuld eines WAFF-Mitarbeiters oder einer WAFF-Mitarbeiterin, es ist einfach dieser Dschungel, der aus verschiedenen Strukturebenen zusammengesetzt ist. 

Wenn ich mir das vom Budget 2007/2008 her weiter anschaue: Da wurde auch einfach zu viel beantragt. Das sind 40 000 EUR, die nicht verwendet worden sind, die haben wieder zurückbezahlt werden müssen. Das alles ist ein Problem, wenn ich da vier, fünf Ebenen habe, wobei die eine nicht weiß, was die andere tut. 

Da sollte man jetzt schon schauen, dass wir bei solchen Projekten wirklich eine Vereinfachung der Strukturen zusammenbringen. Wir haben das, glaube ich, ohnehin schon vor zwei oder drei Jahren - da waren Sie noch Gemeinderätin und Vorstandsvorsitzende des WAFF - einmal kurz besprochen. Da hat es geheißen, wir schauen, dass wir das relativ rasch umsetzen, nämlich dass wir das einfacher gestalten - aber das ist eben diesmal wieder nicht passiert!

Wir werden aus diesem Grund das Poststück ablehnen. Ich betone aber noch einmal, dass für uns der Inhalt, dass für uns diese Schulungen für Asylwerber in der Bundesbetreuung schon auch sinnvoll sind. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Mag Nicole Krotsch: Meine sehr geehrten Damen und Herren!
Wir sprechen heute über ein sehr wichtiges Projekt, das den Namen „Perspektive" trägt. Im Jahr 2007 haben in Österreich 5 197 Menschen Asyl erhalten, und gerade mit der Anerkennung müssen Asylberechtigte ihr Leben hier in Wien ganz neu ordnen und beginnen. Neben dem Erwerb der grundlegenden Sprachkenntnisse ist die Integration in den österreichischen Arbeitsmarkt eine der zentralen Herausforderungen für die Asylberechtigten. Um diesen Personen den Zugang zum österreichischen Arbeitsmarkt zu erleichtern, wurde im Jahr 2006 dieses Projekt „Perspektive" ins Leben gerufen. Wir haben von April 2006 bis April 2008 704 Personen gehabt, die diese Beratung in Anspruch genommen haben. 

Bei dem Projekt geht es insbesondere darum, die vorhandenen Potenziale und Qualifikationen, die sie aus dem Herkunftsland mitbringen, in die Realität des österreichischen Arbeitsmarktes optimal einzubinden, sie optimal zu nutzen und eine dauerhafte Integration in den österreichischen Arbeitsmarkt zu erreichen. Zwei Elemente sind hier besonders wichtig, einerseits eben die gezielte, kompetente Beratung, die durch das Beratungszentrum für Migranten und Migrantinnen sehr gut und auf sehr kompetente Weise wahrgenommen wird. Es werden hier die mitgebrachten Qualifikationen erhoben und in Beziehung gesetzt zu den Qualifikationen, zu dem Ausbildungs- und Weiterbildungssystem in Österreich. Auf dieser Grundlage, auf Grund dieser Beratung im Hinblick auf die Qualifikationen aus den Herkunftsländern, auf die mitgebrachten Qualifikationen wird ganz gezielt und individuell eine Berufsperspektive - wie das Projekt ja auch heißt - erstellt.

Das zweite Element ist die Finanzierung von konkreten Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen, die auf die Person zugeschnitten sind. Da kann man sehr wohl von einer breiten Palette von sinnvollen und nötigen Maßnahmen sprechen, Frau Kollegin Matiasek. Es wird nämlich sehr individuell und sehr konkret beraten, und Maßnahmen werden zugeschnitten, damit dies auch von Erfolg gekrönt ist.

Im vorliegenden Akt haben wir gesehen, dass es für die Jahre 2008 und 2009 140 200 EUR sind, die wir heute beschließen. Eine sinnvolle Abwicklung ist nur gegeben mit den Geldern des EFF, des Europäischen Flüchtlingsfonds; hier haben wir das Okay erhalten. Der WAFF ist insofern eingebunden, als hier die Abwicklung abläuft. 


Daher, Kollege Hoch, verstehe ich Ihre Aufregung nicht. Sie sind WAFF-Kuratoriumsmitglied, Sie kennen und - ich glaube, das in vielen Sitzungen mitbekommen zu haben - Sie schätzen die Arbeit des WAFF, die eine wirklich hervorragende und sehr gute ist. Wenn von einem Dschungel und Wirrwarr mit den vielen PartnerInnen, die hier involviert sind, gesprochen wird, möchte ich entgegnen, dass gerade das die Stärke dieses Projektes ist, dass die Kooperation dieser vielen PartnerInnen wie AMS, FSW et cetera, mit dem jeweiligen Know-how, mit der jeweiligen Erfahrung, die die einzelnen KooperationspartnerInnen einbringen, auch diese Stärke sind, um sehr innovativ und breit gefächert diesen Menschen einen wirkungsvollen Anreiz zu bieten.

Ich möchte abschließend noch sagen, dass wir in Wien sehr stolz auf die Integrationspolitik sein können, dass wir für ein breites Bündnis des Miteinanders stehen und gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit auftreten. In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung zu dem vorliegenden Akt. (Beifall bei der SPÖ und von StR David Ellensohn.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur Abstimmung. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Postnummer 7 die Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Damit sind wir am Ende der öffentlichen Sitzung angelangt. Diese Sitzung ist geschlossen.

(Schluss um 16.16 Uhr.)
